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Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung tber die Gebihren im Zivil-
standswesen (ZStGV) ("Bundeslosung Infostar" und zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und
Fehlgeborener); Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Iseli
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 9. Méarz 2018 sind die Kantonsregierungen eingeladen worden, zu oben erwahn-
ter Angelegenheit Stellung zu nehmen. Wir danken daftir und nehmen die Gelegenheit gerne wahr.

1. Zur geplanten Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung lber die Ge-
buhren im Zivilstandswesen (ZStGV)

1.1 Fehlgeburt und Totgeburt

Der Regierungsrat hat Verstandnis dafur, den — sehr vielen — Betroffenen einer Fehlgeburt eine bes-
sere Trauerverarbeitung zu ermdglichen. Die vorgeschlagenen neuen Regelungen fir Fehlgeborene
erscheinen dafir jedoch insgesamt als nicht geeignet, im Wesentlichen aus folgenden Grinden:

Es ist fraglich, ob fiir die vorgeschlagene Regelung der Fehlgeborenen in der Zivilstandsverordnung
(ZStV) eine gentigende gesetzliche Grundlage auf Stufe Schweizerisches Zivilgesetzbuch (ZGB)
besteht. Fehlgeborene haben mit der Beurkundung des Personenstands im Sinne des ZGB nichts zu
tun. Eine generelle Neuregelung der Rechtsfahigkeit im ZGB musste mit allen komplexen Konse-
guenzen (Erbberechtigung etc.) erfolgen. Eine solche sollte folglich nicht angestrengt werden.

Zudem ist insbesondere auch die Problematik der (oftmals &usserst aufwendigen) Registrierung von
auslandischen Personen zu beachten, falls diese einzig aufgrund einer Fehlgeburt die Aufnahme in
Infostar erlangen kdnnen. Bereits aus diesem Grund ist auf eine Aufnahme in Infostar zu verzichten.
Eine reine Bestatigung durch das Zivilstandsamt dirfte im Sinne des Verhéltnismassigkeitsprinzips
fur die Trauerbewaltigung ausreichend sein (vgl. nachfolgenden Lésungsvorschlag). Sollte an einer
Registrierung festgehalten werden, ware eine reduzierte Losung anzustreben, in der lediglich das
Fehlgeborene in Infostar aufgenommen wird und die Abstammung nicht durch Verknipfung erfolgt.

Zu Uberdenken sind ferner die Regelungen zur Totgeburt, allenfalls auch im Kontext zu den Arbeiten
Infostar NG (New Generation). Die heutige Situation, wonach Registrierungsgrundlagen ausgedehnt
werden, um internationalen Vorgaben hinsichtlich der Statistik gerecht zu werden, ist unbefriedigend.



Vergleiche zu anderen Landern zeigen, dass es durchaus andere, geeignetere Lésungen gibt, wel-
che den Zivilstandsdienst entlasten, ohne das eigentliche Ziel der Statistik aus den Augen zu verlie-
ren.

Fragen der Bestattung und die Abgabe eines geeigneten Dokuments, welches die Tatsache einer
Fehlgeburt bestatigt, sind unbestrittenermassen gesamtschweizerisch zu regeln. Wir beantragen
Ihnen allerdings eine niederschwelligere Losung. Diese wiirde generell Tot- und Fehlgeburten von
der Beurkundung im Personenstandsregister ausnehmen und beide Ereignisse gleich behandeln.
Beispielsweise erscheint die Abgabe einer Bestéatigung zuhanden der Eltern und des Bestattungs-
amts, wie sie das deutsche Recht kennt, als sinnvoll und verhaltnisméassig. Konkret lautet die ent-
sprechende Bestimmung der deutschen Verordnung zur Ausfihrung des Personenstandsgesetzes
(Personenstandsverordnung, PStV) wie folgt:

§ 31 Lebendgeburt, Totgeburt, Fehlgeburt

(1) Eine Lebendgeburt liegt vor, wenn bei einem Kind nach der Scheidung vom Mutterleib
entweder das Herz geschlagen oder die Nabelschnur pulsiert oder die natirliche Lungenat-
mung eingesetzt hat.

(2) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des Lebens gezeigt, betragt das Ge-
wicht der Leibesfrucht jedoch mindestens 500 Gramm, gilt sie im Sinne des § 21 Abs. 2 des
Gesetzes als ein tot geborenes Kind.

(3) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des Lebens gezeigt und betragt das
Gewicht der Leibesfrucht weniger als 500 Gramm, handelt es sich um eine Fehlgeburt. Sie
wird in den Personenstandsregistern nicht beurkundet. Eine Fehlgeburt kann von einer Per-
son, der bei Lebendgeburt die Personensorge zugestanden héatte, dem Standesamt, in dessen
Zustandigkeitsbereich die Fehlgeburt erfolgte, angezeigt werden. In diesem Fall erteilt das
Standesamt dem Anzeigenden auf Wunsch eine Bescheinigung mit einem Formular nach dem
Muster der Anlage 13.

(4) Eine Fehlgeburt ist abweichend von Absatz 3 als ein tot geborenes Kind zu beurkunden,
wenn sie Teil einer Mehrlingsgeburt ist, bei der mindestens ein Kind nach Absatz 1 oder 2 zu
beurkunden ist; § 21 Abs. 2 des Gesetzes gilt entsprechend.

Sollte der Bundesrat trotz der grundsatzlichen Bedenken die in der Vernehmlassung unterbreitete

Ldsung einfihren wollen, sind in Anlehnung an die Vernehmlassung der Konferenz der kantonalen
Aufsichtsbehérden im Zivilstandsdienst (KAZ) folgende offenen Fragen zwingend zu klaren bezie-

hungsweise zu prazisieren:

1. Der Vernehmlassungsentwurf suggeriert, dass der Antrag um Beurkundung der Fehlgeburt im
Einvernehmen von Mutter und Vater ausgeht. Dies wird allerdings nicht immer der Fall sein. Fol-
gende Teile der Vorlage mussten in dieser Hinsicht detaillierter geregelt werden:

a) Die Mdglichkeit, dass ein Mann ohne Wissen und Einverstandnis der Mutter eine Fehlgeburt
im Register eintragen lasst, erscheint ausserst problematisch (eine Bestatigung analog der
deutschen Lésung ware unproblematischer), zumal der andere Elternteil nicht benachrichtigt
wird (vgl. Bericht, Seite 7 oben) und somit keine Moglichkeit hat, sich gegen den Eintrag zu
wehren (vgl. auch die unklare Aussage im Bericht, Schema Fehlgeburt Seite 12, unten links).

b) Die Erklarung zum Familiennamen und Vornamen dirfte bei nicht Verheirateten nur die Mutter
abgeben, da noch keine gemeinsame Sorge vorliegt. Bei Fehlgeburten und Totgeburten wah-
rend der Ehe sollen dieselben Regeln wie bei einer Lebendgeburt fiir die Namensgebung usw.
angewendet werden.

¢) Es sollen fur die Anmeldung und Beurkundung der Fehlgeburt in Art. 9¢c Abs. 3 ZStV keine an-
deren Zustandigkeiten geschaffen werden, als sie heute fiir Lebend- und Totgeburten gelten.
Wenn Mutter und Vater unabhangig voneinander je einen Antrag auf Beurkundung der Fehl-
geburt bei zwei unterschiedlichen Zivilstandsamtern einreichen kénnen, fuhrt dies zu aufwen-
digen Bearbeitungsprozessen und schafft letztlich die Grundlage fir Doppelerfassungen in In-
fostar.
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d) Die Frist fur die Anmeldung der Fehlgeburt von einem Jahr ist angesichts der Moglichkeit,
dass die betroffene Frau in dieser Zeit bereits ein weiteres Kind empfangen und zur Welt ge-
bracht haben kann, sehr lang und kann bei der Registrierung zu Chronologieproblemen fiih-
ren. Infostar lasst zurzeit lediglich den Eintrag einer Geburt mit einem Gestationsalter von
mindestens 16 Wochen zu, weshalb eine wohl unverhéltnismassig teure Systemanpassung
vor dem Inkrafttreten erfolgen misste.

2. Die Mdglichkeit der Anerkennung eines fehlgeborenen Kindes ist zu Uberdenken. Problematisch
ist es, wenn eine verheiratete Mutter ein Engelskind registrieren lassen will und erklart, der biolo-
gische Vater sei nicht der Ehemann und als Vater sei nun der biologische Vater zu registrieren.
Dies ist zu unterbinden, unter anderem auch bezlglich der technischen Verarbeitung in Infostar,
welche ein aufwendiges Herunterléschen (mindestens teilweise) von Personenstanden bedeuten
kann.

3. Weiter stellt sich bei der vom Bund vorgeschlagenen Losung die Frage, wer das zwingend in In-
fostar zu registrierende Geschlecht bei Fehlgeburten unter 500 Gramm bestimmt. Ein Arzt durfte
dazu nicht in jedem Fall in der Lage sein (Art. 9a Abs. 3 ZStV) und ein Wahlrecht der Eltern, wie
dies das Eidgendssische Amt fur das Zivilstandswesen (EAZW) mittels Weisung allenfalls regeln
kénnen soll, erscheint auch fir die Betroffenen nicht befriedigend.

4. Die Namensbestimmung sollte sich an die Regeln des ordentlichen Namensrechts halten und
nicht ein freies Wahlrecht zulassen.

5. Die Gebuhrenregelung erscheint nicht durchgehend rechtsgleich und nachvollziehbar. Die grund-
satzliche Gebuhrenfreiheit der Registrierung einer Geburt wird in verschiedener Weise durchbro-
chen, wobei nicht in jedem Fall nachvollziehbar ist, wann eine Meldung "unabhé&ngig” von einer
Geburt erfolgt ist.

6. Die Ubergangsbestimmung gemass Art. 94a ZStV zur unbefristet riickwirkenden Registrierung
eines Ereignisses ist zu offen und birgt die Gefahr von Chronologieproblemen, wenn fir die be-
reits erfassten Eltern zwischenzeitlich Zivilstandsereignisse registriert wurden. Eine Beschran-
kung auf ein Jahr vor Inkrafttreten der ZStV-Anderung zur nachtraglichen Beurkundung von Fehl-
geburten sollte ausreichen, zumal zur Trauerbewaltigung nicht die Registrierung im Vordergrund
stehen dirfte, sondern die daraus entstehenden Mdéglichkeiten beispielsweise einer Bestattung.
Ferner kann der erforderliche Nachweis einer Fehlgeburt nach Jahrzehnten schwierig werden und
unlésbare Fragen aufwerfen.

7. Nachbeurkundungen von im Ausland erfolgten Fehlgeburten sind zu unterlassen, da weder im
Bundesgesetz Uber das Internationale Privatrecht (IPRG) noch im ZGB eine Rechtsgrundlage da-
fur besteht.

8. Auszufiihren ware im Bericht noch, welche Dokumente beziehungsweise Ausweise das Zivil-
standsamt an die betroffenen Personen abgeben kann beziehungsweise muss.
1.2 Bundeslésung Infostar

Den vorgeschlagenen benutzerabhangigen Beitrag an Infostar begriisst der Regierungsrat grund-
satzlich. Die Lernenden sollten im Sinne der Ausbildungsférderung und der zeitlich befristeten Nut-
zung allerdings vom Beitrag ausgenommen sein.
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2. Analyse und Uberarbeitung der Gebiihren im Zivilstandsdienst

Der Regierungsrat begrisst die nach mehrfacher Forderung der Kantone vom Bund aufgegriffene
Thematik der Gebuhrensituation im Zivilstandsdienst.

Der Kanton Aargau und seine 18 Regionalen Zivilstandsamter sind selbstverstandlich bereit, die
erforderlichen Auskinfte fur die Beurteilung und Einfiihrung kostendeckender Gebuhren zu erheben
und bekannt zu geben.

Die konkrete — sehr zeitaufwendige — Erarbeitung der notwendigen Grundlagen fir die Festlegung
der Kostendeckung der einzelnen Geschéftsfalle hat auf Basis von durch den Bund festgelegten
Kriterien zu erfolgen, damit die Aussagekraft und die Vergleichbarkeit in den Kantonen gegeben ist
und eine bundesweit rechtlich vertret- und belegbare Lésung erarbeitet werden kann.

Die kantonale Aufsichtsbehdrde wird dem EAZW beispielhafte Listen von Zivilstandséamtern mit ak-
tuellen Angaben zu einzelnen Geschaftsfallen als Anhaltspunkt fir vertiefte Analysen zusammen mit
weiteren Anregungen seitens der Zivilstandsdmter Gbermitteln.

Wir danken Ihnen flr die Berlicksichtigung unserer Vernehmlassung.

Freundliche Grisse

Im Namen des Regierungsrats

Alex Hurzeler Vincenza Trivigno
Landammann Staatsschreiberin
Kopie

« lukas.iseli@bj.admin.ch
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Walter Sibyll BJ

S O T L o
Von: Werthmiller Oliver DVIARP <Oliver.Werthmueller@ag.ch>
Gesendet: Donnerstag, 31. Mai 2018 13:40
An: Iseli Lukas BJ
Cc: Bamert Andreas DVIARP; Baumgartner Sarina DVIARP
Betreff: STN Kt. AG 31.05.2018 VNL Bundesldsung, Fehlgeborene

(Zusatzmitteilung und Beilagen 1-4)

Anlagen: 20180425-115047-owee.pdf; 20180425-115057-owee.pdf;

20180425-115059-owee.pdf; 20180425-115122-owee.pdf

Lieber Lukas

In Ergénzung zur Vernehmlassung des Kantons Aargau sende ich dir die darin angekiindigten Unterlagen zur
Thematik Gebiihreniiberprifung. Gerne sind wir bereit, an einer konkreten Analyse teilzunehmen, damit die
notwendigen Grundlagen fiir eine entsprechende Erfassvorlage vorhanden sind.

Zusatzlich zu den in den Beilagen enthaltenen Informationen und Vorschlagen méchten wir noch auf die Problematik
der bisher grundséatzlich zwingenden Rechnungsstellung auch bei Kleinstgebiihren hinweisen, deren Hohe den
Aufwand des Inkassos und der Rechnungsstellung nicht rechtfertigt. Ein entsprechender Passus mit Ermessen der
anwendenden Behdrde ist angezeigt.

Fir eure Beriicksichtigung der Vernehmlassung und der Hinweise zu den Gebiihren danken wir bestens.

Fir Fragen stehen selbstverstindlich zur Verfligung.
Beste Griisse

Oliver Werthmiiller

KANTON AARGAU
Departement Volkswirtschaft und Inneres

Oliver Werthmuller, lic. iur. Flrsprecher
Leiter Rechtsdienst

Abteilung Register und Personenstand
Rechtsdienst

Bahnhofplatz 3c, 5001 Aarau

Telefon direkt 062 835 14 33
Telefon zentral 062 835 14 30
Fax 062 835 14 39
oliver.werthmueiler@ag.ch



Beilage zur Vernehmlassung des Kantons Aargau i.S. Uberpriifung ZStGV
(ausgewahlte Rickmeldungen der Regionalen Zivilstandsamter)

Regionales Zivilstandsamt Zofingen:

Es fehlen auf der Zusammenstellung des Zivilstandsamts Aarau (vgl. Uberarbeitete Liste basierend auf
der Analyse von 2012) die ab 2012 neu hinzugekommenen Aufwdnde wie:

- Neues Namensrecht ab 1.1.2013 (Erhohter Abkldrungs- Beratungsaufwand, insbesondere bei
Eheschliessungen und 2. Geburten)

- Einfragung Vorsorgeauftrag ab 1.1.2013 (Erh6hter Beratungsaufwand und Anmerkung im
Register)

- Massnahmen gegen Zwangsheirat ab 1.7.2013 (Erhéhter Abklarungsaufwand)

- Anpassung Namensrecht flr aussereheliche Kinder ab 1.7.2014 (Erh6hter Abkldrungsaufwand)

- Erkidrung gemeinsame elterliche Sorge ab 1.7.2014 (Mehraufwand Beratung und Beurkundung)

- Erziehungsgutschriften (Beratung und Entgegennahme der Erklarung)

- Anderung Adoptionsrecht ab 1.1.2018 (erhéhter Abkldrungsaufwand betreffend Ausstellung von
Dokumenten)

Auf der damaligen Zusammenstellung fehlt der Aufwand fur die Familienforschung ebenfalls ganzlich.
Diese hat in den letzten Jahren geradezu explosionsartig zugenommen und dirfte einen nicht zu
unterschatzenden Mehraufwand bedeuten. Daher muss aus meiner Sicht bei allen Geschéftsfallen der
Produkteklasse 1 mehr Aufwand eingerechnet werden. Offensichtlich wird dies beim Geschaftsfall
Kindesanerkennung CH. Gerade hier wird heute in der Regel gleichzeitig die elterliche Sorge + die
Erziehungsgutschriften geregelt. Zudem sind die neuen Aufwande betreffend elterliche Sorge,
Erziehungsgutschriften, Vorsorgeauftrdge und die Familienforschung zwingen neu als eigenstandige
Produkte aufzufGhren und aufwandmassig zu beziffern.

Regionales Zivilstandsamt Bremgarten

Unsere Kundschaft ist anspruchsvoller geworden, fragt mehr nach und wiinscht sich eine umfassende
Beratung. Oft tauchen wahrend eines Gespraches noch Fragen auf, welche einen anderen
Geschéaftstall betreffen oder Fragen, welche wir eigentlich nicht beantworten missten (z.B.
Erziehungsgutschriften).

Regionales Zivilstandamt Mellingen

Die Anspruchshaltung der Bevalkerung hat sich vollig verandert. Heute wird alles hinterfragt, die
Akzeptanz von Regeln und Bestimmungen wird immer geringer. Dies fihrt zu einem Mehraufwand
gerade in der Beratungs- und Erklarungstétigkeit. Die Beratungspflicht der Zivilstandsamter ist
bekanntlich in Art. 16 Abs. 5 ZStV festgehalten. Auch die Verdanderung der Bevdlkerungsstruktur, d.h.
vermehrt Menschen aus aller Herren Lander, fihrt zu Mehraufwand und Abkehr von
Routinetatigkeiten.

Nicht bertcksichtigt in der Analyse von 2012 ist auch die generelle Zunahme der Bevélkerung, wovon
das ganze Kantonsgebiet betroffen ist. Alleine im Kreis Mellingen hat die Beviélkerung in den 13
Jahren um 6000 Einwohner zugenommen, Tendenz nach wie vor steigend.

Regionales Zivilstandsamt Rheinfelden
Beispiele fiir Gebiihrenanpassungen sind:

Porto (neu) CHF 2.50 Inland / CHF 5.00 Ausland

Erkidrung gem. elterl. Sorge / Erziehungsgutschrift CHF 75.00

Abschaffung der 15-(gratis)Grenze bei Aktenprifungen; sondern Aktenpriifung bei Erstaufnahme
{insbeso. bei AE, Ehe, Vorreg., NaE etc. / chne Geburt/Tod) Grundgeblihr CHF 75.00 (wenn mehr als
15 CHF 75.00/ %2 H)



Regionales Zivilstandsamt Aarau

Hinweise und Bemerkungen zur beiliegenden und Giberarbeiteten Liste der Analyse aus
dem Jahr 2012:

Besonders darauf hinzuweisen ist, dass bei allen Personenaufnahmen mit vorgéngig
erforderlicher NSA-Erklarung der zusétzliche Zeitaufwand enorm ist. Die Einforderung der
Unterlagen beim SEM, die Vorladung der Parteien, die Befragung und die Datenabklarungen
in der Regel unter Einbezug eines Dolmetschers, die Einholung der kantonalen Bewilligung
und die abschliessende Entgegennahme der Erkldrung wieder mit Einbezug eines
Dolmetschers, fordern jeweils einen zuséatzlichen Zeitaufwand zwischen 2 und 5 Stunden pro
Fall. Die Spital-Zivilstandsamter leider speziell unter diesem zusatzlichen Aufwand. In den
Amtsleiterkonferenzen wurde und wird auch sténdig darauf hingewiesen.

In diesen Fallen erachte ich die Einfihrung einer neuen Geblhr als prifenswert (ja sogar als
nétig). Dies auch im Hinblick darauf, dass die friihere Maxime, wonach alle Aufgaben mit der
Verarbeitung eines natlrlichen Ereignisses (Geburt und Tod) kostenfrei sind, abgewichen
wird. Es ist storend, dass das Zivilstandsamt fir den enormen zuséatzlichen Aufwand keine
Gebuhr erhalt, die Bewilligung der Entgegennahme der NSA-Erklarung durch die
Aufsichtsbehorde jedoch gebiihrenpflichtig ist. Auch hier trifft es vor allem wieder die
Spitaldmter. Bei vielen Geburten, welche eine NSA-Erklérung erfordern, handelt es sich um
keine Einwohner des "Spital-Zivilstandskreises", welche somit auch nichts zur Finanzierung
des Amtes beitragen. Auch bei einer nachfolgenden Anerkennung ist die Verlockung des
"Wohnort-Zivilstandsamtes" natirlich gross, die Parteien an das ZA des Geburtsortes zu

verweisen.
Folgende Zahlen mdgen unser Begehren zu stitzen:

In Aarau pro Jahr Gber 200 NSA a durchschnittlich 3 Stunden = 600 Stunden/Jahr

6‘00 Stunden/Jahr = Kosten von Uber CHF 50'000.00



Analyse Zivilstandsémter Kanton Aargau

Kapazitdtsrechnung Produkte / Prozesse ZivilstandsamtSins
#Wengen,
Haufigk./ ZeltiFall} ! ; E M Netto Brutto| Total Nette] Total Brutto
Produkte { Prozesse : Jahrp (min}, Netto ™~ | Stunden Stunden Stunden Stunden
Produkt 1 Klassische Geschiftsfiile
. Kindesanerkennung CH 13 60 13
X Kindesanerkennung Auslandbeteiligung 3 B A 4
Geburt CH 30 0
¥ | Geburt Auslandbeteiligung - o 0
Eheschliessung ohne Dolmetscher / .
Fremdsprache 31 o8 ¢ 52
Eheschliessung mit Dolmetscher / Fremdsprache 1 20 10 2
Eingetragene Partnerschaft ) ) 1  be {0 2
Todesflle ) 47 2680 3G 20
Namenserldérung 5 30 3
Aufnahme ausléndische Person, inkl. Antei
Nachfiihrung (um 10 Min. erhdhter Zeitfaktor) 46 80 46
Ehevorbereitungsverfahren CH 42 60 42
¥ Ehevorbereitungsverfahren mit ;
" | Austandbeteiligung 15 sar ACC 20
ﬁf(’ Vorverfahren eingetragene Partnerschaft 1 60 1
Total Produkt 1, klassische Geschifisfiilie N 203 0
Produkt 2, Gerichts- und Verwaltungsentscheide
{824}
Anerkennung AE 3 20 1
Geburt AE 11 20 4
Namensanderung CH-Entscheid 4 20 1
Namensénderung AE 20 0
Blrgerrecht CH-Entscheid 19 20 6
Eheschliessung AE 11 20 4
Parinerschaft AE | 20 0
Tod AE 20 1]
Geschlechisdnderung CH-Entscheid / AE 20 0
Eheaufldsung CH-Entscheid 20 0
Eheaufldsung AE 2 i 1
Auflbsung Parinerschaft CH-Entscheld 20 [ R
Auflosung Partnerschaft AE 20 4
Adoption CH-Entscheid 35 4]
Adoption AE 35 4]
Kindesverhaitnis CH-Entscheid 20 0
Kindesverhaftnis Auslandereignis 20 0
Total Produkt 2, Gerichts- und Verw-Ent. 17 ¢
Produkt 3, Datenbekanntgabe
Ausgestelite Dokumente aus Infostar 656 15 164
Konventionell ausgestelite Dokurnente (inkl.
Familienscheine, grossmehrheitlich
Registerkopien) 111 30 56
weitere Datenbekannigaben 40 15 10
Total Produkt 3, Datenbekanntgabe 230 O
){
Produkt 1

* Bei Anerkennungen, Geburten und Ehevorberc.tungen mit Personenaufnahme

+ NSA 150 M%n.
Produkt 2
Bei allen Austand-Geschiftsfillen + 10 Min.

Kapazitétsrechnung AG ZW 28 11 2012 Produkte Sins Seite 37



Zivilstandskreis Baden

Produkt

Zeit pro GF

Begriindung

Klassische Geschaftsfille

Kindesanerkennung CH

100

Meist mit gemeinsamer elterlicher Sorge Eingang/Anmeldung: 20
Vorbereitung GF: 20

Termin (Kundenkontakt/-beratung): 30

Name Kind, wenn nicht erstes Kind

Erkldrung g.e.S. 15

Ablage/Versand: 10

Erziehungsqutschrift: 5

Kindesanerkennung mit Auslandbeteiligung (eines oder
beide Ausiénder)

inkl. ausl. Aktenpriffung
haufig mit Dolmetscher, h3ufig mehr Erkldrungsbedarf, Beglaubigungen AA und Pa3sse, auch vom Dolmetscher;

130-160]wenn beide Auslander: Erkldrungen ausléndisches Namensrecht, Name nach ausl. Recht

inkl. Erkldrung gem. elterliche Sorge

beim Gericht ist dies teurer; unsere Gebuhren sollten genau gleich hoch sein; insbesondere da bei uns die
Erziehungsgutschrift noch dazu kommt

inki. Erziehungsgutschrift

es fehlt eine Vergiitung trotz Aufwand

Geburt ohne Abkldrung Namensfiihrung und
gehdrigkeit (CH)

30

Geburt mit Abkidrungen Namensfithrung und
Staatsangehdérigkeiten Kind (Ausl.)

ohne NSA, Riickgabe Akten und Kopien/Beglaubigungen erstellen, erkidren Kosten bei Rickgabe,
Mehrfachkontakte

Ehe ohne Dolmetscher

120

Uberprifung Wohnorte, Dokumente , Traurede, Trauzimmer vorbereiten, Weg, Trauung, Abschluss;
Anmerkung: alle Traurdume sind ausser Haus {(Regenschirm etc.), die Hélfte aller Trauungen findet zudem in
weiterer Laufdistanz statt. Verspétungen der Brautpaare hauft sich (ca. 1 von 4), die letzten Brautpaare
veriassen den Raum langsam, da sie noch Fotos machen wollen etc.

Ehe mit Dolmetscher

130

EgP's sind nicht haufig; alle EgP’s finden im Trauungsraum statt. Kein Trauungsraum im gleichen Geb&ude wie

EgP 120|ZA:8

EgP nur Unterzeichnung 30/seiten

EgP mit Auslandbeteilung 130|meist sind EgP's mit Auslandbeteilung
Tod 40[Durchschnitt Schweizer / Auslander
Namenserklarung 30

Aufnahme auslandische Personen 70|nach Zeitaufwand, meist 75-225 Fr.

Ehevorbereitung CH

1

s

0

Reservation Heiratstermin, Auskiinfte Rdume, Ablauf, Méglichkeiten, Anmeldung, Vorbereitung, Termin, Ablage

Ehevorbereitung mit Auslandbeteiligung (auch mehrere
Staatsangehdrigkeiten -->welches Recht, welche

Unterlagen nach welchem Staat etc.) 150iinkl. Personenaufnahmen Auslénder, léngerer Kundenkontakt, Namensrecht
Vorsorgeauftrag 30
360-480 und
NSA-Falie (dieser Aufwand ist finanziell nicht zu manchmal|Bei den NSA milssen die Kosten allermeist erlassen werden und kdnnen auch nicht dem Bund weiterverrechnet

verantworten und wiirde wohl bei einer
Verrechnungsmoglichkeit an Bund oder Kanton sofort
abgeschafft!)

noch
deutlich
mehr]|

werden, obwohi dieser fiir die Asylbewerber zusténdig ware. Es ist sehr selten, dass gar keine Dokumente und
auch sonst nichts vorhanden ist. Dann geht eine NSA durchaus einmal nur ca. 150 Minuten. Die Regel ist, dass
etwas da ist und dann geht es so richtig lang. Daher mindestens 5 aber eher mindestens 8 Stunden und mehr!

Geschiftsfalle Gerichts-/Verwaltungsentscheide SZA

Anerkennung (Auslandereignis)

45

Wohnort abkidren, meist ein Elternteil Auslander, 2012 war noch Vorarbeit von ABAG mit genauer Notierung
aller Personalien der aufzunehmenden Personen --> jetzt meist nicht mehr. Es braucht heute deutlich mehr Zeit

Geburt (Auslandereignis) 60-75}infolge dieser Personenaufnahme.
Namenséanderung (CH-Entscheid) 30

Namensanderung (Auslandereignis) 30

Birgerrecht (CH-Entscheid) 20

Eheschliessung {Auslandereignis) 60-75[Sishe Anerkennung Geburt AE

Partnerschaft (Auslandereignis)

Siehe Anerkennung Geburt AE

Tod (Ausiandereignis) 20
Geschlechtsanderung (CH-Entscheid) 30]|selten
-IGeschlechtsanderung (Auslandereignis) 30
Eheaufiosung (CH-Entscheid) 30[Abkladrung Wohnorte
Eheauflosung (Austandereignis) 30
Aufldsung Parinerschaft (CH-Entscheid) 30
Aufiosung Partnerschaft (Auslandereignis) 30
Adoption (CH-Entscheid) 45}selten
Adoption (Auslandereignis} 45]selten
Kindesverhaltnis (CH-Entscheid) 451Urteit muss genau gelesen werden

Kindesverhaltnis (Auslandereignis})

selten

Verschollenerkiarung
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Produkt

Klassische Geschéftsfalle

Kindesanerkennung CH
Kindesanerkennung mit Auslandbeteiligung
inkl. Erklarung gem. elterliche Sorge

Geburt ohne Abklarungen Namensfiihrung und
Staatsangehdrigkeit Kind (CH)

e F

Menge/Haufigkeit/J)
ahr 2017

45
32
40

256

Geburt mit Abklarungen Namensfiihrung und Staatsangehorigkeit

Kind (auslandische Staatsangehorigkeit)

Eheschliessung ohne Dolmetscher/Fremdsprache

Eheschliessung mit Dolmetscher/Fremdsprache
eingetragene Partnerschaft (Anzah! aus kant. Statistik)

NSA-Dossier
Tod (Anzahl aus kant. Statistik)

Namenserkldrung (Anzahl aus kant. Statistik)

Aufnahme auslandische Person (Anzahl aus kant. Statistik)

188

223

30

197

35

653

Zeit/Fall (Min)
netto

.30

Netto Stunden

75
100

30

45

95

110
95

960

30

60

ZStGV / Fall

Fr. 75.00
Fr. 75.00
Fr. 30.00

Fr.0.00

Fr.0.00

Fr. 75.00

Fr.75.00
Fr. 75.00

Fr. 75.00
Fr. 0.00

Fr. 75.00

Eingang/Anmeldung: 15°

Vorbereitung GF: 15°

Termin (Kundenkontakt/-beratung): 25'
Erkldrung g.e.S. 15

Ablage/Versand: 5

| Schétzung Anzahi

ohne NSA

Check Wohnort: 5

GF ISR erdfinen/Dokumente drucken: 10°

i Traurede vorbereiten: 30

Geschenk Brautpaar: 5

Trauzimmer vorbereiten: 5'

Trauakt mit Begriissung/Verabschiedung: 30°
} L o

Ahschl

k|
Check Wohnort: 5°
1 GF ISR er6finen/Dokumente drucken: 10
i Traurede vorbereiten: 30"
Geschenk Brautpaar: 5
Trauzimmer vorbereiten: 5°
Dolmetschererkldrung (Passkopie efc.). 10'
| Trauakt mit Begriissung/Verabschiedung: 35'

Abeahl At T

_Da NSAs meist auf
ostenerlass/Sozialhilfe beruhen,
kann nur ein Bruchteil der
effektiven Kosten mit
_Gebilhreneinnahmen gedeckt



davon Yorregistrierung (Aufnahme ausl. Personen hinsichtlich

Einbirgerungsvorhaben)

Ehevorbereitungsverfahren CH

Ehevorbereitungsverfahren mit Auslandbeteiligung
Vorverfahren eingetragene Partnerschaft (Anzahl aus kant.

Vorsorgeauftrag

Geschaftsfalle Gerichts-/Verwaltungsentschelde SZA

Anerkennung (Auslandereignis)

Geburt (Auslandereignis)
Namensénderung (CH-Entscheid)
Namensanderung (Auslandereignis)
Blrgerrecht (CH-Entscheid)
Eheschliessung (Auslandereignis)
Partnerschaft (Auslandereignis)

Tod (Auslandereignis)
Geschlechtsanderung (CH-Entscheid)
Geschlechtsanderung (Auslandereignis)
Eheaufldsung (CH-Entscheid)
Eheauflésung (Auslandereignis)
Auflésung Partnerschaft (CH-Entscheid)
Aufiésung Partnerschaft (Auslandereignis)
Adoption (CH-Entscheid)

Adoption (Auslandereignis)
Kindesverhaltnis (CH-Entscheid)
Kindesverhaltnis (Auslandereignis)
Verschollenerkldrung

143

107

114

74

23
26
28
10
298

@ B oo W
RONxe

NORrROOONC©

85

135
85

30

30
30
30
30
30
30
30
30
30
30
30
30
30
30
45
45
30
30
30

151

5833333

Fr. 756.00

Fr. 150.00

. Fr. 150.00

Fr. 150.00

Fr. 75.00

Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr.0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00
Fr. 0.00

Fr.0.00

 Fr.000

Eingang/Anmeldung: 15

‘ Vorbereitung GF: 10

Termin {(Kundenkontakt/-beratung; Trauung

_ bespr): 50°
_ Ablage/Versand: 10°

~ Eingang/Anmeldung: 15°
~ Auskunft notige Papiere: 15
Vorbereitung GF (mit AP; Ausl. Recht

konsultieren): 30*

': Termin (Kundenkontakt/-beratung; Trauung

bespr.): 65°

 Ablage/Versand: 10



Anzahl Datenbekanntgabe 2017
Ausgestellte Dokumente aus infostar

Konventionell ausgesteilte Dokumente (Familienscheine,
Ausziige aus Papierregistern, Bestatigungen und

weitere Datenbekanntgaben ohne Dokumentenausstellung (an

Verwaitungsbehdrden, AHV, Firsorgebehorde etc.), inki.
Familienforschung

Total Gebiihren aus Amtshandlungen (gem. Rechnung 2017 Stadt Rheinfelden, RZA Rheinfelden):

Stellenprozente RZA Rheinfelden:

3176

500

300

270%

15

30

15

Fr.30.00

Fr. 30.00

Fr. 0.00

3500.166667

CHF 203 793,95

- ImTotal "Dokumente” (3176) der ISR-
Geschiftsfalistatistik 2017 sind vermutlich
- noch eine grosse Anzahl! Bestatigungen der
Angaben {0.1.1 und 8.1) enthalten, die i. Z.
mit den GF Geburten und Todesfaile
{gebiihrenfrei) erstellt wurden.

Schatzung Anzahl

... Schatzung Anzahi

Fr.189'030.00 Plausibilitatsrechnung; Summe

. ctimmtnahezu mit Réchnung 2017
 liberein. -

»Organisation, Rheinfelden intern —> Beratung/information Einblirgerungen, u. a.)






KANTON
APPENZELL INNERRHODEN

Landammann und Standeskommission

Sekretariat Ratskanzlei Ratskanzlei, Marktgasse 2, 9050 Appenzell
Markigasse 2

9050 Appenzell Bundesamt fUr Justiz

Telefon +41 71 788 93 24 Bundesrain 20

Telefax +41 71 788 83 32 3003 Bern
michaela.inauen@rk.ai.ch

www.ai.ch

Appenzell, 5. April 2018

Revision der Zivilstandsverordnung und der Verordnung liber die Gebiihren im
Zivilstandswesen
Stellungnahme Kanton Appenzell L.Rh.

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 9. Marz 2018 haben Sie uns die Unterlagen zur Revision der Zivilstands-
verordnung und der Verordnung Uber die Geblhren im Zivilstandswesen zukommen lassen.
Die Standeskommission nimmt dazu wie foigt Stellung:

Die Offnung der bestehenden Prozesse flir die Beurkundung von Fehigeborenen wird be-
grusst.

Die Zustandigkeiten und Fristen flr die Anmeldung einer Fehigeburt (neu Art. 9¢ lit. 3 und 4
ZStV) kénnen hingegen nicht unterst(tzt werden. Ein Gesuch um Beurkundung einer Fehi-
geburt soll beim Zivilstandsamt am Ereignisort oder beim Zivilstandsamt am Wohnort der
betroffenen Eitern eingereicht werden. Ausserdem soll die Frist fir die Einreichung des Ge-
suchs um Beurkundung (innerhalb eines Jahrs) drei Monate betragen.

Die vorgesehene Gebihr von Fr. 30.-- flir die Behandlung eines Gesuchs fir ein Fehlgebo-
renes gemass Verordnung Uber die Gebihren im Zivilstandswesen ist zwar zuvorkommend
gehalten, wird aber akzeptiert.

Wir danken lhnen fur die Maglichkeit zur Stellungnahme und grissen Sie freundich.

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission
Der _atschreiber:

P

RO A .

Markhs Dorig

w/"f
Zur Kenntnis an:

- lukas.iseli@bj.admin.ch

- Justiz-, Polizei- und Militardepartement Appenzell i.Rh., Marktgasse 10d, 9050 Appenzeli
- Standerat Ivo Bischofberger, Ackerweg 4, 9413 Oberegg

- Nationalrat Danie! Fassler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell

Al 013.12-120.62-270691 14







Inneres und Sicher- 9102 Herisau

heit Tel. 0713436363
Fax 071 35364 20
inneres.sicherheit@ar.ch

Vhik Appenzell Ausserrhoden Departement Schitzenstrasse 1
i

www.ar.ch
Departement Inneres und Sicherheit, 9102 Herisau
Eidg. Justiz- und Polizeidepartement Paul Signer
3003 Bern Landammann

Eidg. Justiz- und
Polizeidepartement

28, Juni 2018

s

Herisau, 27. Juni 2018

Eidg. Vernehmlassung; Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber
die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV); Stellungnahme zur Geblihrensituation im Zivil-
standswesen

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 9. Marz 2018 haben Sie die Kantone zur vorgenannten Vernehmlassung eingeladen. Zu-
dem wurden die Kantone ersucht, sich zur allgemeinen Frage zu &ussern, ob die in der Verordnung tber die
Gebuhren im Zivilstandswesen (ZStGV, SR 172.042.110) festgelegten Gebuhren den Anforderungen des Kos-
tendeckungs- und Aquivalenzprinzips geniigen, und die verfugbaren Zahlen einzureichen.

Mit Schreiben vom 8. Juni 2018 Ubermittelte Ihnen der Ratschreiber die Vernehmlassungsantwort des Regie-
rungsrates und teilte mit, dass die Anfrage zur Gebuhrensituation im Zivilstandswesen zu einem spéteren Zeit-
punkt separat beantwortet werde. Wir kdnnen uns dazu wie folgt dussern:

1. Der Kanton Appenzell Ausserrhoden ist unterteilt in die drei Zivilstandskreise Hinterland, Mittelland und
Vorderland. In jedem Zivilstandskreis fihren die Gemeinden gemeinsam ein Zivilstandsamt.

Das Kostendeckungsprinzip, verstanden als Prinzip, wonach der Gesamtertrag der Gebuhren die Gesamtkos-
ten der betreffenden Zivilstandsé&mter nicht Ubersteigen darf, ist beachtet: Der Kostendeckungsgrad betragt bei
allen drei Zivilstandsamtern weniger als 100 %. Als Beispiele sind die aktuellen Zahlen fur das Jahr 2017 zu
nennen, die sich aus den Jahresrechnungen der drei Zivilstandsamter gemass Beilagen ergeben (Zivilstands-
amt Hinterland: 77 %, Zivilstandsamt Mittelland: 69 %, Zivilstandsamt Vorderiand: 84 %).

Der Kostendeckungsgrad alleine ist indessen zuwenig aussagekraftig. Inbesondere lasst sich damit kein ver-
Iasslicher Vergleich unter den Zivilstandsamtern anstellen.
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Die Zivilstandséamter sind von den Aufgaben und von den Ressourcen her unterschiedlich aufgestelit. Ein di-
rekter Gebiihren-Vergleich der verschiedenen Zivilstandsamter sowohl innerhalb eines Kantons als auch unten
den Kantonen ist daher nicht méglich.

Nur schon die drei Zivilstandsamter in Appenzell Ausserrhoden unterscheiden sich voneinander betreffend
Ressourcen und Aufgaben. Teilweise gehdrt auch das Bestattungswesen als nicht zivilstandsamtliche Tatigkei-
ten im Sinne von Art. 44 ZGB zu den Aufgaben. Teilweise nimmt ein Zivilstandsamt am entsprechenden Sitz
des Gerichts oder der Verwaltungsbehérde die Beurkundungen betreffend den Personenstand fir den ganzen
Kanton vor.

Eine verlassliche Kostenwahrheit kann nur erzielt werden, wenn séamtliche relevanten Aufwande (Personal-,
Raum-, Infrastruktur-Kosten, Verrechnungen etc.) und Ertrage in die Berechnungen einfliessen. Ein Vergleich
allein der Kosten oder des Kostendeckungsgrades der einzelnen Amter ist zuwenig aussagekraftig. Die Aufga-
benbereiche der Zivilstandsamter unterscheiden sich von Kanton zu Kanton teilweise betrachtlich. Hinzu
kommt, dass sich auch die Darstellung von Aufwand (bspw. unterschiedliche kantonale und kommunale Lohn-
struktururen, Standortabhéngigkeit der Mietzinse etc.) und Ertrag in den Rechnungen unterschiedlich gestaltet.
Hinzu kommt ferner die Unterschiedlichkeit bei den Ressourcen auf den Amtern. Eine verlassliche Vergleich-
barkeit der GebUhren im Zivilstandswesen mit Blick auf den Aufwand unter den Kantonen ist damit nicht mog-
lich.

2. ks wird kaum moglich (und es durfte auch nicht das Ziel) sein, das Zivilstandswesen zu 100 % kostende-
ckend mit Gebuhren zu betreiben. Doch immerhin dirfte es richtig sein, eine Anpassung der Gebtihren zu
prifen. Zu einzelnen Geblhren liegen uns folgende Rickmeldungen unserer Zivilstandsamter vor:

Die Tatigkeiten der Zivilstandsamter sind im Bereich des anzuwendenden ausléndischen Rechts sowie der
Priifung von ausléndischen Urkunden komplexer und aufwandiger geworden. Gerade in Fallen mit Auslandbe-
zug ist der Aufwand oft grésser und komplexer mit Blick auf die Beratung betreffend die zu beschaffende Do-
kumente, die Prifung der Unterlagen und des anzuwendenden auslandischen Rechts. Immer 6fter miissen
Dolmetscher beigezogen werden. Dadurch erhtht sich der Zeitbedarf des Geschaftsfalis. In solchen Fallen
sind die Geblhren oftmals unzureichend.

Fur die Ersterfassung (unabhangig von der Aktenprifung) von auslandischen Personen im Infostar sollte pau-
schal eine Gebuhr erhoben werden kénnen.

Die Gebuhr fur die Trauung oder Begriindung der eingetragenen Partnerschaft (ZStGV, Anhang 1, Ziffer 11)
von Fr. 75.00 ware zu prifen. Die Trauung umfasst nicht nur den eigentlichen Trauakt, sondern auch die Vor-

bereitungen (Reservation und Schmuck Trauzimmer, Trautext, etc.).

Angesprochen wird eine Streichung der ,Gratis-Viertelstunde* (ZStGV, Anhang 1, Ziffer 15). Jede Uberprifung
auslandischer Dokumente sollte kostenpflichtig sein

Es fragt sich, ob Dienstleistungen wie das Beurkunden einer Geburt oder eines Todesfalles nach wie vor ge-
buhrenfrei erfolgen sollen.
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Die kantonale Aufsichtsbehorde im Zivilstandswesen ist berechtigt gemass ZStGV, Anhang 2, Gebuhren in
Rechnung zu stellen. Ein grosser Teil der Dienstieistungen im Zivilstandswesen im Zusammenhang mit Zivil-
standsereignissen mit Auslandbeteiligung oder im Aufsichtsbereich kann indessen nicht weiterbelastet werden.

Diese Beispiele zeigen, dass es sich aufdrangt, die Gebihrenregelungen im Zivilstandswesen grundsatzlich zu
uberprufen und die Gebuhrensituation im Detail zu analysieren und konkrete Vorschi&ge fur eine Revision der
ZStGV zu erarbeiten.

Freundliciﬁ Grisse
/

/

Departéement Inneres und Sicherheit

/o
Paul Sigher

Beilagen erwahnt
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Zivilstandsamt Hinterland Appenzell A.Rh. (1406)

Rechnung 2017

Voranschlag 2017

Voranschlag 2018

Aufwand Erfrag Aufwand Ertrag Aufwand Ertrag

Personalaufwand Léhne inkl. Sozialleistungen 229'272 223'700 211'800
3090 Weiterbildung 1'070 1'500 1'500
Scannen Datensicherung 0 0 0
3100/3103 |BUromaterial inkl. Buchbindearbeiten 3722 3'500 3'500
3101 Blumenschmuck, Dekor, Geschenke 4'555 0 3'000
3130 Dienstleistungen ARI 15'617 16'000 16'500
3130.01 {informatik Infostar 9'516 8'500 8'500
3130.01 |Amt flir Burgerrecht SG 0 o] 0
Rechnungswesen/Personaladministration 3'000 3'000 3'000
Mietzinse inkl. Nebenkosten (nur Herisau) 0 0 0
3170 Spesen und Autoentschadigungen 567 1'000 1'000
Sachversicherungen 1'500 1'500 1'500
3130.02 |Telefon/Kommunikation 2'000 2'000 500
Porti 7'000 7'000 7'000

4210 Gebuhrenertrag 177206 160'000 175'000

277'820 177'208 287'700 160'000 257'800 175'000

Aufwandliberschuss 100'614 107'700 82'800

Zivilstanddmter Abrechnung IST2017.xIsx 22.06.2018

T ——
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Rechnung Zivilstandsamt Mittelland 2017
Kurzsform  Bezelchnung Saldo Soll Salde Haben Budget Soll  Budget Haben
1406 Zivilstandsamt 152°648.12 152'648.12 177'400 177'400
3010.00 Ldhne Zivilstandsam? 61'100.40 77100
3050.00 AG-Beitrdge AHV, IV, EO, ALV, £906.85 £000
Yerwaltungskosten
3052.00  AG-BeitrGge an Pensionskassen 3'412.80 3'000
3053.00  AG-Beitrtige an Unfallversicherungen 658.60 1'050
305500 AC-Beifrigean 482.90 850
Krankentaggeldversicherungen
3090.00  Aus- und Weiterbildung 1'035.00 1'500
3100.00 BUromaterial 865.20 1'000
3101.00 Blumenschmuck/ Geschenke 2'545.40 2'200
3102.00 Drucksachen, Publikationen 1'840.00 1'500
3103.00 Inserate, Abonnemente, Fachliteratur 40.00 800
3130.00 GebuUhren an andere Amtsstellen 354.00 2'000
3130.20  Porti, Bank- und PC-GebUhren 1'872.20 1'200
3133.00 Informatik-Nutzungsaufwand 21'697.97 26’500
3160.00 Miete inkl. Nebenkosten Qs'gog.o/o”j 46'200
3170.00 Spesenentschadigungen %34.80 800
3930.00 Anteil Verw -Kosten, Revision und 5000.00 5000
Rewe
421000 Gebihren fir Amtshandiungen 105'390.63 100'000
4309.0C¢  Standoribeitrag BOhler 6'000.00 4'000
4612.50 Kostenanteil ZA BGhler A'125.74 7'200
4612.51  Kostenanteil ZA Gais 8'801.60 15'200
4612.52 Kostenanteil ZA Speicher 9'076.65 15700
4612.53 Kostenanteil ZA Teufen 12'377.25 21'400
4612.54 Kostenanteil ZA Trogen &'876.25 11'900

G:A\Doia\BUEH\Finanzverwalfung\Daten\ Abschluss\201 7\RG I5A 2017 .xlsx



Gemeindeverwaltung Rehetobel

Erfolgsrechnung

4472.00
4472.10
4501.00
4633.00
4895.00

4910.00
5011.10
9011.11

14

140

1400
3130.00

3132.00
3632.20
4210.00

1406
3010.00
3050.00

3052.00
3053.00

Ertrag Saal und Unterkunft Gemeindezentrum
Vermietung Mabiliar Gemeindezentrum
Entnahme aus Schutzraum-Ersatzbeitrage
EO-Vergitungen, Vers.-Taggelder

C{Jfﬂésung zusétzl. Abschreibungen Sachanlagen

Weiterbelastung an andere Ressorts
Entnahme aus Ortsverschénerungsfonds
Entnahme aus Hulfsfonds

OFFENTLICHE ORDNUNG UND SICHERHEIT,
VERTEIDIGUNG

Allgemeines Rechtswesen
Allgemeines Rechtswesen

Allgemeines Rechtswesen

Benutzungsgebiihr amtl. Vermessung
(Georeferenzdaten)

Grundbuchgeometer
Gemeindeanteil Grundbuchamt Heiden

Gebuhren Grundbuchgeometer

Regionales Zivilstandsamt
Besoldungen

AG-Beitrage AHV, IV, EQ, ALV,
Verwaltungskosten

AG-Beitrage an Pensionskassen
AG-Beitrage an Unfallversicherungen

290°579.95

167'731.74

167'731.74

21'517.45
1961.30

1'474.35
18'081.80

146'214.29
82'862.00
7'153.50

§522.70
220.05

49'350.90
1284.20
14'117.55

25'000.00

400.00
384.20

245'413.35

147'5614.09

147'514.09

1°299.80

1209.80

146'214.29

359'346.00

198'246.00

198'246.00

25'200.00
1'900.00

5'000.00
18'300.00

173'046.00
98'280.00
7'700.00

9360.00
180.00

50'000.00
1'500.00

2'000.00

308°246.00

175'546.00

175'546.00

2'500.00

2'600.00

173'046.00

336'270.23

189'656.63

189'656.63

23'915.00
1'961.30

671.25
21'286.45

165'737.63
101'010.00
8'156.65

7'550.80
193.10

46'2095.35
1'487.40

25'554.95

676.00

286'754.03

167"143.28

167"143.28

1'405.65

1'405.65

165'737.83
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Gemeindeverwaltung Rehetobel

Erfolgsrechnung

3055.00
3090.00
3100.00
3103.00
3111.00
3130.00
3130.10
3130.20
3130.30
3158.00
3160.00
3170.00
3199.00
4210.00
4612.00

15

150

1500
3130.00
3632.00

3660.00

3940.00
4200.00

AG-Beitrage an Krankentaggeldvers.
Aus- und Weiterbildung

Baromaterial, Formulare, Drucksachen
Fachliteratur, Buchbinder, Mikroverfimung
Maschinen, Geréte und Fahrzeuge
Blumenschmuck efc.

Telefon

Porti

Aufwand ZAMLAR

EDV, AR, Infostar

Raumkosten

Reisekosten und Spesen
Verschiedenes

Gebthren

Kostenanteile ZAVLAR-Gemeinden

Feuerwehr
Feuerwehr

Feuerwehr
Feuer- und Weiherschau

Gemeindebeitrag an Feuerwehrzweckverband
Wald-Rehetobel

Planmaéssige Abschreibungen
Investitionsheitrdge

IV kalk. Zinsen und Finanzaufwand

Feuerwehrersatzabgaben

27220
190.00
2'509.85
145.89
1'5655.75
122215
2'240.00
2'898.15
19'676.80
7'365.50
7'200.00
1'055.40
3126.35

$7'899.26

97'899.26

97'889.26
1'970.25
89'025.11

6'000.00

903.20

123'023.55
23'190.74

97'899.26

97'899.26

97'899.26

125'258.95

270.00
1'000.00
4'000.00

500.00
1'300.00
1'500.00
2'240.00
3'800.00

20'966.00
9'450.00
7'200.00
2'000.00
3'300.00

132'700.00

132'700.00

132'700.00
2'200.00
130'500.00

123'243.36
49'802.64

132'700.00

132'700.00

132'700.00

125'000.00

267.70
90.00
2'333.00
148.58

1'388.80
2'240.00
3'384.10
20'208.40
7'539.30
7'200.00
892,75
3'126.35

119'610.75
119'610.75

119'610.75
1'933.35
111'677.40

§'000.00

122'435.65
43'301.98

118'610.75

119'610.75

119'610.75

117'285.40
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Landeskanzlei LANDSCH AFT_
Rathausstrasse 2
4410 Liestal REGIERUNGSRAT

061 552 50 06
landeskanzlei@bl.ch
www.bl.ch

Eidgendssisches
Justiz- und Polizeidepartement
Bern

Per E-Mail an:

Liestal, 12. Juni 2018

Vernehmlassung

Revision der Zivilstandsverordnung und der Verordnung iiber die Gebiihren im Zivil-
standswesen («Bundeslosung Infostar» und zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und
Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Wir bedanken uns fir die Moglichkeit zur Meinungséusserung und tellen mit, dass wir dem unter-
breiteten Revisionsentwurf nicht zustimmen kdnnen.

Die bundesratliche Zivilstandsverordnung soll im Rahmen der «Bundeslosung Infostar» und
aufgrund des Postulats 14.4183 "Verbesserung der zivilstandsamtlichen Behandlung Fehlgebore-
ner" angepasst werden. Vorgeschlagen wird, dass neu auch Fehlgeborene, die die Voraussetzun-
gen einer Totgeburt' nicht erfiillen, im Zivilstandsregister (Infostar) eingetragen werden sollen.
Dies offenbar, um sich dem internationalen Standard anzupassen. Allerdings ermdglichen heute
nur wenige europdische Lander die Anmeldung einer Fehlgeburt beim Zivilstandsamt und meist
ohne deren Registrierung in Zivilstandsregistern. Auch haben diese Lander eine andere Unter-
grenze? festgelegt. Dort kann dann nach der Anmeldung den Betroffenen eine entsprechende Be-
statigung des Zivilstandsamts ausgehandigt werden.

In der Schweiz soll geméss Revisionsvorschlag jede Fehigeburt — ohne weitere Vorgaben — auf
Wunsch im Zivilstandsregister eingetragen werden kénnen. Zusétzlich ist vorgesehen, dass auch
eine im Ausland erfolgte Fehlgeburt in schweizerischen Registern nachgetragen werden soll. Da-
bei soll die Zusténdigkeit des Zivilstandsamts von den allgemeinen Beurkundungsregeln abwei-
chen, indem fir die Registrierung der Fehlgeburt jedes Zivilstandsamt der Schweiz zusténdig sein
soll. Warum in diesen Féllen eine andere Zustéandigkeitsregelung gelten soll als bei der normalen
Geburt, ist indessen nicht einzusehen.

! Gestatlonsalter von mindestens 22 vollendeten Wochen und mmdestens 500 Gramm Gewicht.

15. Gestatlonswoche
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Zusammengefasst lehnen wir die im Zusammenhang mit den Fehlgeborenen vorgeschlagenen
Anderungen der Zivilstandsverordnung als viel zu weitgehend ab. Wir verweisen in diesem Zu-

g auch auf die Ausfuhrungen der K er Kantonalen Aufsic

enst (KAZ)®, die uns sachgerecht e Dies gilt auch fir die der
Fachkonferenz betreffend Bundesldsung Infostar.

Sodann teilen wir wunschgemass noch Folgendes zur Gebiihrensituation im Zivilstandswesen
unseres Kantons mit: Die heute in der bundesrechtlichen Verordnung liber die Gebuhren im Zivil-
standswesen (ZStGV) festgelegten Gebihren gentigen in unserem Kanton den Anforderungen
des Kostendeckungs- und Aquivalenzprinzips nicht. Den Gebihreneinnahmen von zirka 1.06 Milli-
onen Franken stehen direkte Kosten von zirka 2.2 Millionen Franken gegenliber (= Kostende-
ckungsgrad von unter 50%), weshalb wir eine Gebiihrenanhebung als angezeigt erachten.

Hochachtungsvoll
Dr. Sabine Pegoraro Nic Kaufmann
Regierungsprasidentin 2. Landschreiber

3 Stellungnahme vom 9. April 2018
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Conseil d’Etat CE
Staatsrat SR

Rue des Chanoines 17, 1701 Fribourg
ETAT DE FRIBOCURG

STAAT FREIBURG T+41 26 305 10 40, F +41 26 305 10 48
www.fr.ch/ce

Conseil d'Etat
Rue des Chan

17, 1701 Fribourg

Département fédéral de justice et police
Madame Simonetta Sommaruga
Conseillere fédérale

Palais [¢déral ouest

3003 Berne

Par courriel (Word et PDF) :
lukas.iseli@bj.admin.ch

Fribourg, le 5 juin 2018

Révision de I'ordonnance sur I’état civil (OEC) et de Pordonnance sur les
émoluments en matiére d’état civil (OEEC) - Réponse a la consultation

Madame la Conseillére fédérale,

Nous vous remercions de nous avoir associés & la consultation citée en marge et y répondons
comme suit.

a)  Modification de 'OEC — traitement a |’état civil des enfants mort-nés ou nés sans vie

Le Conseil d’Etat se déclare entiérement favorable a la volonté d’améliorer le traitement a
I’état civil des enfants mort-nés et nés sans vie. A Pinstar du Conseil fédéral, il est convaincu
que ce laisant, le processus de deuil des parents d’un enfant né sans vie ou mort-né sera
amélioré,

S"agissant du choix du nom de P'enfant mort-né, s’il n’est pas le premier enfant de la famille,
mais aussi du choix des enfants & venir, si ’enfant mort-né était le premier de la famille, le
Conseil d’Etat part de P'idée qu’il devra &tre strictement fait application des articles 270 CC et
270a CC. St telle ne devait pas étre la volonté du Conseil fédéral, il serait nécessaire de le
préciser,

b)  Modification de ’OEC — mise en ceuvre de la solution INFOSTAR

S’agissant de la mise en ceuvre de la solution INFOSTAR, le Conseil d’Etat souléve quelques
réserves en lien avec la mise a disposition gratuite de spécialistes cantonaux pour le
développement d’INFOSTAR par la Confédération. Une telle mise & disposition devra dans
tous les cas demeurer raisonnable au niveau de la charge de travail, et ne pas, peu a peu,
s’apparenter a la mise a disposition d’un EPT gratuit a Ia Confédération.

A défaut, la résolution de la problématique de la couverture des coiits abordée par la
Conlédération en lien avec la révision éventuelle de I’OEEC, et sur laquelle nous revenons ci-
apres, s’en trouvera plus nécessaire encore.
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Madame la Conseillére fédérale,

Nous nous référons a la lettre que vous avez adressée le 9 mars 2018 aux Gouvernements
cantonaux dans le cadre de la procédure citée en marge, dont notre Conseil a pris
connaissance avec intérét et ttention.

Aprés avoir examiné les documents que vous nous avez fait parvenir, nous sommes en
mesure de vous faire part des déterminations que vous voudrez bien trouver ci-dessous.

Trai nental. icivil aF o . Vi

S'agissant des enfants nés sans vie, il parait indispensable que les parents qui le souhaitent
puissent effectuer des démarches funéraires et ainsi faciliter leur travail de deuil. A ce
propos, la législation genevoise prévoit, depuis le 1° octobre 2013, a l'article 3C, alinéa 2, de
la loi sur les cimetiéres (LCim - K 1 65), la délivrance d'une autorisation en vue d'inhumation
ou d'incinération d'un enfant mort-né de moins de 500 grammes ou dont la gestation a duré
moins de 22 semaines.

Cela étant, l'inscription envisagée d'un tel événement au registre de I'état civil génere les
observations suivantes :

art. 9a, al. 3et4

Le fait d'autoriser l'inscription d'un enfant né sans vie a I'état civil a la suite d'une interruption
volontaire de grossesse renvoie a la délicate question du statut que devrait ou non avoir le
foetus humain.

De plus, en cas d'interruption volontaire de grossesse, le souhait du seul pére de procéder a
I'enregistrement impacterait la mére, méme si cette derniére ne désire pas cette inscription,
ce qui, & notre avis, porterait atteinte a sa personnalité. En effet, les données personnelles
de la mére devront alors obligatoirement étre saisies dans le registre de I'état civil et reliées a
celles de I'enfant né sans vie.



Art. 9¢c, al. 3

Vu la compétence donnée a tous les arrondissements de I'état civil, afin de prouver qu'il
existe un lien avec la Suisse, le formulaire relatif a la demande de I'enregistrement d'un
enfant né sans vie devrait &tre accompagné d’une attestation de domicile pour les personnes
de nationalité étrangére afin de prouver qu’un lien existe avec la Suisse.

Art. 15, al. 2bis

Si les données personnelles de la mére ou du pére ne sont pas déja saisies dans le systéme
ou si elles sont non conformes & l'état actuel, des actes supplémentaires devront étre
demandés. Pour la sécurité du droit, ainsi que pour la probité du registre de I'état civil, une
legalisation, voire une authentification, sera nécessaire ce qui entrainera des frais et un délai
supplémentaires pour I'enregistrement. Ces longues démarches pourraient amener certains
parents a renoncer a l'inscription dans le registre de I'état civil de leur enfant né sans vie.

Solution fédérale Infostar

Notre Conseil salue le projet, particulierement la prise en compte des conditions posées par
la Conférence des autorités cantonales de surveillance de I'état civil (CEC) lors de son
approbation, en novembre 2009, au transfert d'Infostar & la Conféderation.

Toutefois, pour ce qui concerne la mise a disposition gratuite par I'Office fédéral de la justice
(OFJ) de spécialistes pour le développement du systéme, il serait nécessaire qu'une
participation financiére, gérée par la CCDJP, soit demandée aux cantons dans le but
d'indemniser les employeurs qui détachent lesdits spécialistes.

Niveau des émoluments en matiére d'état civil

Selon les informations fournies par les autorités communales concernant les charges et le
volume des émoluments facturés par les arrondissements de ['état civil, il ressort que ces
émoluments couvrent approximativement 45% des charges. En ce qui concerne l'autorité de
surveillance de I'état civil, ce taux est nettement plus bas.

Neéanmoins, afin de garantir 'accessibilité des prestations fournies par les autorités de I'état
civil a tous les citoyens, il ne nous parait pas opportun d’augmenter les émoluments
actuellement en vigueur.

Moyennant la prise en compte des observations qui précédent, le canton de Geneve
accueille favorablement les projets d'ordonnances soumis & consultation.

Nous vous remercions de I'attention que vous aurez bien voulu préter a la prise de position
de notre canton et vous prions de croire, Madame la Conseillére fédérale, a l'assurance de
notre haute considération.

AU NOM DU CONSEIL DETAT

La chanceliere : (/ Le président :

Pierre Maudet

N
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Sicherheit und Justiz
Postgasse 29
8750 Glarus

Eidgendssisches Justiz- und Poli-
zeidepartement EJPD
3003 Bern

Glarus, 14. Juni 2018
Unsere Ref: 2018-56

Vernehmlassung zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung
tber die Gebuhren im Zivilstandswesen (ZStGV)

Hochgeachtete Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie gaben uns in eingangs genannter Angelegenheit die Mdglichkeit zur Stellungnahme. Da-
fur danken wir und lassen uns gerne wie folgt vernehmen:

Mit den vorgeschlagenen Anderungen sind wir sowohl in Bezug auf die Bundeslsung In-
fostar als auch hinsichtlich der zivilstandsamtlichen Behandlung von Tot- und Fehlgeborenen
einverstanden.

Weiter wirft das EJPD noch die Frage auf, ob die in der ZStGV festgelegten Gebuhren im
Kanton Glarus dem Kostendeckungs- und Aquivalenzprinzip gentigen. Dazu kann allgemein
gesagt werden, dass diese insgesamt angemessen sind und das Kostendeckungs- und
Aquivalenzprinzip annahernd eingehalten ist. Anlasslich einer vor einigen Jahren durchge-
fuhrten Effizienzanalyse wurden auch die im Kanton anfallenden Gebuhren tberprift. Dabei
zeigte sich, dass diese grosstenteils in einem vergleichbaren Rahmen wie bei anderen Kan-
tonen liegen und den anfallenden Aufwand decken. Es ist von keinem nennenswerten Miss-
verhdltnis auszugehen.

Nichtsdestotrotz wurde fir die vorliegende Stellungnahme auf der Basis der Jahresrechnun-
gen 2015-2017 zumindest der Kostendeckungsgrad beim Zivilstandsamt anndhernd ermit-
telt. Die nachfolgende Tabelle gibt die entsprechenden Ergebnisse wieder:

Tabelle 1. Kostendeckungsgrade Zivilstandsamt (Kostenstelle 60800) 2015-2017, exKkl.
Blrgerrechtsdienst

in CHF 2015 2016 2017
.. Personalaufwand 393'467 365'758 311'063
.. Sachaufwand 36'391 47'362 43'950
+ Gebuhren 231'480 243'938 242'606
=Nettoergebnis -198'378 -169'182 -112'407
Kostendeckungsgrad 54% 59% 68%




Daraus wird ersichtlich, dass der Kostendeckungsgrad unter 100 Prozent liegt und somit das
Kostendeckungsprinzip beim Zivilstandsamt nicht abgebildet wird. Dabei gilt es zu berlck-
sichtigen, dass in den Jahren 2015-2016 der Personalaufwand vergleichsweise hoch ausge-
fallen ist, weshalb der tiefe Kostendeckungsgrad nicht unbedingt als reprasentativ angese-
hen werden kann. Diese Situation hat sich auf das Jahr 2017 hin bereinigt, weshalb ge-
schlossen werden darf, dass der realistische Kostendeckungsgrad in etwa bei rund 70% lie-
gen durfte und eine massvolle Erhéhung des Gebuhrentarifs vor diesem Hintergrund sich
durchaus rechtfertigen liesse.

Beziglich Struktur der in Rechnung gestellten Geblhren wurden in nachstehender Tabelle 2
die Gebuhren auf der Basis der Jahresrechnung 2017 nach der Art der Leistung aufge-
schlusselt, wobei es zu berlcksichtigen gilt, dass eine gewisse Unscharfe bei der Zuordnung
zu den Leistungsarten besteht.

Tabelle 2. Anzahl Falle und Geblhren des Zivilstandsamtes 2017 nach Art der Leis-
tung

Art der Leistung Anzahl Falle| Gebuhren in CHF
?’[l;?wvc\ilels Uber den registrierten Familien- 751 47540
Heimatschein 1218 37'380
Familienausweis / -schein 702 36'699
Ehevorbereitungsverfahren 163 22'650
Trauung 191 15'715
Todesurkunde 354 10'560
Auszug aus dem Geburtsregister 338 9'932
Personenstandsausweis 304 9'120
Namensanderung 28 8'500
Geburtsbestatigung / -urkunde 209 6'240
Zivilstandsamtliche Bescheinigung 100 3'403
Vorsorgeauftrag 40 2'925
Auszug aus dem Eheregister 92 2'670
Aktenprifungen 43 1'575
Anerkennungen 20 1'500
Bescheinigung / Bestatigungen 48 1'500
Apostillen 56 1'460
Optionserklarung 16 900
Birgerrechtsnachweis 22 600
Auszug aus dem Todesregister 17 510
Diverses, Porto etc. n.a. 21'227
Total 4712 242'606

Genehmigen Sie, hochgeachtete Frau Bundesratin, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorziglichen Hochachtung.



Freundliche Grisse

/2

Dr. Andrea Bettiga
Landammann

E-Mail an: lukas.iseli@bj.admin.ch

versandt am: 14. Juni 2018
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Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement
Bundeshaus West
3003 Bern

Auch per Mail zustellen als PDF und Word-Dokument:
lukas.iseli@bj.admin.ch

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung liber die Ge-
buhren im Zivilstandswesen (ZStGV)
("Bundesldsung Infostar" und zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgebore-

ner)

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 9. Marz 2018 geben Sie uns die Gelegenheit, uns zu den geplan-
ten Anderungen der Zivilstandsverordnung und der Verordnung tber die Gebiihren

im Zivilstandswesen zu aussern. Dafur danken wir lhnen.

1. Allgemeine Bemerkungen

Die Regierung des Kantons Graubiinden begrusst grundsatzlich die Umsetzung der
Bundeslésung "Infostar”, womit die Entwicklung des elektronischen Personenstands-
registers in die alleinige Verantwortung des Bundes tbergeht. Mit der Ausgestaltung
der Benutzungsgebuhren, der Gewahrleistung einer paritatisch organisierten Fach-
kommission und der Behandlung von Tot- und Fehlgeborenen ist die Blindner Regie-

rung jedoch nicht einverstanden. Nachfolgend wird darauf naher eingegangen.


lukas.iseli@bj.admin.ch

2. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen

Art. 9a - 9¢ ZStV

Paaren, die eine Fehlgeburt zu beklagen haben, sind in ihrer Trauerarbeit zu unter-
stiitzen, indem geeignete Dokumente die Tatsache einer Fehlgeburt bestéatigen bzw.
dieser Tatsache in gebuhrendem Masse Rechnung zu tragen. Es ist unbestritten,
dass hier Handlungsbedarf besteht. Die vorgeschlagene Losung, wonach auch Fehl-
geburten kinftig im Personenstandsregister beurkundet werden kdnnen, lehnt die
Regierung ab. Es ist zwar zu begrussen, dass Fehlgeburten und Totgeburten einheit-
lich behandelt werden sollen, zumal ihnen aufgrund der fehlenden Rechtspersoénlich-
keit der gleiche rechtliche Status zukommt. Allerdings kann die Zielsetzung auch an-
derweitig erreicht werden. Die Regierung verweist in diesem Zusammenhang auf die
ausfuhrliche Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Aufsichtsbehdrden im Zi-
vilstandswesen (KAZ) vom 9. April 2018, welche eine niederschwellige und dennoch

einheitliche Losung fur Tot- und Fehlgeborene anstrebt.

Antrag: Siehe Stellungnahme KAZ vom 9. April 2018

Art. 77 ZStV

Art. 77 Abs. 3 ZStV sieht vor, dass die Einzelheiten der Beitrage im Umfang von 500
Franken pro Anwender und Jahr in einer Betriebsvereinbarung zwischen dem Bun-
desamt fur Justiz (BJ) sowie der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirekto-
ren (KKJPD) geregelt werden. Um das Aquivalenz- und Kostendeckungsprinzip ein-
zuhalten, ist in dieser Vereinbarung festzuhalten, dass sich der entsprechende Bei-
trag am Stellenumfang orientiert. Des Weiteren sind Lernende im Zivilstandswesen

von den Lizenzkosten auszunehmen.

Antrag: Die vorgesehene Gebliihr pro Anwender und Jahr hat sich am Stellenumfang
zu orientieren. Es darf nicht auf die reine Zugriffsberechtigung abgestellt werden.

Lernende seien von den Lizenzkosten auszunehmen.

Art. 78a ZStV
Die Regierung lehnt die vorgeschlagene Ldsung ab. Diese fiihrt dazu, dass das
Gremium nicht mehr paritatisch ausgestaltet ist, da der Bund tatsachlich funf Vertre-

terinnen oder Vertreter entsendet. Um eine tatsachliche Paritat in der Kommission zu



gewahrleisten und gleichzeitig allfallige Pattsituationen zu vermeiden, schliesst sich
die Regierung dem Vorschlag der KAZ an, einen Co-Vorsitz analog dem "Programm
Harmonisierung Informatik in der Strafjustiz" (HIS) zu bestimmen. Dadurch kann un-
abhéangig von der personellen Konstellation der Kommission erreicht werden, dass

tatsachlich nach mehrheitsfahigen Losungen gesucht wird.

Antrag: Der Verordnungstext in Art. 78a Abs. 2 ZStV ist wie folgt anzupassen: "[...].
Das Bundesamt fiir Justiz und die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirek-
torinnen und —direktoren ernennen je einen Co-Vorsitz."

Abschliessend bedanken wir uns nochmals fur die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Namens der Regierung
Der Prasident: Der Kanzleidirektor:

Dr. Mario Cavigelli Daniel Spadin
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Département fédéral de justice et police
Mme la Conseillére fédérale

Simonetta Sommaruga
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Transmission par courrier électronique a : lukas.iseli@bj.admin.ch

Delémont, le 5 juin 2018

Révision de I’ordonnance sur I'état civil (OEC) et de I'ordonnance sur les émoluments
en matiére d’état civil (OEEC) — « Solution fédérale Infostar » et traitement a I’état civil
des enfants mort-nés ou nés sans vie : ouverture de la procédure de consultation

Madame la Conseillére fédérale,

Le Gouvernement de la République et Canton du Jura a bien recu la consultation se rapportant &
I'objet sous rubrique, laquelle a retenu toute son attention.

Aprés avoir examiné attentivement les différents documents transmis, en particulier les modifications
de I'ordonnance sur I'état civil, de 'ordonnance sur les émoluments en matiére d’état civil, ainsi que
le rapport explicatif, le Gouvernement a 'avantage de vous transmettre sa prise de position.

Il a pris bonne note qu'en matiére de traitement a I'état civil des enfants mort-nés ou nés sans vie,
les parents d’'enfants nés sans vie sont actuellement désavantagés par rapport aux parents d’enfants
mort-nés. Ces derniers sont enregistrés a I'état civil alors que les premiers n’en ont pas la possibilité,
ce qui peut avoir un effet négatif sur le processus de deuil pour les parents.

Le Gouvernement attache dés lors une importance toute particuliére & garantir une certaine forme
d'égalité de traitement entre un enfant mort-né et un enfant né sans vie. Partant, il salue, dans son
principe, la proposition du Conseil fédéral, qui prévoit que tous les parents d’enfants mort-nés et nés
sans vie ont la possibilité de faire procéder a un enregistrement et obtenir un document d’état civil.

Il s’interroge toutefois sur I'opportunité d'introduire dans le projet de réglementation une période
minimale de 12 semaines de gestation durant laquelle il ne serait pas possible de procéder a
I'enregistrement & I'état civil des enfants nés sans vie. Ce délai correspond a celui prévu pour une
interruption volontaire de grossesse (IVG), l'idée étant qu'une femme ayant pris la décision de
procéder a une IVG, ne devrait pas se voir imposer par le pére de I'enfant né sans vie un
enregistrement a I'état civil.

En outre, dans le souci de respecter le lien étroit de la mére du fait de sa grossesse a I'enfant mort-

né, le Gouvernement suggére d’adapter le projet de réglementation en prévoyant -qu’une
communication lui soit faite lorsque seul le pére fait une demande d’ enreglstrement

www.jura.ch/gvt






Sur un plan plus technique et afin d'éviter les redites, il se permet de vous renvoyer aux questions
posées par la Conférence des autorités cantonales de surveillance de I'état civil figurant en pages 2
et 3 de sa prise de position du 9 avril 2018, lesquelles méritent d’'étre tirées au clair afin d’assurer
une exécution conforme.

Le Gouvernement ne s’oppose pas a la modification de I'ordonnance sur les émoluments de I'état
civil concernant les prestations des offices de I'état civil. Il a pris note qu’un émolument de 30 francs
sera percu pour les déclarations faites par la mére ou le pére indépendamment de I'annonce
obligatoire de la naissance d’'un enfant mort-né ou pour la demande d'enregistrement de la venue
au monde d’un enfant né sans vie. Il peut a la rigueur concevoir qu'un émolument soit pergu en
pareil situation, au motif que I'enregistrement d'une naissance ou d’'un enfant mort-né est obligatoire,
alors que celui de la venue au monde d'un enfant né sans vie n'intervient que sur demande.

S'agissant de la modification de I'ordonnance sur I'état civil, qui est directement liée a la décision de
IAssemblée fédérale du 15 décembre 2017 au sujet de la « solution fédérale Infostar », le
Gouvernement accueille favorablement les propositions de modifications et précise qu'elles
n'appellent pas de remarques particulieres a I'exception de l'article 78a OEC. A linstar de la
Conféerence des autorités cantonales de surveillance de I'état civil, le Gouvernement observe que la
réglementation proposée, qui instaure la commission technique chargée d’assurer une participation
appropriée des cantons au développement du systéme, n'est pas judicieuse dans la mesure ot elle
octroie une majorité de représentants a I'Office fédéral de la justice.

Le Gouvernement privilégie une solution paritaire avec une présidence bicéphale afin de disposer
d’'un nombre égal de membres de la Confédération et des cantons. Cette solution paritaire devrait
favoriser la recherche de solutions de consensus au sein de la commission. Sur ce point également,
il se permet de vous renvoyer a la prise de position de la CEC du 9 avril 2018 se rapportant a I'article
78a OEC.

En vous remerciant d'avoir pris le soin de le consulter, le Gouvernement vous adresse, Madame la
Conseillére fédérale, I'expression de sa parfaite considération.

OMNIE

Dafid Eray” | Gladys Winkler Docourt

Président N ' Chanceliére d'Etat

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
REPUBLIQUE ETFEANTON.DU JURA







Ju RA ;CH REPUBLIOUE ET CANTON DU JURA GOUVERNEMENT

Hotel du Gouvernement — 2, rue de I'Hopital, 2800 Delémont '

Département fédéral de justice et police
Mme la Conseillére fédérale

Simonetta Sommaruga

Palais fédéral ouest

3003 BERNE

Transmission par courrier électronique a : lukas.iseli@bj.admin.ch

Delémont, le 5 juin 2018

Niveau des émoluments en matiére d’état civil

Madame la Conseillére fédérale, -

Le Gouvernement de la République et Canton du Jura a bien recu, en marge de la consultation
concernant la révision de I'ordonnance sur I'état civil (OEC) et de I'ordonnance sur les émoluments
en matiére d’état civil (OEEC), la demande d’avis se rapportant & I'objet cité sous rubrique, laquelle
a retenu sa meilleure attention.

Pour répondre a votre demande, s’agissant de la question générale de savoir si les émoluments
fixés par 'OEEC satisfont aux exigences du principe de la couverture des frais et de I'équivalence,
le Gouvernement a Favantage de vous communiquer ci-aprés les chiffres pour I'Office de I'état civil
du Canton du Jura, en particuliers les informations sur le volume des émoluments facturés et de
I'organisation de I'état civil dans le Canton du Jura:

- LaReépublique et Canton du Jura dispose d’un seul arrondissement de I'état civil qui s'étend
- & l'ensemble du territoire cantonal. L'Cffice de I'état civil du Jura est situé a Delémont et est
rattaché administrativement au Service de la population.

- Leffectif total de I'office représente 3,6 équivalents pleins temps (EPT), ventilés entre 5
officiéres de I'état civil et une cheffe d’office.

- Les émoluments encaissés par I'Office de I'état civil se sont élevés a 390’320 francs en 2017,
contre 391'914 francs en 2016, 413'249 francs en 2015 et 410'507 francs en 2014.

- S’agissant de la structure des charges annuelles de I'Office de I'état civil du Jura, le Gouvernement
estime, sur la base d’'un calcul forfaitaire global incluant les charges salariales et sociales, les codts
des locaux occupés par I'office, les frais d’équipement des places de travail proprement dites et de
Ioffice en général, que la charge forfaitaire totale d’un poste de collaborateur/trice au sein de I'Office
de I'état civil du Jura est comprise dans une fourchette allant de 97°500 francs & 140'400 francs.
Quant a la charge forfaitaire totale de la cheffe d’office, celle-ci s’inscrit dans une fourchette allant
de 114'000 francs a 165'000 francs.

www.jura.ch/gvt






Il s’ensuit que la charge forfaitaire annuelle de I'Office de I'état civil du Jura, peut osciller entre
377'000 francs au minimum et 544'000 francs au maximum, soit une moyenne de I'ordre de 460'000
francs, laquelle constitue une estimation tout & fait tangible.

Au vu de ce qui précéde, le Gouvernement constate que les émoluments encaissés par I'Office de
I'état civil durant les années 2014 a 2017 ne couvrent pas les charges annuelles de I'office estimées
en moyenne a 460'000 francs. Partant, il arrive a la conclusion que les émoluments fixés dans
OEEC ne satisfont & priori pas au critére de la couverture des frais.

En vous souhaitant bonne réception des informations demandées, le Gouverniement vous adresse,

Madame la Conseillére fédérale, I'expression de sa parfaite considération.

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
REPUBLIC}L{JE ? 'CANTON DU JURA

David Eray \ P N, G‘iadys Winkler Docoli

Président N £ Chanceliére d'Etat
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LE CONSEIL D’ETAT

DE LA REPUBLIQUE ET
CANTON DE NEUCHATEL

Département fédéral de justice et police
Bundesrain 20
3003 Berne

Révision de Pordonnance sur I'état civil (OEC) et de lordonnance sur les
émoluments en matiére d’état civil (OEEC)

Madame la conseillére fédérale,
Nous vous remercions de nous avoir associés a la consultation susmentionnée.

Le Conseil d’Etat est favorable a la modification de 'OEC afin que la Confédération devienne
concrétement seule responsable de I'exploitation et du développement de la banque de
données centrale de l'état civil (Infostar). Néanmoins, le Conseil d'Etat estime que
I'émolument a payer a la Confédération par les communes et les cantons devrait étre
inférieur a 500 francs par utilisateur. Le montant global de 11'000 francs par an doit étre mis
en lien avec le découvert de la gestion de I'état civil dans notre canton, supérieur a un million
de francs par année. De plus, les cantons mettent gratuitement des spécialistes a disposition
de I'Office fédéral de la justice pour le développement du systéme.

Le gouvernement cantonal est sensible a ce que les parents d'enfants nés sans vie et mort-
nés vivent au mieux le processus de deuil. Ainsi, il est favorable a 'enregistrement a I'état
civil de la venue au monde des enfants nés sans vie comme complément a 'enregistrement
de la naissance d'enfants mort-nés. Néanmoins, comme il n'y aura pas d'obligation
d'annonce par les parents, il serait judicieux d'appliquer les nouvelles OEC et OEEC avec
des dispositions transitoires d’enregistrement rétroactif d’'enfants nés sans vie uniquement
sur les 3 années qui précédent I'entrée en vigueur des ordonnances.

Enfin, le déficit de couverture des frais engendrés par les activités d’état civil dans le Canton
de Neuchatel est de 57%. En effet, 15,3 EPT sont dévolus aux taches d'état civil pour des
charges salariales, sociales et d'infrastructure de 2'065'000 francs par an, des recettes de
900'000 francs par an et un découvert de 1'165'000 francs par an pour les communes et le
canton. Ces chiffres justifient une augmentation des émoluments en matiére d'état civil.



Veuillez croire, Madame la conseillére fédérale, a I'assurance de notre parfaite considération.

Neuchatel, le 13 juin 2018

Au nom du Conseil d'Etat :

/ \76— ' Le president, La chanceliére
/. /\ N\ L. KURT, S Desp
j j E
\ Ny — / i~ x
AN /
'*(UE 1Lt ) a /

Annexe : structure, charges et degré de couverture des frais des autorités de I'état civil du
canton de Neuchéatel et de ses communes



Annexe

Structure, charges et degré de couverture de I'état civil

Arrondissements

Neuchatel
Le Locle
Val-de-Ruz
Boudry
Hauterive
Cressier

Les Verrieres
Total A
Canton
Total B
Infostar actuel

Total C

Proposition fédérale

Arrondissements :
18 postes a 500.- =

Canton :
4 postes 4 500.- =

Total

EPT Colts/an
4 500'000.-
3.3 490'000.-
1.2 200'000.-
2 285'000.-
05 87'000.-
0.5 78'000.-
1.8 205'000.-
13.3 1'845'000.-
2 220'000.-
15.3 2'065'000.-
30'000.-
2'095'000.-
9'000.- /an
2'000.- /an

11'000.- /an pour Infostar futur

Revenus/an

226'000.-
260'000.-
74'000.-
120'000.-
15'000.-
32'000.-

807°000.-
90'000.-

897'000.- (43.5%)

897'000.- (43%)
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Ka n to n Der Vorsteher des Sicherheits- und Justizdepartements SJD

Obwalden

CH-6061 Sarnen, Postfach 1561, SJD

Per E-Mail an:

Eidgendssisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD

lukas.iseli@bj.admin.ch

Referenz/Aktenzeichen: OSTK.3168
Unser Zeichen: db

Sarnen, 11. Juni 2018

Revision Zivilstandsverordnung und Verordnung iiber die Gebiihren im Zivil-
standswesen ("Bundeslésung Infostar" und zivilstandsamtliche Behandlung
Tot- und Fehlgeborener);

Stellungnahme.

Sehr geehrte Frau Bundesratin [ C@@\kﬁ& WQ&O\

Sehr geehrte Damen und Herre

Wir danken Ihnen fiir die Einladung zur Vernehmlassung betr. Zivilstandsverordnung sowie Verord-
nung Uber die Geblihren im Zivilstandswesen.

Die Konferenz der Kantonalen Aufsichtsbehdrden im Zivilstandswesen (KAZ) und die Konferenz der
Innerschweizer Zivilstandsamter haben sich eingehend mit der geplanten Revision betreffend "Bun-

deslosung Infostar" sowie der zivilstandsamtlichen Behandlung von Tot- und Fehlgeborenen befasst.
Wie verzichten auf eine eigene Stellungnahme und verweisen auf die Stellungnahmen dieser beiden

Konferenzen.

Ihre Frage zur Gebithrensituation in den Kantonen kénnen wir wie folgt beantworten: Im Kanton Ob-
walden decken die Einnahmen durch die Gebiihren fir Amtshandlungen den Verwaltungsaufwand
nicht. Obwohl das Zivilstandswesen regional und sehr effizient organisiert ist, sind die GebUhren nicht
kostendeckend. Eine Anpassung der Gebuhren wiirden wir daher begrissen.

Sicherheits- und Justizdepartement SJD
Postfach 1561, 6061 Samen

Tel. 041 666 62 19

sid@ow.ch

www.ow.ch



Besten Dank fiir die Moglichkeit zur Stellungnahme.

- Stellungnahme der Konferenz der Kantonalen Aufsichtsbehdrden im Zivilstandsdienst (KAZ) vom
9. April 2018
- Stellungnahme der Konferenz der Innerschweizer Zivilstandsamter vom 17. Mai 2018

Kopie mit Stellungnahmen KAZ und Konferenz der Innerschweizer Zivilstandsdmter an:
- Kantonale Mitglieder der Bundesversammiung

- Amt fur Justiz

- Staatskanzlei mit den Akten (OWSTK.3158)
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Regierung des Kantons St.Gallen

Reglerung des Kanlons Sl.Gallen, Reglerungsgebiude, 8001 Sl Gallen

Eidgendssisches Justiz- und Regierung desbKaQtons St.Gallen
e Regierungsgebaude

Polizeidepartement 9001 St Gallen

Bundeshaus West T +41 58 229 32 60

3003 Bern F +41 58 229 38 96

St.Gallen, 17. Mai 2018

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber die Gebiihren
im Zivilstandswesen (ZStGV) («Bundeslésung Infostar» und zivilstandsamtliche
Behandlung Tot- und Fehlgeborener); Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Mit Schreiben vom 9. Mérz 2018 laden Sie uns zur Vernehmlassung betreffend Revision
der ZStV und der ZStGV ein. Wir danken Ihnen fiir diese Gelegenheit und nehmen gern
wie folgt Stellung:

Grundsatzlich begrissen wir das Bestreben, die zivilstandsamtliche Behandlung Fehlge-
borener zu verbessern, um die Trauerarbeit der Eltern zu erleichtern. Allerdings bringt die
vorgeschlagene Regelung, wonach Fehlgeborene im Personenstandsregister (Infostar)
eingetragen werden kénnen, erhebliche Nachteile mit sich. Da die Eintragung in Infostar
zwingend die Angabe des Geschlechts erfordert, miisste bei einer gewlnschten Beurkun-
dung des Fehlgeborenen auch dann ein Geschlecht eintragen werden, wenn dieses unbe-
kannt bzw. noch nicht bestimmbar ist. Im Bericht des Bundesrates vom 3. M&rz 2017 zum
Postulat 14.4183 Streiff-Feller (Verbesserung der zivilstandsamtlichen Behandlung Fehl-
geborener; nachfolgend Postulatsbericht) wird diesbeziiglich vorgeschlagen, den Eltern
die Wahl des Geschlechts zu Uberlassen. Allerdings dirfte diese Fremdbestimmung des
Geschlechts zumindest bei manchen Eltern auf wenig Akzeptanz stossen. Ebenso stellt
sich die Frage, ob in solchen Fallen ein geméss Beurkundung erstellter Nachweis zum
Fehlgeborenen mit Angabe eines Geschlechts, dessen sich die Eltern nicht sicher sein
kénnen, die Trauerbewaltigung wie erhofft unterstiitzt.

Vorzuziehen wére unserer Auffassung nach die Méglichkeit, eine Fehlgeburt samt persén-
lichen Angaben zum Fehlgeborenen durch ein Zivilstandsamt bescheinigen zu lassen.
Analog zur entsprechenden Regelung in Deutschland (vgl. Art. 31 der deutschen Perso-
nenstandsverordnung) wirde keine Eintragung ins Personenstandsregister erfolgen.
Dadurch ware es ohne weiteres moglich, gewisse Angaben, wie beispielsweise das Ge-
schlecht, der Realitat entsprechend unbestimmt zu lassen. Mit einer derartigen zivil-
standsamtlichen Bescheinigung wiirden sowohl die kantonalen und kommunalen Formali-
taten rund um eine allfdllige Bestattung als auch die Trauerbewaltigung der Eltern erleich-
tert. Eine solche Vorgehensweise ware zudem insofern gentigend, als die Bescheinigung
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lediglich dem Nachweis des Ereignisses dienen muss (siehe auch erlduternder Bericht
des Bundesamtes fur Justiz [BJ] vom 9. Marz 2018, «Bundesltsung Infostar» und zivil-
standsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener [nachfolgend erlduternder Bericht
des BJ], Erlauterungen zu Art. 9a Abs. 3 und 4 des Entwurfs der eidgendssischen Zivil-
standsverordnung [SR 211.112.2; abgekUrzt E-ZStV]).

Eine vom Personenstandsregister unabhéngige Beurkundung (samt Eintragung in einem
zentralen Verzeichnis) wurde auch im Postulatsbericht des Bundesrates geprift (Ab-
schnitt 11.2.2 Lésung 2: Separate Beurkundung und zentrales Verzeichnis). Dieser An-
satz wurde im besagten Bericht jedoch verworfen, weil eine Eintragung von Zivilstandser-
eignissen ausserhalb von Infostar nicht wiinschenswert sei, das BJ ein zentrales Ver-
zeichnis ausserhalb von Infostar filhren misste und die erforderlichen personellen und fi-
nanziellen Ressourcen (aufgrund des zu entwickelnden und zu betreibenden zentralen
Sammelverzeichnisses) als zu hoch zu beurteilen seien. Als Grund fir die Notwendigkeit
eines zentralen Verzeichnisses wurde einzig die allenfalls unterschiedliche 6rtliche Zu-
sténdigkeit der Zivilstandsamter fiir die Beurkundung der Fehlgeburt und die Beurkundung
der «Anerkennung der Vaterschaft» vorgebracht (vgl. Postulatsbericht, Abschnitt 11.2.2).
Wirde jedoch ein fir beide Sachverhalte zustdndiges Zivilstandsamt definiert, miisste
auch kein aufwandiges und kostenintensives zentrales Register fiir Fehlgeborene ge-
schaffen werden. Wir schlagen vor, das Zivilstandsamt am Wohnort der Mutter — wo sie in
vielen Féllen auch die medizinische Bescheinigung der Fehlgeburt erhalten hat — sowohl
fur die Bescheinigung der Fehlgeburt als auch flur einen allfélligen Nachtrag zur véterli-
chen Abstammung als zustandig zu bezeichnen.

Im Ubrigen wiirden wir es begrissen, wenn sich der Familienname des Fehlgeborenen
bei den Einzelgesuchen um Beurkundung geméass Art. 9b Abs. 2 und 3 E-ZStV nicht zwin-
gendermassen nach dem Ledignamen des gesuchstellenden Elternteils richten misste.
Bei verheirateten Eltern sollte es méglich sein, dass ein Elternteil, der ein entsprechendes
Gesuch alleine einreicht, auch den angenommenen Ledignamen (Art. 160 Abs. 2 ZGB)
oder den flr gemeinsame Kinder bestimmten Ledignamen der Ehegattin oder des Ehe-
gaften als Familiennamen des Fehlgeborenen wéhlen kann. Es kann ja sein, dass die
Ehegatten das Gesuch nicht gemeinsam einreichen, weil ein Ehegatte aus persénlichen
Grunden nicht am Gesuch mitwirken will oder verstorben ist.

Schliesslich ist die Formulierung von Art. 9b Abs. 4 Satz 2 E-ZStV unseres Erachtens ver-
wirrend, da gemadss dieser bei einem gemeinsamen Gesuch um Beurkundung bei Unei-
nigkeit Uber die Vornamen und den Ledignamen des Fehlgeborenen die von der Mutter
gewahlten Vornamen oder ihr Ledigname beurkundet wird. Klarer wére die Konjunktion
«und» anstelle «oder».

Wir weisen des Weiteren darauf hin, dass gemass Art. 9c Abs. 3 E-ZStV Doppelgesuche
der beiden Elternteile bei unterschiedlichen Zivilstandséamtern méglich sind. Dies ist ge-
rade bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Lésung aufgrund der Gefahr von Doppeler-
fassungen in Infostar zu verhindern (vgl. Stellungnahme der Konferenz der Kantonalen
Aufsichtsbehérden im Zivilstandsdienst [KAZ] vom 9. April 2018, S. 3). Wie bereits oben
vorgeschlagen, empfehlen wir, das Zivilstandsamt am Wohnort der Mutter als fiir die Be-
urkundung von Fehlgeburten zusténdig zu erkldren. Uberdies ist anzumerken, dass die
Vorlage nicht klart, wie bei umstrittenen Vaterschaften vorzugehen ist. Es ist durchaus
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denkbar, dass sich mehrere Manner als Vater eines Fehlgeborenen erachten und dies
entsprechend in der Bescheinigung festgehalten haben wollen. Wir empfehlen, solche
Sachverhalte ausdrucklich zu regeln. Denkbar wére beispielsweise, bei Uneinigkeiten auf
eine Erkldrung der Mutter abzustellen, welche die viterliche Abstammung offen lassen
kann.

Betreffend die Revision «Bundeslésung Infostar» verweisen wir auf die Stellungnahme
der KAZ. So unterstitzen wir sowohl den Vorschlag der paritatischen Vertretung von
Bund und Kantonen in der Fachkommission (Art. 78a Abs. 2 E-ZStV) als auch die Forde-
rung nach einer Entschadigung der Kantone fiir die Unterstiitzung bei der Entwicklung
des Personen-Informationssystems (Art. 78b Abs. 1 E-ZStV). Im Ubrigen kann festgehal-
ten werden, dass die besagte Revision — unabhéngig davon, ob sich die bundesratliche
Losung oder der Vorschlag der KAZ (Lizenzkosten je Vollzeitstelle anstatt Anwenderin o-
der Anwender und Ausklammerung der Lernenden) durchsetzt — zu begriissenswerten
kantonalen Minderausgaben fuhrt.

Zur allgemeinen Frage, ob die in der ZStGV festgelegten Gebuihren kostendeckend sind
und dem Aquivalenzprinzip geniigen, weisen wir darauf hin, dass in der ZStGV keine
rechtliche Grundlage besteht, um fiir Eintragungen von auslandischen Entscheidungen
oder Urkunden in Infostar eine Gebuihr zu erheben. Dies ist unseres Erachtens eine Li-
cke, die angesichts der massiven Zunahme von ausléndischen Zivilstandsereignissen in
den letzten Jahren zu hinterfragen und zu schliessen ist. Es ist dringend notwendig, dass
in diesem Bereich, welcher der dafiir zusténdigen Aufsichtsbehoérde einen betrachtlichen
Aufwand verursacht, kinftig eine dem Aufwand entsprechende Gebuhrenerhebung zulas-
sig ist.

Wir danken |hnen flr die Berlicksichtigung unserer Anliegen.

Im/NMamen der Regierung

Canisius Braun
Staatssekretér

Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an:
lukas.iseli@bj.admin.ch
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Regierungsrat

HMIMKANTON

v solothurn

Rathaus / Barfissergasse 24
4509 Solothurn
www.so.ch

Eidgendssisches Justiz- und
Polizeidepartement
Bundesamt fur Justiz
Bundesrain 20

3003 Bern

5.Juni 2018

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber die
Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)
("Bundeslésung Infostar” und zivilstandsamtliche Behandiung Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 9. Mérz 2018 laden Sie die Kantonsregierungen (iber die Anderung der
schweizerischen Zivilstandsverordnung betreffend die "Bundeslésung Infostar" und zivilstands-
amtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener zur Stellungnahme ein.

Ihrer Aufforderung kommen wir gerne nach und nehmen zur geplanten Anderung der beiden
im Titel genannten Verordnungen wie folgt Stellung:

Fehlgeborene

Ein Umgang mit Fehlgeborenen im Hinblick auf die Erméglichung der Trauer der Eltern ist fir uns
unbestritten. Hingegen stellen wir die vorgeschlagenen neuen Regelungen fiir Fehlgeborene
géanzlich in Frage. Fragen der Bestattung und die Abgabe eines geeigneten Dokumentes, welches
die Tatsache einer Fehlgeburt bestétigt, sind zu regeln und kénnen mit einfachen Mitteln geset-
zeskonform umgesetzt werden. Dies bestétigen uns aufgrund der Erfahrungen die Konferenz der
kantonalen Aufsichtsbehérden im Zivilstandsdienst (KAZ) sowie der Schweizerische Verband fiir
Zivilstandswesen (SVZ). Die KAZ und der SVZ und damit alle Fachpersonen im Zivilstandswesen
fordern eine fundamental andere, stark niederschwelligere Lésung als im ZStV-Entwurf vorge-
schlagen. Diese kénnte beispielsweise die Abgabe einer Bestatigung zuhanden der Eltern und des
Bestattungsamtes sein, ohne eine sachfremde und rechtlich bedenkliche Beurkundung im Schwei-
zer Personenstandsregister zu vollziehen.

Als Mitglied der KAZ unterstiitzen wir die Stellungnahme der Konferenz, vom 9. April 2018, in
allen Punkten.

Es gibt fur die Regelung der Beurkundung von Fehlgeborenen in der Zivilstandsverordnung (ZStV)
keine gesetzliche Grundlage im Zivilgesetzbuch. Um eine solche Ausnahmeregelung bei der Be-
urkundung des Personenstandes aufstellen zu kénnen, braucht es zwingend eine formelle gesetz-
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liche Grundlage auf Stufe ZGB. Fehlgeborene haben namlich mit der Beurkundung des Personen-
standes (im Sinne des ZGB, also der Beurkundung von Rechtssubjekten) nichts zu tun. Die Beur-
kundung des Personenstandes befasst sich mit der Entstehung der Rechtspersénlichkeit und den
daraus resultierenden familienrechtlichen Verhéltnissen. Ist das Grundbuch fir die Feststeliung
des Grundeigentums und dessen Beschrankungen zu konsultieren, so ist das Personenstandsregis-
ter massgebend beziglich der Rechte der naturlichen Personen. Die Darstellung dieser personen-
und familienrechtlichen Ereignisse dient der Rechtssicherheit und das Personenstandsregister ist
eine wichtige staatliche Stitze im Rechtsalltag. Eine beurkundete Person kann mit einfachen Mit-
teln (Registerauszug) ihren familienrechtlichen Status belegen. Eine Vermischung von rechtlich
unverbindlichen Beurkundungen wie sie jene von Fehlgeborenen darstellen, mit den bereits vor-
handenen rechtsverbindlichen familienrechtiichen Ereignissen, wiirde langerfristig neue Prob-
leme schaffen. Der Laie kann im Rechtsalltag nicht mehr feststellen, was nun rechtlich verbindli-
che Aussagen aus dem Register sind und welche nicht. Die vorgeschlagene Regelung, einen Sach-
verhalt im Personenstandsregister abzubilden, welcher rechtlich keine Wirkungen auslést, steht
somit im Widerspruch zur Rechtssicherheit und verletzt das Prinzip der Gesetzmaéssigkeit. Die all-
fallige Argumentation, wonach auch die Registrierung der Totgeburt (iber 500g und 22 Wochen),
welche inzwischen — nota bene - per Weisung (als “gesetzliche Grundlage") sogar die Kindesan-
erkennung erméglicht, obwohl rechtlich daraus nichts abgeleitet werden kann, vermag nicht zu
Gberzeugen, da auch diese Regelung auf keiner gesetzlichen Grundlage basiert, was wiederum
hdchst problematisch ist

Der Bund wird entsprechend dringend eingeladen, auch die Regelungen zur Totgeburt zu tber-
denken, allenfalls auch im Kontext zu den Arbeiten mit dem neuen Infostar NG ("New Genera-
tion").

Konkret beantragen wir die Regelung der Fehlgeborenen wie sie in der Bundesrepublik Deutsch-
land angewendet wird, zu Gbernehmen. Die deutsche Lésung, weiche die Tatsache einer Fehlge-
burt gegentber Dritten mit einem amtlichen Dokument bestétigt, ohne dies als Ereignis im Per-
sonenstandsregister zu beurkunden (Art. 31 Abs. 3 und 4 der deutschen Personenstandsverord-
nung - PStV) Gberzeugt. Wir weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, dass der Bericht des
Bundesrates vom 3. Mérz 2017 in Ziffer 5.2.3 nicht korrekt ist. In Deutschland wird die Fehlgeburt
im Personenstandsregister nicht beurkundet.

Die deutsche Losung ist sowohl von der Integration ins System wie auch vom Betrieb her dussert
kostenglnstig, erfillt aber alle vom Bundesrat gesteckten Anforderungen.

Es ist deshalb unbedingt anstelle des vorgeschlagenen Entwurfs eine analoge Losung wie in Art.
31 der deutschen Personenstandsverordnung in die Zivilstandsverordnung aufzunehmen.

Bundesldsung Infostar

Finanzierung und Gebiihren
Art. 77 Abs. 2 25tV

Die H6he der Anwendergebihr war im Rahmen des politischen Prozesses und der Gesprache zwi-
schen Bund und Kantonen (KAZ und KKJPD) ein zentraler Punkt. Die Definition im erlduternden
Bericht, wonach es sich nicht um eine Gebuthr im eigentlichen Sinne, sondern um einen politisch
vereinbarten Preis handelt, bestatigen und begriissen wir.

Gleichzeitig schlagen wir vor, die Ausgestaltung der Gebiihr pro Anwender zu tiberdenken. Wir
unterstitzen Gebihrenmodelle, welche negative Anreize unterbinden. Wir denken dabei an die
Definition der Zugriffskosten mit anderen Parametern, welche einerseits das “Verursacherprin-
zip" besser abbilden und mit einer gewissen Verstetigung der Kosten (mehrjahrige Festsetzung)
kombiniert werden. Dabei ist die in der Vernehmlassungsversion vorliegende Formulierung mit
Franken 500 / Jahr / Anwender anzupassen Es ist vorstellbar, die Gebihrengrundlage je Vollzeit-
stelle, inkl. Bandbreitendefinition festzulegen, welche fiir eine gewisse Zeit (mehrere Jahre) gilt.



3

Damit kénnten negative Anreize ausgeschlossen werden und dem Benutzungsprinzip zuwider-
laufende Stellenteilungen fanden keine Beriicksichtigung. Selbstredend miisste der Franken-An-
satz angepasst werden, so dass das monetére Einnahmenziel des Bundes (vgl. Botschaft ZGB) er-
reicht aber nicht Gberschritten wird. Die totalen Benutzungskosten fiir die Kantone (Aufsichtsbe-
hérden und Zivilstandsdmter) von Franken 0.6 Millionen bilden zwingend die Kostenobergrenze.

Das ZGB, Fassung gemass Anderung vom 15.12.2017, spricht in Art. 39 vom Personenstandsregis-
ter und in Art. 45a vom Personen-Informationssystem. Dieses soll "fir die Filhrung des Personen-
standsregisters” betrieben und entwickelt werden. Aber offenbar nicht nur. Das Personen-infor-
mationssystem soll weiteren Zwecken dienen. Gemaéss Art. 45a Abs. 3 ZGB muiissen die Kantone
Gebuhren nur fur die Anwendung des Systems fur Zwecke des Zivilstandswesens bezahlen. In
diese Richtung geht auch der vorgeschlagene Art. 77 Abs. 2 ZStV. Dieser legt die Gebiihr auf Ver-
ordnungsstufe absolut mit Franken 500 fest. Spatere Anpassungen bediirfen also einer Verord-
nungsénderung. Es ist wichtig hier festzuhalten, dass beztglich allfalligen, spateren Anpassungen
vom Bund volle Transparenz verlangt wird, d.h. die Abgrenzung der Kosten fr Zivilstandszwecke
von Kosten fir andere Zwecke missen ausgewiesen werden. Dabei weisen wir auch auf die recht-
lich nun méglichen Zugriffe fur die Einwohnerdienste hin.

Art. 77 Abs. 3 ZStV

Die bisherige NNSS-Finanzierung (nouveau numéro de sécurité sociale) soll und darf nicht Gegen-
stand der Vereinbarung sein. Mit der Bundeslosung Infostar ist diese rechtlich nicht legitimierte
Finanzierung fur die Kantone nicht mehr relevant.

Einbezug der Kantone in die Entwicklung
Art. 78 a ZStV

Laut dem vorgeschlagenen Art. 78a Abs. 2 ZStV und dem erlduternden Bericht geht hervor, dass
das Bundesamt fir Justiz (BJ) und die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren
(KKJPD) je 4 Mitglieder stellen und das BJ zuséatzlich den Vorsitz hat. Damit ist die Paritat nicht
gegeben und das BJ kann das Gremium dominieren. Diese Lésung lehnen wir entschieden ab.

Einerseits und hauptsachlich begrindet sich unsere Ablehnung im Zusammenhang mit der Daten-
hoheit der in Infostar gefithrten Personenstandsdaten, welche bei den Kantonen ist (vgl. Rechts-
gutachten Prof. Dr. Thomas Fleiner vom 22.10.2013, EJPD und BJ bekannt). Zusammen mit der
Tatsache, dass nach Art. 46 Abs. 2 die Kantone fir die Registerfiihrung haften, ergibt sich zwin-
gend der Bedarf einer echten paritatischen Zusammenarbeit beim Betrieb und der Weiterent-
wicklung des Beurkundungsinstruments Infostar.

Andererseits ist festzuhalten, dass die Kantone durch Gebiihren auch kinftig rund die Halfte der
bisherigen, rechtlich relevanten Betriebskosten tragen werden (ohne NNSS-Kosten, welche durch
die KAZ in der Vergangenheit auf Zusehen hin und ohne gentigende Rechtsgrundiage an den
Bund leistete).

Wir beantragen, analog dem "Programm Harmonisierung Informatik in der Strafjustiz" einen Co-
Vorsitz bei gleicher Anzahl Mitglieder von Bund und Kantonen. Damit werden die strukturellen
Voraussetzungen geschaffen, damit bei einer allféalligen Pattsituation tatsichlich nach mehrheits-
fahigen Lésungen gesucht werden muss. Trotz der derzeitigen, guten Zusammenarbeit zwischen
den Kantonen und dem BJ ist eine Regelung zu treffen, welche unabhangig von personellen
Konstellationen und dem derzeit sehr guten gegenseitigen Einvernehmen funktioniert.

Das BJ soll in einem Reglement die Details zur Fachkommission regeln kénnen. Je nach Detailie-
rungsgrad der Betriebsvereinbarung stellt sich die Frage, ob ein solches Reglement notwendig ist
oder nicht. Wird ein Reglement entwickelt, soll dies unter Mitwirkung der KKJPD/KAZ geschehen.
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Weiter wird darauf hingewiesen, dass die KAZ auch weiterhin eine Infostarkommission fiihren
wird. Dieser obliegt kunftig insbesondere die Erfassung und Konsolidierung der Infostar-Bedirf-
nisse der Kantone resp. Anwender zugunsten von Betrieb und Weiterentwicklung. Die Fachkom-
mission von Bund und Kantonen soll von dieser Erhebungsarbeit entlastet werden und die kon-
solidierten Bedurfnisse als Ausgangslage fir ihre Arbeit vorliegend haben.

Art. 78 b ZStV

Wir beantragen die Formulierung wie folgt umzugestalten: "Die Fachpersonen wirken insbeson-
dere bei folgenden Aufgaben mit":

Im Ubrigen verweisen wir beziiglich Art. 78 b ZStV auf unsere Ausfuhrungen unter Art. 77 Abs. 3
ZStv.

Wir danken lhnen bestens fur die Berucksichtigung unserer Eingabe.

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

| einn A4

Roland Heim Andreas Eng
Landammann Staatsschreiber



Kosten Zivilstandsdienst Kanton Solothurn

HIKANTON

-

solothurn

Art der Kosten und Erlése

Rechnung 2017

Bemerkungen

Lohnkosten direkte

Fr. 1'906'536.00

Sozialleistungen

Fr. 403'129.00

Lohnkosten Ubrige (ink!. LeBo)

Fr. 59'928.00

Personalkosten Ubrige
(inkl. Weiterbildung + Rlckerstattungen)

-Fr. 22'885.00

UVG, EO, Mutterschaft

[Sachkosten

Fr. 774'331.00]

Overhead, Mieten etc.

[Total Kosten

Fr.3'121'039.00|

Gebulhren Zivilstandsienst

ZA Solothurn ZA Thal-Géu

ZA-Olten-G6sgen

ZA Dorneck-Thierstein

Kasseneinnahmen (Bar + Bargeldlos)

Fr. 634'835.00

Fr. 302'702.00

Fr. 79'955.00

Fr. 197'049.00

Fr. 55'129.00

Online-Bestellungen

Fr. 41'726.00

kénnen nicht den einzelnen ZA's zugeordnet werden

Fakturierungen

Fr. 541'407.00

kénnen nicht den einzelnen ZA's zugeordnet werden

Total Fr.1'217'968.00
MahngebUhren Fr. 9'565.00
Ruckerstattungen, Porti Fr. 11'151.00

[Total Erlése

Fr. 1'238'684.00|

[Total GB-Saldo (gem. Jahresbericht) |

Fr. 1'882'355.00|

Korrekturen
zivilstandsfremde Tatigkeiten

-Fr. 51'313.00

|Tota| GB-Saldo (korrigiert)

| Fr.1'831'042.00|Aufwandiiberschuss

|[Kennzahlen:

|60.5% Unterdeckung bzw. 39.5% Kostendeckungsgrad |

Bemerkungen:
"GB" = Globalbudget

"Zivilstandsfremd": Bereich Adoption und Namensanderung (Kosten & Gebihren)
"GebuUhren Zivilstandsdienst" enthalt auch die Entschadigung fiur die Dienstleistungen der Zivilstandsaufsicht









Der Regierungsrat des Kantons Thurgau

Thurgau%%

Staatskanzlei, Regierungsgebiude, 8510 Frauenfeid

Eidgendssisches

Justiz- und Polizeidepartement
Frau Simonetta Sommaruga
Bundesrétin

Bundeshaus West

3003 Bern

Frauenfeld, 5. Juni 2018
445

Revision der Zivilstandsverordnung und der Verordnung iiber die Gebiihren im
Zivilstandswesen

Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Wir danken hnen fur die Méglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum Entwurf fur
eine Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV; SR 211.112.2) und der Verordnung
Uber die Gebuhren im Zivilstandswesen (ZStGV; SR 172.042.110) und teilen thnen mit,
dass wir der vorgeschlagenen zivilstandsamtlichen Behandlung von Tot- und Fehlge-
burten grundsatzlich zustimmen. Nachdem indessen die Beurkundung der Geburt ge-
buhrenfrei ist, kdnnen wir nicht recht nachvollziehen, weshalb eine Totgeburt — je nach

~ Fallkonstellation — gebiihrentechnisch anders behandelt werden soll. Aus diesem Grun-
de erachten wir die vorgeschlagene Anpassung der ZStGV als nicht notwendig.

Zu Art. 78b des Anderungsentwurfs der ZStV beantrégen wir eine Streichung von Abs.
~ 2 Bst. aund d, da wir die dort aufgefiihrten Punkte nicht als Aufgabe der kantonalen
Fachpersonen erachten.

Was schliesslich thre Frage nach den Anforderungen der ZStGV an das Kostende-
ckungs- und Aquivalenzprinzip im Kanton Thurgau anbelangt, gestatten wir uns, auf
den beiliegenden Auszug aus dem Geschéftsbericht des Regierungsrates fur das Jahr
2017 zu den entsprechenden Tatigkeitsbereichen zu verweisen. Wie Sie insbesondere
dem Ergebnis der Erfolgsrechnung fur die Zivilstandséamter entnehmen kénnen, errei-
chen diese einen Kostendeckungsgrad von 74 %. Aus diesem Grunde wére aus unse-
rer Sicht eine generelle Anpassung der Gebiihrenhéhe im Zivilstandswesen, deren Be-
messung vom 27. Oktober 1999 datiert, durchaus wiinschenswert.

Regierungsgebéude, 8510 Frauenfeld
T +41 58 345 53 10, F +41 58 345 53 54
www.tg.ch
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Mit freundlichen Griissen

Die Prasidentin des Régierung_srates

- Der Staatggchreiber

],

_ Auszug aus dem Geschéftsbericht 2017 fur das Amt fiir Handelsregister und Zivil-
standswesen sowie fiir die Zivilstandsamter |



: _.,'Kanton Thurgau

L Géschéftébériéht 2617 il o DJS

51 10 Amt fur Handelsreglster und ZlVlIstandswese ’

ARlchthnlen des Reglerungsrates 2016 2020

i "-»:Das vom Reg|erungsrat im November 2016 eroffnete externe Vernehmlassungsverfahren zum Entwun‘ fur elne
. Totalrevision des Gesetzes uber. das Kantons- und Gememdeburgerrecht (KBUG) dauerte bis zum 17. Februar
:2017. Mit Botschaft des Reglerungsrates vom 18. April 2017 wurde der Gesetzesentwurf dem Grossen Rat zur -
- -Beratung unterb itet. Der Grosse Rat hat die Gesetzesvorlage in der Schlussabstlmmung vom 6. Dezember
- 2017 mit 65 ‘gegen 55 ‘Stimmen gutgehelssen Der Beschluss des Grossen Rates Uber das KBUG wurde an-

. Rechnungsergebnls Erfolgsrechnung
. Globalbudget Th i :
-5110 Amt fiir Handelsregister- Bufdget. Rechnung |© R 2017/B 2017 R 2017/ R 2016
und Zivilstandswesen_ 2017 2016 Abw. Fr. % Abw. FT. %
Aufwand - 1797400 1'701'312 |* 7 1:30188 471 65'900 3.9
Ertrag . 2'630'000 | - - 2'743'626 79'229 3.0. -34'397 1,3
Saldo KORE -~ . R '832'600 | 1'042'314 | - 109'417 131y = 100297  -9.6
- Bonus-/ + Malusverrechnung B -9'068 Gk R e USSR
- Saldo.ER : ¢ 2 T832600 1033246 | 84'803 10.2| . 115843 -11.2
Kostendeckungsgrad CU46% | 161% i R, MR SR
: g:"_PRODUKTEGRUFPEN
' Einbiirgerungen = , % Ik
. .Aufwand " 318'667 | '326'910 23770 7.5 15'627 47
. Errag 450000 - 564'200 | 71750 15.9 -42'450 7.5
“saldo - ©131'333 237290 47'980 365 < IET'977 <244
- Kostendeckungsgrad - 141% k7% [ I HET A R RS
“Ubriges Zivilstandswesen . 15
- Aufwand : : 261'274 256'514 -24'869 9.5 -20'109 7.8
‘Ertrag . 80'000 84'473 -4'548 5.7 9021 -107
Saldo TAsr274| A72041 | -20321 1.2 -11'088 6.4
Kostendeckungsgrad C 3% 33% e St N
lnformatlonen und Auskiinfte 4 : ) &
Aufwand 304'481 298328 | 13677 4.5 19'830 6.6
Erirag 270000 217232 43680  -16.2 . 9088 42
Saldo - -34'481 81096 | - 57'357  166.3 10742 13.2
Kostendeckungsgrad S B9% L 73% | i e Fl '
Gesellschaftsgriindungen/
Mutationen : .
Aufwand 912'978 819'560 | -42'7686 4.7 50'652 6.2
Ertrag 1830000 1'877'721 56'707 3.0 7'986 0.4
Saldo 917'022 1058161 " 98'473 10.7 -42'666 -4.0
Kostendeckungsgrad 200% 1 229% :
3. Kommentar Globalbudget und Leistungserbringung

B -'_"_'schhessend mit einer. Referendumsfnst

bis 15 -Marz 2018 im Amtsblatt des Kantons Thurgau vom 15 Dezem-

Allgemein

Der Leistungsauftrag wurde eingehalten. Das Ergebnls schliesst mit einem Nettoertrag von Fr. 942 017 ab.

Abweichungen Globalbudget

Bei einem Aufwand von Fr. 1767212 und einem Ertrag von Fr. 2'709'229 ergibt sich ein Nettoertrag von
Fr. 942017, Gegenliber dem Budget (Nettoertrag Fr. 832'600) resultiert ein Mehrertrag von Fr. 109'417. Zu die-
sem positiven Ergebnis haben zum einen hohere Ertrage bei den Produktegruppen Einbirgerungen

Seite 188
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(+Fr. 717750) und beim Handelsregister insgesamt (+Fr. 12'027) beigetragen. Aufwandseitig konnten mit Aus- -
nahme der Konten Publikationen HR-Amtsblatt (+Fr. 19'336), Gebiihrenanteil Bund HR (+Fr. 7'180) und Kapital-/
Verwaltungskosten (+Fr. 1'652) die Budgetvorgaben unterschritten werden. Der Bund partizipiert zu 15 % an den
Bundesgebiihren fur die Handelsregistereintragungen (Art. 23 Abs, 1 der Verordnung des Bundesrates (iber die
Gebuhren fir das Handelsregister; SR 221.411.1). Die Position Gebiihrenanteil Bund HR ist demnach nicht be-
einflussbar. Ebenso wenig beeinflussbar sind die Kosten ftr die Publikation der Handelsregistereintrage im kan-
tonalen Amtsbiatt. ) : .

Produktegruppe Ei b,ﬁrggrgngen,

g nb

Der bei der Produktegruppe ausgewiesene Aufwand liegt leicht liber Budget. Bei den Gebiihren-konnte gegen-
tber dem Budget ein Mehrertrag von Fr. 71750 erzielt werden, Die Gebilhrentrage liegen beim Produkt Ordent-
 liche Einburgerungen wie auch_beim Produkt Erleichterte. Einbirgerung Uber Budget. Aufgeschlisselt auf die-
 beiden Produkte ergibt sich folgendes Bild: Gebuhrenertrage Ordentliche Einblrgerungen Fr. 426'750; Gebiih-
renertrége Erleichterte Einburgerungen (Abgeltung des Bundes flr die Erstellung von Erhebungsberichten durch
den Wohnkanton) Fr, 95'000. -~ T i e

Der Kostex;deckungsgrad der Produktegruppe betragt 152 %. Aufgeschlisselt auf die b'éi-den_ Produkte er'g>i_'btb
sich folgender Kostendeckungsgrad: Ordentliche Einbiirgerungen: 171 %, Erleichterte Einbiirgerungen: 102 %. "= - .~

‘Kennzahlen RS _ 2013 2014 20150~ "2
Ordentliche Einburgerungen (Anzahl Gesuche) “310 (- 323 298] - T
Erleichterte Einblrgerungen (Anzahl Gesuche) - 228 - 303 321 e

= Anhang |, Seite 41

Produktegruppe Ubriges Ziiili'lstalndswés'en g

Bei den Produkten Eheschliessungen mit Auslénder/-innen und Urkunden iiber den Zivilstand aus dem Ausland
handelt es sich um klassische Aufgab,engebiete des Amtes als Aufsichtsbehérde im Zivilstandswesen, Das Amt -
kann hier autonom ‘agieren und die erforderlichen Entscheide treffen. Beim Produkt Namensé&nderung ist das
Amt demgegeniber als sachbearbeitende Stelle tatig, welche die Gesuche dem vorgesetzten Departement zum
Entscheid unterbreitet (§ 11 Abs. 1 Ziffer 3.1 des Einflihrungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch;
RB 210.1). Bei den Geschéftsfallen, die bei der Produktegruppe Ubriges Zivilstandswesen. bearbeitet werden,
sind, wie die hachstehenden Kennzahlen zeigen, verglichen mit dem Vorjahr keine markanten Verénderungen
zu verzeichnen. ' : e

Kennzahlen . ] 2013 2014 2015
Namensénderungen 127 81| 108
Dokumentenprifungen bei Eheschliessungen,|{ - 525 ) 475 388
Geburten und Anerkennungen mit Auslandbezug ) .

Urkunden tber den Zivilstand aus dem Ausland . - 1'024 1117 1'193

= Anhang |, Seite 41

Produktegruppe Information und Auskiinfte

wurden 362 Anfragen um Herausgabe von Kopien von Handelsregisterbelegen gegen GebUhrenrechnung be-
antwortet,
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Produktegruppe Geselischaftsgriindungen / Mutationen

Das Handelsregister dient unter anderem der Konstituierung und der Identifikation von Rechtseinheiten (Art. 1
der eidg. Handelsregisterverordnung, HRegV; SR 221.411). Die Rechtseinheiten werden in Art. 2 HRegV defi-
niert. Insgesamt werden dort 14 Rechtseinheiten aufgezahlt. In der Praxis zeigt sich, dass den drei Rechtsein-
heiten Einzelunternehmen, Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschrénkter Haftung eine (berragende
Bedeutung zukommt, wobei auffallend ist, dass die Rechtsform Gesellschaft mit beschrankter Haftung immer
mehr an Beliebtheit gewinnt. Die drei hier genannten Rechtseinheiten decken insgesamt 91.6 % (Einzelunter-
nehmen 27.1 %, Aktiengesellschaften 32.6 % und Gesellschaften mit beschrankter. Haftung 31.9 %) der.im -
Handelsregister des Kantons Thurgau per,Ende_20_17_‘-.'g__eingevtr_agenevn Rechtseinheiten ab. :

Die Kundschaft der Abteilung Handelsregister schatzt es,vgesevlls(;haf,tsnr_egh‘t_liche Beschliisse, die der offentli--
chen Beurkundung bedurfen, direkt beim Amt abwickeln zu konnen. Auf diese Weise lassen sich die. Ablaufe
vereinfachen, und der Eintrag ins Handelsregister kann beschleunigt werden. Im Jahre 2017 hat das Amt 673
Beurkundungsgeschafte im Geselischaftsrecht bearbeitet. Im Jahr 2016 waren es 717. : R =

e T T [ n2018] 2014l 2018 VT 2016
Tagesregistereintrége - _6'185) ':'*6‘618 - 6021 5735

= Anhang |, Seite 41

‘4. Indikatoren

Produktegruppe/Produkt Nr. | Indikator, 05 Vorgabe 2017 -| Ergebnls 2016

Eheschliessungen mit Auslinder | 1 . durchschnittliche Bearbe_ituﬁg§dauer "2 - 3 Wochen V| 2-3Waochen,
l-innen . . 1 pro Geschaftsfall (ohne Dokumenten- £ : A e

tiberprifung durch schweizerische
Verretung im Ausland) T

Handelsregisterausz(;ge/Statu- 2 | durchschnittliche Bearbeitungsdauer max. 3 Tage | v max. 3 Tage -

ten pro Geschifisfall "~ S -
Gesellschaftsgrindungen/ 3 | durchschnittliche Bearbeitungsdauer 2-3Wochen | v | bis 3 Wochen - -
Mutationen pro Geschaftsfall (Vorprifung von

Dokumenten)

J efillt O teilweise erfiillt @ nicht erfullt

5. Rechnungsergebnis Investitionsrechnung

Keine Investitionsrechnung.
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5120 Zivilstandsamter

1. Umsetzung Zielsetzuﬁgen "Richtiinien des Regiérungsrates 2016 - 2020
Keine Bemerkungen. ’

2. Rechnungsergebnis Erfolgsrechnung

Globalbudget E
§120 Zivilstandsamter Budget Rechnung R 2017/8B 2017 R 2017 /R 2016

2017 2016 | - Abw. Fr, % Abw, Fr. %
Aufwand 1'926'900 1877'735 -90'166 -4.7 -41'001 2.2
Errag 1'400'000 1'365'940 -41742 -3.0, -7'682 0.6
Saldo KORE -526'900|  .511'795 | - 48424 - 9.2 -33'319 . 6.5,
- Bonus-/ + Malusverrechnung SRS Caarstel . N =
Saldo ER o ~ -526'900 -539'311 -16'289 34| 287000 . 53 -
. Kostendeckungsgrad .~ - " S T3%[ T 73% O O T Earp s
PRODUKTEGRUPPEN
Eheschllessuhgen nl ST . : I SE s
Aufwand ’ ' 527'762 453'946 -55'617 -10.5 18188 " 4.0 - -
Ertrag 504'000 487'367 -21'818. * 4.3 15'185 -1.1
Saldo -23'762 33421 | -33'799  .1142.2 -23'384  70.0
Kostendeckungsgrad Ces% | 407%. ) S 1774
Registerausziige s R s i : s e ek i
Aufwand 1527'029 532'005 134'057 T 65| 7 39123 74
Erirag 798000 775171  -23793 3.0 - o84 0.1
Saldo- ) 270971 . 243'076 10264 -~ 3.8 38159 157
Kostendeckungsgrad 151% | 146% A : iE
Tibrige Zivilstandsereignisse . .
Aufwand 872'109 891'694 492 . 0.1 -20'077 -2.3
Erirag $8'000 103'402 3869 - 3.9 -1'533 -1.5
Saldo -774'109 ~788'292 4'361 - -0.6 -18'544 2.4
Kostendeckungsgrad 11% 12%

- 3. Kommentar Globalbudget und Leistungserbringung

Allgemein
Der Leistungsauftrag wurde eingehalten.

Abweichungen Globalbudget ’ : : A
Das vor Bonus-/Malus-Verbuchung ausgewiesene Ergebnis schliesst mit einem Aufwandiberschuss von
~Fr.478'500 ab. Gegeniiber dem Budget ergibt sich ein Minderaufwand von Fr. 48'400. Die Budgetvorgaben
konnten bei samflichen, Aufwandpositionen unterschritten werden. Mit Einnahmen von Fr, 1°358'258 liegen die
Geblhrenertrage um 3 % bzw. Fr. 41742 unter der Budgetvargabe von 1.40 Mio. Franken.,

= Anhang |, Seite 43

Produktegruppe Eheschliessungen

Im Vergleich zum Vorjéhr ist bei den durchgefihiten Trauungen ein leichter Ruckgang zu verzeichnen (2017:
1'327 Trauungen; 2016; 1'344 Trauungen).
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Produktegruppe Registerausziige

Keine Bemerkungen.

Produktegruppe Ubrige Zivilstandsereignisse

ilstandsereig e Ri 7 |

Im Jahr 2017 wurden insgesamt 8'097 Zivilstandsereignisse beurkundet. Davon entfallen 6'104 Zjvilstandsereig-
nisse auf die im statistischen Anhang ausgewiesenen ,Beurkundungen von ausgewahiten Geschéaftsfallen”. Im
Vorjahr wurden 6251 Beurkundungen jm stati_st_isch}en-Ar}hqng_au_sgewiesen. ; < L

4, Indikatoren

Vorgabe 2017 | Ergebnis 2018

ProduktegruppelProdukt Nr. | Indikator -

B ' . ' iars, S Fristen sind | ¥ C - Fristen -
Produkt Ehevorbereitung 1 Beachtung dgr,gesetzl_i'chen Fristen - einzuhalten . eingehalten ’

DN " S | Fristensind {¥'| ~ ~  Fristen

Produkt Trauung > 12 | Beachtung der gesetzlichen Fristen - einzuhalten . gingehalten .
Produkt Registerauszlige 3 | durchschnittliche Bearbeitungsdauer 3-5Tage| " 3-5Tage .
Produkt Eintragung Zivilstandser- g i T In der Regel | ¥’ - eingehalten
cigfiss _ B K 4 dprchschmtihcﬁe _Beﬁgf?g!tungsd‘auerx max. 4 Tage : Lih)

v effiilt O telweise edfillt .  nichterfilit -

5. Rechnungsergébhis anestitionsmchnUhQ i

Keine Investitionsrechnung.
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numero I Bellinzona

2448 cl 0 30 maggio 2018

Repubblica e Cantone Ticino
Consiglio di Stato

Piazza Governo 6

Casella postale 2170

6501 Bellinzona

telefono +41918144320 :
e T 410151444 35 Repubblica e Cantone
e-mail  can-sc@ti.ch Ticino

Il Consiglio di Stato

Signora

Simonetta Sommaruga

Consigliera federale

Dipartimento federale di giustizia e polizia
(DFGP)

Bundesrain 20

3003 Berna

Anticipata per email: Jukas.iseli@bj.admin.ch

Procedura di consultazione concernente la revisione deilordinanza sullo stato civile
(OSC) e dell’ordinanza sugli emolumenti in materia di stato civile (OESC)

Signora Consigliera federale,

abbiamo ricevuto la documentazione inerente la procedura di consultazione delle Ordinanze sullo
stato civile e sugli emolumenti in materia di stato civile e, ringraziando per Popportunita che ci
viene offerta di esprimere il nostro giudizio, formuliamo le seguenti osservazioni.

1. INTRODUZIONE
I Canton Ticino & sempre stato favorevole alla soluzione federale Infostar e saluta quindi con
piacere la modifica delle disposizioni d’esecuzione per I'attribuzione di questo importante registro

alla diretta responsabilita della Confederazione, per la gestione e lo sviluppo del medesimo, che
costituisce anche il registro fondamentale nell’ambito del’armonizzazione dei registri.

2. COMMENTO A SINGOLI ARTICOLI MODIFICATI DELL’ORDINANZA SULLO STATO
CIVILE

Art. 8 lett. e n. 4, Arit. 9a, 9b, 9c e 15a cpv. 2°¢

Rinviamo alle considerazioni proposte il 9 aprile 2018 dalla Conferenza delle autorita cantonali di
vigilanza sullo stato civile (CSC), che risultano sostanzialmente condivise.

Indipendentemente dalle osservazioni di fondo formulate dalla CSC, concordiamo con lidea di
separare le disposizioni che riguardano i nati vivi dai nati morti (art. 9 e art. 9a), nonché le diverse
modalita di iscrizione di nomi, cognome e filiazione di un infante nato morto o venuto al mondo
privo di vita (art. 9b) rispetto ai nati vivi.

Problematica appare la formulazione dell’articolo 9c, che pu6 creare fraintendimenti circa i termini
di notifica per le nascite dei nati morti, per i quali vige un obbligo di iscrizione (art. 9a cpv. 1) e di
notifica (artt. 34 e 35). Ci riferiamo in particolare a quanto disposto dagli artt. 9c cpv. 1 e 9c cpv. 4
primo periodo, che prevedono un termine di un anno per la comunicazione alf'ufficio dello stato
civile dei dati di un infante nato morto da parte dei genitori, mentre d’'altra parte € stabilito che se
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Copia per conoscenza a:

- Dipartimento delle istituzioni (di-dir@ti.ch);

Segreteria generale del Dipartimento delle istituzioni (di-sg@ti.ch);
Sezione della popolazione (di-sp.direzione@ti.ch);

- Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch);
Pubblicazione in Internet.
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? 1014 Lausanne Département fédéral de justice et police
} Office fédéral de la justice

Bundesrain 20
3003 Berne

Réf. : MFP/15023818 Lausanne, le 6 juin 2018

Procédure de consultation de la Confédération concernant la révision de
ordonnance sur I’état civil (OEC) et de Pordonnance sur les émoluments en
matiére d’état civil (OEEC) : « Solution fédérale Infostar » et traitement a I'état
civil des enfants mort-nés ou nés sans vie

Madame, Monsieur,

Le Conseil d’Etat vaudois vous remercie de l'avoir consulté sur les objets cités sous
rubrique et vous fait parvenir par la présente ses déterminations dans le cadre de la
consultation sur la révision de 'ordonnance sur I'état civil (OEC) et de I'ordonnance sur
les émoluments en matiére d'état civil (OEEC).

Le Conseil d'Etat accueille favorablement la révision de 'OEC qui doit nécessairement
étre adaptée a la législation fédérale, en raison de la modification par les Chambres
fédérales du Code civil du 15 décembre 2017 (enregistrement de I'état civil et registre
foncier). Il approuve en particulier le fait que la Confédération reprenne a son compte
I'exploitation des données d’état civil gérée par les cantons et qu'elle puisse
développer a I'avenir le systeme d’information centralisé des personnes pour la tenue
du registre de I'état civil.

La révision projetée de 'OEC et de 'OEEC vise essentiellement deux objets de fond et
une modification du tarif des émoluments en matiére d’état civil, sur lesquels le Conseil
d’Etat prend position de la maniére suivante :

Solution fédérale Infostar.
Art. 77 OEC Financement et émoluments

Al 2: |l est constaté que la Confédération finance I'exploitation et le développement
du systeme Infostar (alinéa 1). L’article 45a al. 3 nouveau CC a posé le principe que
les cantons versent a la Confédération un émolument annuel pour ['utilisation du
systéme dans le domaine de I'état civil. L’article 77 al. 2 OEC fixe cet émolument a 500
francs par année et par utilisateur. Celui-ci doit correspondre uniquement aux colts
servant des buts d'état civil. Cela implique que les colts liés a Infostar servant d’autres
buts ne doivent pas influencer les colts de licence pour le personnel de I'état civil.
Actuellement, on ne dispose pas de calcul pour ces différents types de colts. Dans le
futur, il s’agira d’établir plus précisément la limite entre les colts servant des buts
d'état civil et ceux servant d’autres buts, car il est regrettable que I'émolument prévu
pour ['utilisateur d’Infostar ne repose pas sur une clarification précise de ces différents
colts.
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Le montant de I'émolument annuel d’Infostar a été fixé dans 'ordonnance a 500 francs
par utilisateur pour 'accés au systéme dans le domaine de I'état civil. Ce montant a
été convenu, selon le rapport explicatif du 8 mars 2018, dans le cadre de négociations
entre les cantons et la Confédération (FF 2014 3415). Il n’a pas été considéré comme
un émolument au sens juridique strict, mais plutét comme un prix « politique » négocié
et serait justifié, selon le rapport, par le fait que, pour les 1200 utilisateurs actuels
d’Infostar, la contribution totale des cantons s’éléverait a 0,6 million de francs.

A cet égard, le prix de 500 francs par utilisateur n'a pas été fixé selon des critéres
objectifs ou économiques. Il est aussi paradoxal que les utilisateurs des cantons qui
alimentent le systéme qui ne pourrait pas fonctionner sans eux doivent en plus payer
un émolument pour Putiliser, alors que le systéme profite en grande partie aux autres
bases de données fédérales. Au lieu d'un codt par utilisateur, il semblerait préférable
d’envisager d’autres modalités de calcul, tout en maintenant les colits d'utilisation
totaux pour les cantons de 0,6 million par année, ce montant constituant un plafond
global a ne pas dépasser. Ainsi, des critéres plus concrets devraient étre fixés, par
exemple en prévoyant un coUt non pas par utilisateur - car I'activité d’'un utilisateur
peut fluctuer entre un taux de 40 a 100 % -, mais par équivalent temps plein (ETP), ou
encore prévoir un émolument pour un groupe d’utilisateurs (une entité déterminée, un
office d'état civil, ou un pack d'utilisateurs de 1 & 5 par exemple, de 6 a 10, etc., en
definissant un prix fixe dégressif par pack, a partir de 10 collaborateurs). L'émolument
prévu pourrait aussi étre valable pour un certain temps et méme s’étaler sur plusieurs
années (1, 2 ou 3 ans). Un tel systéme favoriserait une gestion plus souple des
utilisateurs qui débutent ou qui terminent leur activité en cours d’année ou de ceux qui
operent sur le systtme de maniére transitoire ou de maniére non continue durant
plusieurs années. Cela permettrait de prendre en compte les besoins des cantons en
termes de répartition de postes et de gestion du personnel.

Les apprentis et les personnes en formation devraient également étre exonérés de
émolument prévu par utilisateur. Un pack disponible pour l'accés de plusieurs
utilisateurs pourrait par exemple prévoir un accés gratuit pour un apprenti ou une
personne en formation.

Al.3: Il est prévu que les modalités de financement sont réglées dans une
convention d'exploitation passée entre 'OFJ et la Conférence des directeurs et
directrices des départements cantonaux de justice et police (CCDJP). A cet égard, il
est souhaitable que la Conférence des autorités cantonales de surveillance de I'état
civil (CEC) ainsi que les cantons qui la composent soient consultés par la CCDJP sur
les aspects liés a I'exploitation du systéme. Les autorités de surveillance en matiére
d’état civil et les officiers d’état civil disposent en effet des connaissances et des
informations nécessaires sur le métier de I'état civil (organisation dans les cantons,
planification financiere, gestion de leurs ressources humaines, besoins ultérieurs pour
le developpements du systéme, mise a disposition des testeurs et du personnel) et il
est essentiel que leurs intéréts soient reconnus et pris en compte dans les évolutions
futurs du registre informatisé de I'état civil.

CONSEIL DETAT
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Art. 78a OEC Commission technique

Al 2: Il est préevu dans cette disposition d'instituer une commission technique
composée de neuf membres, afin d’assurer une participation appropriée des cantons
au développement du systéme. L'OFJ et la Conférence des directeurs et directrices
des departements cantonaux de justice et police nommeraient chacun quatre
représentants. L'OFJ désignerait en sus la présidence. Or, cette solution est rejetée
car elle n'assure pas une représentation équilibrée des représentants cantonaux au
sein de cette commission technique. Cette commission a pour mission d’élaborer des
bases et des recommandations pour le développement du systéme et pour traiter des
questions techniques concernant I'application (alinéa 3) Les principaux utilisateurs du
systéme Infostar, le helpdesk premier niveau et le savoir-faire métier se trouvent
essentiellement au sein des cantons. Il y a d’ailleurs, comme le mentionne le rapport
explicatif, environ 1200 utilisateurs des cantons, alors que 'OFJ est peu représenté en
nombre d’utilisateurs, soit deux a trois dizaines de personnes tout au plus. Il n’est ainsi
pas comprehensible qu'il n'y ait que quatre représentants des cantons pour composer
cette commission, alors que ce sont des collaborateurs qui travaillent quotidiennement
sur Infostar et qui testent les différentes solutions du systéme. La pertinence que cette
commission soit composée de cing personnes de 'OFJ n'est pas établie. 1l s’agit en
réalité plus d’'une commission de controle du systéme qui permet a l'autorité fédérale
de s'assurer d’'une position souveraine plutét que d'une commission technique dans
laquelle des utilisateurs travaillant sur le systéme ont la possibilité d’en relever les
aspects negatifs et positifs, d’étre critique par rapport a Iui, d’y soulever des questions,
d’'y émettre des propositions et d'étre réellement actifs dans la mise en ceuvre du
systéme, dans ses innovations et ses développements futurs.

Art. 78b : Spécialistes

Al.1: Cette disposition précise que les cantons mettent gratuitement des
spécialistes a la disposition de I'OFJ pour le développement du systéme. La mise 3
disposition de « spécialistes » bénévoles pour assurer la gestion et P'exploitation du
systéme parait irréaliste. Il est en effet nécessaire d'avoir des personnes compétentes
pour étre désignées en tant que spécialistes et pour assurer cette fonction. La
compétence a un colt et il est normal que ces utilisateurs « plus », qui ont des
connaissances particuliéres et appréciées du systéme, soient indemnisés pour leurs
vacations et débours et qu’elles puissent aussi bénéficier d’une indemnité journaliére
en compensation du travail fourni. On ne saurait demander aux cantons de travailler
gratuitement. On sait qu'un certain nombre de cantons ne mettront jamais de
personnel a disposition, notamment en raison de leur «taille », car ces « petits »
cantons ne possédent pas une masse critique suffisante pour mettre des
collaborateurs & disposition. Par ailleurs, la mise a disposition gratuite de personnel
créerait une inégalité de traitement avec d'autres cantons qui ne fourniraient aucun
spécialiste, ce qui n'est pas souhaitable. La plupart des cantons ne voudront pas
mettre a disposition des collaborateurs a titre bénévole et assumer seuls des colts qui
devraient étre partagés par I'ensemble des cantons.
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Al 2: Cet alinéa devrait étre reformulé. En effet, au lieu d’indiquer que « ces
spécialistes sont chargés notamment » de ..., il vaudrait mieux utiliser la formulation
« ces spécialistes coopérent ou apportent leur collaboration aux taches suivantes »
soit celles qui sont décrites sous lettres a & d de cet alinéa. En effet, les spécialistes
qui seront désignés n'ont pas une obligation de résultat, ce que laisse entendre le
terme « chargés de ». lls sont essentiellement consultés comme experts pour élaborer
des concepts et des exigences, concevoir des cas d’essai, tester des transactions, les
documenter et vérifier la mise en fonction du systéme.

Les autres modifications formelles apportées & 'OEC et les précisions données a
certaines dispositions (art. 6a, 52a, 54, 79, 79a), notamment sur la séparation
organisationnelle et le réle donné & I'UIS Unité Infostar (art.- 84a), ne soulévent pas de
commentaires particuliers.

Traitement a I’état civil des enfants mort-nés ou nés sans vie.

Art. 9a : Naissance d’un enfant mort-né et venue au monde d’un enfant né
sans vie

L’OEC est complétée par trois dispositions (art. 9a & 9¢ nouveau OEC) qui donnent la
possibilité aux parents d'inscrire dans le registre de I'état civil la naissance d’un enfant
ne sans vie. Selon l'actuel OEC, seuls les enfants mort-nés peuvent étre aujourd’hui
enregistrés pour autant qu'ils pésent au moins 500 grammes ou si la gestation a duré
au moins 22 semaines (art. 9 actuel OEC). Dorénavant, un enfant sera considéré sans
vie lorsqu’il ne manifeste aucun signe de vie a la naissance et si son poids n’atteint
pas 500 grammes ou si la gestation n'a pas duré au moins 22 semaines.
L'enregistrement & létat civil de tels enfants n'était a ce jour pas autorisé.
L'introduction des articles 9a & 9¢ OEC permet sans aucun doute de combler une
lacune en réglant a I'état civil le traitement de ces enfants nés sans vie.

La révision répond a la volonté du Conseil fédéral, comme il I'a exprimé dans son
rapport donnant suite au postulat 14.4183 Streiff-Feller « Améliorer le traitement a
I'état civil des enfants nés sans vie » du 3 mars 2017, de faciliter certains parents a
entamer un processus de deuil lors de naissance d’enfants nés sans vie.

Toutefois, on s’interroge sur la base légale sur laquelle reposent ces nouvelles
dispositions. En effet, selon l'art. 31 al. 1 CC, la personnalité commence avec la
naissance accomplie de I'enfant vivant et finit par la mort. L’enfant congu jouit des
droits civils, & la condition qu’il naisse vivant (art. 31 al. 2 CC). D’autre part, I'état civil
n'est constaté dans un registre de I'état civil que s'il concerne un événement ou un fait
d’état civil, tel que la naissance, le mariage, le décés, etc. (art. 39 al. 1 et 2 CC). Or,
une naissance d’un enfant né sans vie n'est pas un événement au sens du droit civil.
Les enfants mort-nés et les enfants nés sans vie sont considérés par le code civil
comme des personnes n‘ayant pas la personnalité juridique puisqu’ils ne sont pas nés
vivants au sens de l'art. 31 CC, raison pour laquelle ils seront réglés séparément sous
les articles 9a a 9¢ nouveau OEC.
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Le traitement par I'état civil de tels enregistrements, en réglementant la situation
seulement au niveau de 'OEC, parait ainsi problématique car la base Iégale peut
apparaitre insuffisante. Si 'on comprend la volonté du Conseil fédéral de trouver des
solutions pragmatiques pour donner forme & de tels enregistrements en permettant
dés aujourd’hui & des parents de faire leur deuil par ce moyen, il parait nécessaire de
créer une base légale formelle dans le code civil pour le traitement des enfants mort-
nés ou sans vie.

Al.3et4: Le fait que la venue au monde d’un enfant né sans vie soit enregistrée
sur la base d’'une demande de la mére ou du pére et a certaines conditions - si
I'événement a lieu en Suisse ou si la mére et le pére a son domicile (ou lieu de séjour)
en Suisse ou posséde la nationalité suisse - permet de limiter les demandes en fixant
des critéres d'admission précis et éliminant la possibilité d’entrer en matiére sur des
situations « d'extranéité » sans liens avec la Suisse. Par ailleurs, le fait que Ia
demande soit accompagnée du certificat d’'un médecin ou d’une sage-femme pour
attester de la survenance de I'événement est considéré également comme une
mesure nécessaire pour garantir que I'’événement a bien eu lieu.

Selon le rapport explicatif du 9 mars 2018, page 7, concernant l'art. 9a OEC,
I'enregistrement peut avoir lieu a la demande des parent ou de 'un des parents, sans
aucune communication a un service de I'administration, ni a 'autre parent qui ne fait
pas la demande. [l sert uniquement de preuve a 'événement.

La révision part du principe, a l'article 9a al. 3, qu’un parent pourrait faire une demande
d’enregistrement d’'un enfant né sans vie sans que I'autre parent ne soit au courant. ||
serait toutefois souhaitable que I'ordonnance pose le principe qu’en cas de demande
de Fun ou de l'autre parent, I'état civil puisse interpeller le parent non demandeur —
comme lors d'une naissance ordinaire - pour déterminer avec lui, dés le départ s'il
s'oppose ou s'il est d’accord avec I'enregistrement de leur enfant né sans vie, de
maniére a déterminer avec les deux parents ensemble, le prénom, le nom et la filiation
de I'enfant né sans vie. Si 'autre parent interpellé ne souhaite pas se déterminer ou
n'envisage pas de s’opposer a I'enregistrement, I'enfant serait alors enregistré avec
des prénoms et le nom de célibataire du parent demandeur. Cela aurait 'avantage
d'entendre les deux parents avant tout enregistrement et de fixer, dés le départ et de
maniére transparente, avec les deux parents (en cas d’accord) ou un seul parent (en
cas de désaccord) les éléments a inscrire dans le registre de I'état civil, sans devoir
corriger ulterieurement des inscriptions qui ne correspondraient pas a la volonté du ou
des parents demandeur(s). A cet égard, le systéme proposé a l'article 9b nouveau
OEC n’est pas satisfaisant pour lofficier de I'état civil, car il ne permet pas une
concertation avec les deux parents, comme c'est la régle lors d'une naissance.
L'officier pourrait étre saisi de demandes séparées de chaque parent, I'une ignorée de
lautre, et constaté le désaccord des parents sans savoir quels seraient, vu leur
divergence, le nom, les prénoms et la filiation (maternelle ou paternelle) & inscrire de
Fenfant né sans vie. Cela a pour effet de compliquer I'instruction de I'officier d’état civil
qui devrait de toute maniére tirer au clair les divergences existantes entre les parents
afin de déterminer les éléments nécessaires pour procéder a I'enregistrement.

Art. 9b Prénoms, nom et filiation des enfants mort-nés ou nés sans vie

]
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Cette disposition prévoit que les parents peuvent demander I'enregistrement de la
filiation, des prénoms, du nom des enfants mort-nés ou nés sans vie (alinéa 1). Les
parents n'ont pas besoin de faire une demande conjointe. lIs auraient la possibilité de
demander séparément, sans que l'autre le sache, a ce que I'enfant mort-né ou sans
vie soit enregistré avec des prénoms et le nom de célibataire du parent demandeur
(alinéa 2 et 3). Mais en cas de désaccord, les prénoms choisis par la mére ou son nom
de célibataire primerait sur ceux du pére et seraient saisis.

S’agissant de la procédure prévue par cette disposition pour déterminer les prénoms,
le nom et la filiation des enfants mort-nés ou sans vie, il est renvoyé & la remarque
faite a ce sujet a l'article 9a al. 3 et 4 nouveau OEC ci-dessus. Il y est relevé que le
systéme proposé n’est pas satisfaisant pour l'officier de I'état civil.

Art. 9¢ Prescriptions de forme, autorité compétente et délai.

Al.1: Le fait de proposer que la demande d’enregistrement soit établie au moyen
d’'une formule fédérale officielle, mise en ligne sur le site de I'Office fédéral de I'état
civil et qui peut étre téléchargée par les parents, est un moyen efficace et utile de
simplifier la procédure d’enregistrement d’'un enfant né sans vie. Cette formule doit
aussi pouvoir étre disponible dans chaque office de l'état civil puisque la demande
pourra étre recue par tout office de I'état civil en Suisse (art. 9¢ al. 3 nouveau OEC).

Toutefois, il est constaté que les offices d’état civil ne disposent pas d’une formule
fédérale officielle qui peut étre utilisée dans toute la Suisse comme formule
d'« annonce de naissance ». De telles formules existent et ont été établies dans
certains cantons (notamment dans le canton de Vaud, ou elles sont mises a
disposition des maternités et des lieux de naissance et olu elles sont utilisées
quotidiennement), mais sans qu'il y ait d’harmonisation a ce sujet au plan fédéral. Par
conséquent, il apparait que l'autorité fédérale devrait établir au préalable une formule
fédérale servant d’abord a annoncer les naissances d’enfants nés vivant et d'enfants
mort-nés. Cette formule permettrait d’harmoniser I'annonce de naissances dans toute
la Suisse en prenant en compte des données identiques. Ces annonces représentent
plus de 99 % des cas de naissances survenant dans les maternités, les maisons de
naissance ou les institutions similaires. La création d’'une formule fédérale pour
annoncer les naissances d’enfants nés sans vie est certainement trés utile, mais
OFEC devrait aussi établir prioritairement un document officiel d'annonce de
naissance qui puisse étre utilisé pour les cas courants d’enfants nés vivant et d’enfants
mort-nés.

Al 2: S’agissant des enfants mort-nés, cet alinéa prévoit également que le
formulaire de demande peut étre remis a la direction de I'établissement si I'enfant
mort-né est né dans un hdpital, une maison de naissance ou une institution similaire
(art. 34, let. a OEC). Mais, dans la plupart des cantons, les naissances d’enfants mort-
nés et d’enfants nés vivant sont déja annoncées habituellement au moyen du
document officiel établi par le canton. Ce document vise aussi bien 'annonce d'un
enfant né vivant que d’'un enfant mort-né et il est complété par la maternité et/ou le lieu
de naissance, et signé des parents et du médecin (ou de la sage-femme) accoucheur.
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Ce systéme d’annonce fonctionne bien dans la plupart des cantons. Pour Favenir, les
formules cantonales d’annonce de naissance pourraient étre remplacées par une
formule officielle fédérale établie par 'OFEC et mise a disposition de tous les offices
d’état civil en Suisse. Au vu de ces explications, I'alinéa 2 devrait étre supprimé, car il
ne parait pas nécessaire de mettre a disposition une formule supplémentaire qui
remplit les mémes buts que celle qui existe aujourd’hui dans la plupart des cantons.

Dans le futur, il serait certainement plus approprié que l'autorité fédérale établisse un
seul formulaire d’annonce de naissances, au moyen duquel il serait envisageable
d’annoncer a I'état civil les trois formes de « naissance » possibles, soit celles d’'un
enfant né vivant, d’'un enfant mort-né et d’'un enfant né sans vie.

Ordonnance sur les émoluments en matiére d’état civil (OEEC)

Le Conseil d'Etat s’interroge sur I'opportunité de prévoir dans I'annexe | de FOEEC un
émolument de 30 francs pour la déclaration conjointe ou individuelle concernant le
nom, les prénoms et la filiation paternelle d’un enfant mort-né, faite indépendamment
de lannonce de la naissance (chiffre 4.8), et de 30 francs pour la demande
d’enregistrement conjointe ou individuelle de la mére ou du pere de la venue au
monde d’'un enfant né sans vie (chiffre 4.9). En effet, dans la situation actuelle,
'annonce d'une naissance auprés d'un office d'état civil d’'un enfant vivant et d'un
enfant mort-né et leur enregistrement sont gratuits. Par analogie a cette situation, et
dans la mesure ol les situations envisagées seront trés peu nombreuses, il paraitrait
judicieux de supprimer la perception d’'un émolument dans les cas visés aux chiffres
4.8 et 4.9 de 'OEEC. On imagine mal, en effet, un officier d'état civil annoncer a des
parents ayant déja donné naissance a un ou plusieurs enfants, que, dans ce cas
précis de situation de deuil, un émolument leur soit facturé.

S'agissant des autres questions liées a la révision, le Conseil d'Etat n'a pas de
commentaires particuliers a formuler sur les modifications partielles apportées a
I'OEC. Il est donc favorable a la révision de I'ordonnance sur I'état civil, moyennant la
prise en compte des observations qui ont été faites dans la présente prise de position.

En vous souhaitant bonne réception de la présente, le Conseil d'Etat vaudois vous prie
de croire, Madame, Monsieur, en l'expression de ses sentiments les meilleurs.

AU NOM DU CONSEIL D’ETAT

LA PRESIDENTE LE’CHANCELIER
, i ' /
\ MXY ]4' V' i
Nuria Gorrite Vincent Grandjean
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-& JUIN 2018
Procédure de consultation : Révision de I'ordonnance sur Iétat civil {(OEC) et de

I'ordonnance sur les émoluments en matiére d*état civil (OEEC)

Madame la Conseiliére fédérale,

Donnant suife a votre invitation du 9 mars 2018, le Conseil d'Etat du canfon du Valais vous

‘communique, par la présente, sa détermination.

1. Ordonnance sur I’état civil (« Solution fédérale Infostar »)

La Confédération exploite le registre de I'état civil informatisé (Infostar). A compter du 1* janvier
2019, elle en assurera également le développement et le financement, seule une participation
cantonale étant requise (Fr. 500.~/an par utilisateur).

S'agissant d'un outil dont profitent tous les cantons, la solution « fédérale » s'est imposée. Pour
autant, il ne faut pas se priver des connaissances pratiqgues des offICIers d’état civil et des autorités

cantonales de surveillance.

La création d'une « commission technique », qui associerait les cantons au developpement du
programme, apparait donc tout a fait indiquée {art. 78a P-OEC).

Le projet de modification de 'Ordonnance sur Pétat civil (OEC) prévoit aussi la mise a disposition
de « spécialistes » cantonaux (art. 78b P-OEC), ce qui se prafique actuellement, Sur le principe,
nous ne voyons aucun inconvénient a inscrire ce point dans I'ordonnance. La gratuité de cette
mise a disposition souléve néanmoins plusieurs interrogations. Qui désignera ces spécialistas ?
Combien seront-ils ? Quels seront leur taux d'occupation et ta durée de leur engagement ? Il est
important de répondre a ces questions dans la mesure ol la participation de ces « spécialistes »
impactera le budget et 'organisation du travail au sein des cantons.

Pour faciliter la mise a disposition de ces « spécialistes », nous sommes d'avis qu'ils devraient étre
engagés et rémunérés directement par la Confédération, via des contrats de prestatrons tripartites

{canton-OF J-spécialiste).

Les mettre gratuitement a disposition irait en outre a I'encontre de la cié de répartition arrétée le 15
décembre 2017 (financement intégral du programme par la Confédération moyennant le versement
d'un émolument cantonal).

Place de la Planta, CP 478, 1851 Sion
T&l, 027 606 21 00 - Fax 027 606 21 04




2. Ordonnance sur I'état civil (Traitement des enfants‘'mort-nés ou nés sans vie)

Le p'rojet de madification de FOEC distingue les enfants mort-nés des enfants nés sans vie (art. 9a
P-OEC).

L'obligation d'inscription des naissances d'enfants mort-nés est maintenue s'ils ont atteint les 500
grammes ou si la gestation a duré au moins 22 semaines.

Le projet offre désormais aux parents la possibilité de faire inscrire une naissance qui ne remplirait
pas l'une de ces deux conditions (enfants nés sans vie). Autrement dit, en cas de fausse couche
ou d'avortement, la haissance d’un embryon pourrait désormais étre annoncée et enregistrée quel
que soit son stade de développement, par exemple aprés un mois de grossesse. -

L'inscription a I'état civil peut — nous le concevons aisément — participer au processus de deuil des
parents. Selon le rapport de Conseil fédéral du 3 mars 2017 donnant suite au postulat Streiff-
Feller, it semblerait toutefois que le besoin auprés de la population de faire inscrire la naissance
d’un embryon ou d'un feetus qui ne remplirait Yune des conditions d'un enfant mort-né soit
relativement faible (par exemple : 1 ou 2 demandes par année dans le canton de Fribourg}. Une
mére pourrait en oufre faire enregistrer une naissance « sans vie » (avec l'attribution éventuelle -
d'un nom et d'un prénom), alors qu’elle aurait librement décidé d'avorter aprés quelques semaines
de grossesse. Cette possibilité, méme si elle n'était pas ou peu utilisée dans la pratique, ne devrait
pas exister. Quant a 'émolument envisagé {max. Fr. 30.-), il ne permettrait pas de couvrir les frais
des officiers d'état civil. Tel serait par exemple le cas si une personne séjournant en Suisse
souhaitait faire inscrire une fausse couche survenue a F'étranger; il faudrait Iui réclamer des
documents (passeport, acte de naissance, etc.), saisir ses données d'état civil dans le registre puis
finalement enregistrer la naissance de P'enfant né sans vie.

Dans ces conditions, nous estimons que cette nouvelle faculté va trop loin et qu'it serait préférable
de s’en tenir a la solution actuelle fixant deux criféres alternatifs (le poids a la naissance et la durée
de gestation) qui, s'ils ne sont pas satisfaits, excluent un enregistrement de [a naissance. Une
autre solution, que nous privilégions, serait de permettre l'inscription facultative d'un enfant né sans
vie mais a partir d'une certaine durée de gestion {par exemple 12 semaines).

Quoi gu'il en soit, Farticle 9b al. 3 P-OEC mériterait d'étre précisé car cette disposition laisse
entendre gu'un homme, quel gque soit son état civil, puisse seul déclarer étre le pére d'un enfant
mort-né ou né sans vie, sans gue la mére de I'enfant ne soit avertie. De mé&me, il pourrait ensuite
lui attribuer le prénom de son choix et lui donner son nom de célibataire, sans qu'elle ne puisse s'y

opposer.

Enfin, concemnant fa terminologie utilisée, nous ne distinguerions que les enfants nés vivants des
enfants mort-nés (art. 9 et 9a P-OEC), sans parler d’enfant nés sans vie. En effet, les mots chaisis,
du mains dans la version frangaise, ont exactement le méme sens (« enfant mort-né » ou « enfant
né sans vie ») alors qu'ils sont censés différencier deux situations.

3. Ordonnance sur les émoluments en matiére d’état civil (Niveau des émoluments)

Pour examiner s'il y a lieu d’adapter les émoluments fixés dans Fordonnance du 27 octobre 1999
(OEEC), nous vous communiguons comme demandé les chiffres extraits des comptes 2017 de
notre Service de [a population et des migrations (cf annexe}.

Ceux-ci concernent nos six offices d'état civil, a I'exclusion de l'office spécialisé et de Fautorité
cantonale de surveillance.

Ainsi que vous le constaterez, dans la majorité des offices, les émoluments encaissés (Fr.
1'704'872.-) ne couvrent pas les dépenses (- 152'409.-). Le degré moyen de couverture des frais

avoisine les 90%.
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Pour le reste, les modifications apportées aux ordonnances citées sous rubrique n'appellent
aucune remarque particuliére.

Le Gouvernement valaisan vous remercie de l'avoir consulté et vous prie de croire, Madame la
.Conseiliere fédérale, a 'assurance de sa parfaite considération.

Au nom du Canseil d'Etat

La présidente . o Le chancelier

Philipp Sporri

!

' Esther Wae

An'nexe OEC-Structure des recettes et charges 2017
Cople 3 lukas.iseli@bj.admin.ch (par mail en format Word et PDF)
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Direktion des Innern

Kanton Zug

Direktion des Innern, Postfach 146, 6301 Zug

Nur per E-Mail
Bundesamt fur Justiz
3003 Bern

Zug, 14. Juni 2018

Vernehmlassung zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung
liber die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 9. Marz 2018 haben Sie die Kantonsregierung des Kantons Zug im Auftrag
des Bundesrates eingeladen, zum Vorentwurf betreffend die Revision der Zivilstandsverord-
nung (ZStV) und der Verordnung tiber die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV) Stellung zu
nehmen. Wir danken lhnen fir die Einladung zur Vernehmiassung. Der Regierungsrat des Kan-
tons Zug hat diese Aufgabe an die Direktion des Innern delegiert. Die Direktion des Innern des
Kantons Zug dussert sich fristgemé&ss wie folgt:

Antrag

[.  «Bundesldésung Infostar» (E-ZStV)
1. Zu Artikel 76 E-ZStV

In dieser Bestimmung sei zu regeln, welcher Behérde die Datenhoheit iber das System kiinftig
zusteht.

2. Zu Artikel 77 Abs. 2 E-ZStV

Diese Bestimmung sei dahingehend zu ergénzen, dass der Zugang zum System fur Lernende
kostenfrei ist. Zudem sei zu regeln, wie sich die Gemeinden an den Kosten des Systems betei-
ligen, wenn ihnen der Zugang erméglicht wird.

3. Zu Artikel 78a Abs. 2 E-ZStV

Diese Bestimmung sei dahingehend anzupassen, dass Kanton und Bund gleichermassen in der
Fachkommission vertreten sind und der Vorsitz nicht alleine der Vertretung des BJ zusteht.

4. Zu Artikel 78b Abs. 2 E-ZStV

Diese Bestimmung sei so anzupassen, dass die von den Kantonen zur Verfiigung gesteliten
Fachpersonen den Bund bei den aufgezahlten Aufgaben unterstiitzen und die Verantwortung
beim Bund liegt.

Neugasse 2, 6300 Zug
T 041 728 24 30, F 041 728 37 17
www.zg.ch/inneres
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ausserhalb des Zivilstandwesens diesen in Rechnung stellen kann. Darunter fallt z.B. der Ein-
wohnerdienst (vgl. BBI 2014 3573).

Zu Antrag 3 (Art. 78a Abs. 2 E-ZStV)

Der Kanton Zug erachtet es als stossend, dass das BJ fiir die Fachkommission funf Vertretun-
gen bestimmen kann, wovon einer der Vorsitz zusteht, die Kantone dagegen nur vier Vertre-
tungen ernennen durfen. Die Kantone beteiligen sich in erheblichem Mass durch ihre Nut-
zungsgebuhr an den Kosten des Systems, weshalib es gerechtfertigt ist, dass sie in der Fach-
kommission gleich vertreten sind wie der Bund. Es ist daher eine andere Zusammensetzung
der Fachkommission auszuarbeiten und der vorliegende Entwurf entsprechend anzupassen.
Der Kanton Zug regt an, z.B. ein Co-Prasidium bei gleicher Anzahl! Vertreterinnen und Vertreter
von Bund und Kantonen oder ein alternierendes Prasidium bei gleicher Anzahl Vertreterinnen
und Vertreter von Bund und Kantonen, mit Stichentscheid-Kompetenz des prasidierenden Mit-
glieds, einzufithren.

Redaktioneller Hinweis: Bundesamt fur Justiz durch BJ ersetzen.

Zu Antrag 4 (Art. 78b Abs. 2 E-ZStV)

Die Erfullung der in Art. 78b Abs. 2 lit. a-d E-ZStV aufgezahlten Aufgaben obliegt dem Bund.
Die Kantone stellen lediglich Fachpersonen zur Verfiigung, welche den Bund bei der Erfallung
dieser Aufgaben unterstiitzen. Die Verantwortung bei diesen Aufgaben liegt beim Bund. Die
Bestimmung ist entsprechend zu prazisieren.

Il.  Zivilstandsamtliche Behandlung von Tot- und Fehlgeburten
1. Zivilstandsverordnung (E-ZStV)
Zu Antrag 1 (Art. 8 Bst. e E-ZStV)

Der Kanton Zug unterstutzt grundséatzlich das Bestreben des Bundes, Eltern von Fehlgebore-
nen bei ihrer Trauerbewdltigung zu unterstitzen und ihnen zu erméglichen, ihr fehlgeborenes
Kind im Personenstandregister eintragen zu lassen. Allerdings kann es der Kanton Zug nicht
unterstitzen, dass es keine zeitliche Limitierung der einzutragenden Fehlgeborenen gibt. Er
schlagt daher vor, die Eintragung einer Fehlgeburt erst ab der 13. Schwangerschaftswoche zu
ermoglichen. Bis zu diesem Zeitpunkt ist gemass der Fristenlésung ein strafloser Schwanger-
schaftsabbruch zuldssig. Es ist daher angebracht, eine zivilstandsamtliche Beurkundung erst
nach diesem Termin zu erméglichen. Alternativ ist auch eine Beurkundung ab der 15. Schwan-
gerschaftswoche zu priifen. Bis ca. zu diesem Zeitpunkt kann eine Schwangerschaft durch die
Absaugmethode (Aspiration) beendet werden.

Zu Antrag 2 (Art. 9a-9c E-ZStV)

Diese drei Bestimmungen sind sehr untbersichtlich und unklar ausgearbeitet. Es ist unver-
standlich, dass unter dem Kapitel «Gegenstand der Beurkundung» die Ablaufe, Zustandigkei-
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Zudem wird in dieser Bestimmung die Beurkundung der Abstammung geregelt, welche sowohl
fur Tot- als auch Fehlgeburten gelten soll. Dabei ist jedoch einiges unklar. Ist dies auch erfor-
derlich, wenn bereits eine vorgeburtliche Anerkennung vorliegt? Hat die Mutter keine Méglich-
keit, sich gegen die Beurkundung der Abstammung vom Vater zur Wehr zu setzen? Der Kanton
Zug vertritt die Auffassung, dass zwingend sicherzustellen ist, dass bei der Beurkundung der
Abstammung insbesondere die Interessen der Mutter hinreichend zu wahren sind (vgl. Art.
260a ZGB). Die Mutter muss die Méglichkeit haben, zu insistieren falls nicht der biologische
Vater die Abstammung zum Kind erklart.

Art. 9c Abs. 1-2 E-ZStV:

Es ist unklar, wie sie sich diese Regelung zu den geltenden Bestimmungen der Zivilstandsver-
ordnung verhalt. So ist nicht klar, ob mit der vorliegenden Vorlage von der Meldepflicht gemass
Art 34 ZStV, welche bis anhin auch fuir Totgeburten zur Anwendung kam, abgewichen werden
soll. Im erlauternden Bericht findet sich lediglich der Hinweis, dass die obligatorische Melde-
pflicht durch die medizinische Einrichtung gemass Art. 34 Bst. a ZStV beibehalten werden soll.
Der Kanton Zug wirde sich gegen eine allfallige Anderung aussprechen. Die aktuelle Handha-
bung bei der Meldung von Totgeburten soll beibehalten werden. Es ist lediglich neu zu regeln,
wie die freiwillige Meldung einer Fehlgeburt durch die Eltern vorzunehmen ist.

Aus dem erlauternden Bericht geht hervor, dass diese Bestimmung die Erfassung des Vorna-
mens, des Ledignamens des gesuchstellenden Elternteils und die véterliche Abstammung so-
wohl des Tot- als auch des Fehlgeborenen regeln soll. Dabei ist nicht ohne weiteres verstand-
lich, was nun in Art. 9b und was in Art. 9c E-ZStV geregelt wird. Zudem soll geméass dem erléau-
ternden Bericht das Gesuch, welches nur von einem Elternteil eingereicht wird, ohne Informati-
on des anderen Elternteils durch das Zivilstandsamt behandelt werden und es soll fur die Beur-
kundung auch nicht dessen Zustimmung erforderlich sein. Dies kann der Kanton Zug nicht un-
terstitzen und winscht, dass der Einbezug des jeweils anderen Elternteils geregelt wird (vgl.
auch Ausfihrungen zu Art. 9b E-ZStV).

Es ist in zu prazisieren, was unter einem Ausweis nach Abs. 1 zu verstehen ist.

Art. 9c Abs. 3 E-ZStV:

Gemaéss der vorliegenden Bestimmung kann eine Fehlgeburt von jedem Zivilstandsamt entge-
gengenommen werden. Dies erachten wir als nicht sachgemass. Fur die Meldung einer Fehl-
geburt ist ein értlicher AnknUpfungspunkt festzulegen (z.B. Wohnort der Mutter). So kénnen
auch Doppelerfassungen vermieden werden.

Zu Antrag 3 (Art. 99¢c E-ZStV)

Die nachtragliche Registrierung einer Fehlgeburt soll nicht unbeschrankt moglich sein, sondern
ist auf Geburten bis zu einem Jahr vor der Inkraftsetzung dieser Verordnung zu beschréanken.
Das Personenstandregister ist nach dem Grundsatz der Chronologie zu fuhren. Das bedeutet,
dass die Eintragungen strikte in der Reihenfolge der Ereignisse vorzunehmen sind. Wird ein










Kanton Ziirich
Regierungsrat

Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement
Bundesamt flr Justiz

Bundesrain 20

3003 Bern

16. Mai 2018 (RRB Nr.406/2018)
Zivilstandsverordnung und Verordnung iiber die Gebiihren
im Zivilstandswesen (Revision, Vernehmlassung)

Sehr geehrte Frau Bundesrétin

Mit Schreiben vom 9. Mérz 2018 haben Sie uns eingeladen, zur Anderung der Zivilstands-
verordnung (ZStV; SR 211.112.2) und der Verordnung Uber die Gebihren im Zivilstands-
wesen (ZStGV; SR 172.042.110) Stellung zu nehmen. Wir danken fir die Gelegenheit zur
Stellungnahme und dussern uns wie folgt:

In Bezug auf die Anderungen der ZStV und der ZStGV im Bereich der Modernisierung des
Personenstandsregisters und der zivilstandsamtlichen Behandlung von Fehlgeborenen
schliessen wir uns der Stellungnahme der Konferenz der Aufsichtsbehdrden im Zivilstands-
dienst vom 9. April 2018 vorbehaltlos an. Diese ist in Absprache mit der Konferenz der
kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren verfasst worden.

Die Frage zur Kostenstruktur des Zivilstandswesens lasst sich in der kurzen Vernehmlas-
sungsfrist nicht geniigend fundiert beantworten. Im Kanton Zirich sind die Zivilstandsam-
ter von den Gemeinden geflihrt, teilweise gehdéren auch das Bestattungswesen oder das
Einblrgerungswesen als nicht zivilstandsamtliche Tatigkeiten im Sinne von Art. 44 des
Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB; SR 210) in diesen Bereich. Da die Gemeinden
diese Tatigkeiten zum Teil nicht klar voneinander abgrenzen, kann derzeit noch keine Aus-
sage Uber die Kostenstruktur auf Stufe Zivilstandsamt im ganzen Kanton gemacht werden.
Mit dem Wegfall der Gebiihrenposition «Uberpriifung des Zivilstandes» per 1. Juli 2017

ist jedoch ein gewichtiger Teil der Geblhreneinnahmen der Zivilstandsamter weggefallen
und die Tatigkeiten der Zivilstandsamter sind im Bereich des anzuwendenden auslandi-
schen Rechts sowie der Priifung von auslandischen Urkunden komplexer geworden. Es
stellt sich daher die Frage, ob das Aquivalenzprinzip noch eingehalten ist.



Festzuhalten ist auch, dass auf der Stufe der Aufsichtsbehdrde, insbesondere im Bereich
der Anerkennung von auslandischen Urkunden nach Art. 45 Abs. 2 Ziff. 4 ZGB, keine Ge-
buhren erhoben werden dirfen. Diese Aufgabe enthélt jedoch verschiedene sehr komplexe
Fragestellungen im Bereich des internationalen Privatrechts, namentlich die Anwendung des
auslandischen Namensrechts, die Prifung der Anerkennung von auslandischen Urkunden
sowie von Gerichts- und Verwaltungsentscheiden. Zu erwéahnen ist etwa die Beurteilung
von ausléndischen Leihmutterschaftsentscheiden und in diesem Zusammenhang die
Prifung der Entstehung von ausléndischen Kindsverhaltnissen. Oft sind auch umfangrei-
che Abklarungen des Sachverhaltes notwendig. Immer haufiger sind in diesen Verfahren
beschwerdefahige, begriindete Verfligungen zu erlassen. Es drangt sich deshalb auf, die
Gebuhrenregelungen im Zivilstandswesen grundsétzlich zu tGberprifen. Wir beantragen
deshalb die Einsetzung einer Arbeitsgruppe mit allen beteiligten Behérden, um die Ge-
blhrensituation im Detail zu analysieren und konkrete Vorschlége flir eine Revision der
ZStGV zu erarbeiten.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesratin,
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates

Der Préasident: Die Staatsschreiberin:

Dr. Thomas Heiniger Dr. Kathrin Arioli



CVP Schweiz

CVP Schweiz, Postfach, 3001 Bern

Per E-Mail an
lukas.iseli@bj.admin.ch

Bern, 15. Juni 2018

Vernehmlassung: Revision der Zivilstandsverordnung und der Verordnung liber die Gebiihren
im Zivilstandswesen (ZStV; ZStGV): Bundeslosung Infostar und zivilstandsamtliche Behandlung
Tot- und Fehlgeborener

Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns eingeladen, zur Revision der Zivilstandsverordnung und der Verordnung Uber die
Gebihren im Zivilstandswesen (ZStV; ZStGV): Bundesldsung Infostar und zivilstandsamtliche
Behandlung Tot- und Fehlgeborener Stellung zu nehmen. Fir diese Gelegenheit zur
Meinungsausserung danken wir lhnen bestens.

«Bundeslésung Infostar»

Mit der vorliegenden Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) soll auf Stufe Verordnung die neu im
ZGB verankerte «Bundesldsung Infostar» umgesetzt werden. Diese wurde vom Parlament am 15.
Dezember 2017 angenommen.

Mit der Modernisierung des Personenstandregisters soll kinftig der Bund Uber die alleinige
Verantwortung Uber den Betrieb und Entwicklung der zentralen elektronischen Datenbank des
Zivilstandswesens verfugen. Heute sind der Bund und Kanton dafir zustdndig. Diese
Zustandigkeitsteilung hat sich nicht immer bewahrt. Der Bund ist kunftig fir den Betrieb und die
Weiterentwicklung des Registers verantwortlich, wobei er die Kantone in die Entwicklung des Systems
mit einbezieht. Der Bund tragt die entsprechenden Kosten, und die Kantone bezahlen eine Geblhr. Die
CVP spricht sich fir die Neuregelung aus und erachtet dies als wichtigen Schritt Richtung E-
Government — Verbund zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden.

Zivilstandamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener

Nach geltendem Recht werden heute nur lebend geborene Kinder sowie Totgeborene im
Personenstandsregister eingetragen. Kinder, die mit einem Gewicht von mindestens 500 Gramm oder
nach der vollendeten 22. Schwangerschaftswoche tot geboren werden, gelten als Totgeborene.
Totgeborene Kinder, die die Grenzwerte von 500 Gramm oder 22 Wochen Schwangerschaftsdauer
nicht erreichen, gelten als Fehlgeborene und werden heute im Personenstandsregister nicht
beurkundet.

Die CVP begrisst die vorliegende Anderung der ZStV und ZStGV und damit die Verbesserung der
zivilstandamtlichen Behandlung Tot-und Fehlgeborener, wonach Eltern von allen tot geborenen Kindern
die Moglichkeit der Veranlassung einer Beurkundung und des Bezugs von Zivilstandsdokumenten
erhalten. Damit entsteht ein Recht auf Bestattung. Ein freiwilliger standesamtlicher Eintrag ist fur
Betroffene von grossem Wert und wichtig fur die Trauerbewaltigung. Gleichzeitig kdnnen die
Formalitdten rund um die Bestattung vereinfacht werden.

Christlichdemokratische Volkspartei
Hirschengraben 9, Postfach, 3001 Bern
T: 031 357 33 33, F: 031 352 24 30
info@cvp.ch, www.cvp.ch, PC 30-3666-4
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CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ

Sig. Gerhard Pfister Sig. Béatrice Wertli
Prasident der CVP Schweiz Generalsekretarin CVP Schweiz

Christlichdemokratische Volkspartei
Hirschengraben 9, Postfach, 3001 Bern
T: 031 357 33 33, F: 031 352 24 30
info@cvp.ch, www.cvp.ch, PC 30-3666-4
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Bundesratin Simonetta Sommaruga
Eidgenossisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD

Per E-mail: lukas.iseli@bj.admin.ch

Bern, 12.Juni 2018

Stellungnahme der EVP Schweiz zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verord-
nung liber die Gebuhren im Zivilstandswesen (ZStGV)

Sehr geehrte Frau Bundesratin, sehr geehrte Damen und Herren

Die EVP Schweiz dankt fur die Moglichkeit, zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) Stellung zu neh-
men, was wir hiermit sehr gerne tun.

Wir danken dem Bundesrat an dieser Stelle ausdrucklich, dass er die auf das Postulat von EVP-Nationalratin
Marianne Streiff-Feller 14.4183 «Verbesserung der Rechtslage fir Totgeborene» in seinem Postulatsbericht
«Verbesserung der zivilstandsamtlichen Behandlung Fehlgeborener» vom 3. Marz 2017 vorgeschlagenen
Massnahmen im vorliegenden Verordnungsentwurf umsetzt.

Damit besteht ab 2019 fur Eltern tot- oder fehlgeborener Kinder die Mdglichkeit, ihr verlorenes Kind beim
Standesamt eintragen zu lassen und so eine offizielle Anerkennung des Kindes zu erwirken. Dieser Eintrag
ist fUr die Betroffenen von grossem Wert und wichtig flr die Anerkennung der Elternschaft und deren
Trauer- und Bewaltigungsprozess sowie ein Zeichen des Respekts gegenuber den verstorbenen Kindern.

Die EVP Schweiz begrusst diese Neuregelung ebenso wie die ebenfalls enthaltene Regelung, dass be-
troffene Eltern innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der neuen Verordnung ihre fehlgeborenen Kinder

auch rtckwirkend registrieren lassen konnen (Art. 99¢).

Freundliche Grusse

Ko/ 7

Marianne Streiff-Feller Dominik Wahfy
Prasidentin EVP Schweiz Generalsekretar EVP Schweiz
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Par email: lukas.iseli@bj.admin.ch

Révision de I'ordonnance sur I’état civil et de 'ordonnance sur les émoluments en matiere d’état
civil (OEC; OEEC): «Solution fédérale Infostar» et traitement a I’état civil des enfants mort-nés ou
nés sans vie

Prise de position du PLR.Les Libéraux-Radicaux

Monsieur,

Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer dans le cadre de la
consultation de I'objet mentionné ci-dessus. Vous trouverez ci-dessous notre position.

PLR.Les Libéraux-Radicaux soutient le projet de révision soumis a consultation. La modernisation du
systéme apporte en particulier des améliorations bienvenues pour les citoyens qui bénéficieront d’un
acceés facilité et meilleur marché a leurs données d’état civil. La collaboration entre la Confédération et les
cantons permettra de renforcer la collaboration entre les autorités. Il est néanmoins essentiel que les
cantons en tant que principaux acteurs en matiére de traitement de I'état civil, puissent participer a
I'élaboration et au développement de la solution retenue. Leur accord a ce projet est donc crucial.

En vous remerciant de I'attention que vous porterez a nos arguments, nous vous prions d’agréer,
Monsieur, I'expression de nos plus cordiales salutations.

PLR.Les Libéraux-Radicaux

La Présidente Le Secrétaire général
: N
rd
, ¢ i
Petra Gossi Samuel Lanz

Conseillére nationale
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Absender: Janina Heiniger, Tannenweg 18, 4932 Lotzwil, janina.heiniger@jevp.ch

Bundesratin Simonetta Sommaruga
Vorsteherin des Eidgendssischen
Justiz- und Polizeidepartements EJPD
Per E-Mail an: lukas.iseli@bj.admin.ch

Lotzwil, 7. Juni 2018

Vernehmlassungsantwort zur Revision der Zivilstandsverordnung und der Verordnung tber die
Gebuhren im Zivilstandswesen (ZStV; ZStGV): Bundeslosung Infostar und zivilstandsamtliche
Behandlung Tot- und Fehlgeborener

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Als Anstossgeberin zum der Anderung der Zvilstandsverordnung zugrunde liegenden Postulat 14.4183
«Verbesserung der Rechtslage fur Totgeborene» von Marianne Streiff nehme ich gerne an der Vernehmlas-
sung teil. Aufgrund dessen werde ich mich in meiner Vernehmlassungsantwort auf die Thematik der zivil-
standsamtlichen Behandlung Tot- und Fehlgeborener beschranken.

Ich begrusse die Anstrebungen des Bundesrates, im Rahmen der Anpassung der Zivilstandsverordnung mit
der Umsetzung der «Ldsung 1» des Postulatsberichts die EinfUhrung einer freiwilligen Beurkundung Fehl-
geborener zu erwirken. Somit wird eine pragmatische Losung des Problems angestrebt.

Die Anderungen sind allgemein sehr positiv. Hervorgehoben werden muss, dass die Beurkundung Fehlge-
borener freiwillig und alters- und gewichtsunabhadngig mdglich ist. Ausserdem ist die Beurkundung inner-
halb eines Jahres einzureichen und kostet nur 30 Franken. Diese Punkte sollten zwingend beibehalten wer-
den. Dass die Gewichtsgrenze fallt, ist sehr wichtig fur Betroffene, da fur sie der Wert des Kindes nicht von
dessen Grosse abhangig ist. Durch die langere Einreichungsfrist wird die Vorlage dem Bedurfnis nach Trau-
erzeit gerecht und die geringen Kosten stellen keine grosse finanzielle Hurde fur die Beurkundung dar.

Einige Punkte mussen differenziert betrachtet werden, und es besteht noch Klarungsbedarf:

Art.9a Totgeburt, Fehlgeburt

Im erlauternden Bericht heisst es im Abschnitt zu Art. 9a, dass die Begriffe «Kind» und «Geburt» als Analo-
gien verwendet werden, was aus juristischer Sicht nachvollziehbar ist. Es ist positiv zu sehen, dass hier dem

Bedurfnis der Betroffenen, ein Fehlgeborenes als Kind zu bezeichnen, nachgekommen wird. Aus den Erlau-
terungen geht nicht hervor, ob diese Begriffe so in der Beurkundung verwendet werden, was zentral ist.
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Art. 9b Vornamen, Name und Abstammung von Tot- und Fehlgeborenen

Der wichtigste Punkt, der in der Umsetzung geandert werden muss, betrifft das Geschlecht des Kindes:

Wie bereits im Postulatsbericht und auch von der Fachstelle kindsverlust.ch erwahnt, kann das Geschlecht
bei frih im Mutterleib verstorbenen Kindern nicht immer bestimmt werden. In der gemass Postulatsbericht
vorliegenden «Losung 1» muss aber zwingend ein Geschlecht eingetragen werden. Dies wird damit be-
grundet, dass es von Infostar her nicht moglich sei. Wenn moglich, soll sichergestellt werden, dass das Ge-
schlecht nicht eingetragen werden muss. Ist dies nicht moglich, bzw. mit zu hohen Kosten verbunden, muss
eine andere Ldsung gefunden werden. Dass die Eltern, wenn das Geschlecht nicht bestimmt werden konn-
te, die Wahimoglichkeit haben, ist keine befriedigende Losung. Als Alternativariante konnte ein Geschlecht
in Infostar eingetragen werden, auf der Beurkundung fur die Eltern aber weggelassen werden.

Art. 9c Formvorschriften, Zustandigkeiten und Fristen Abs. 3

Fur die Beurkundung von Fehlgeborenen sind alle Zivilstandsamter zustandig. In den Erlduterungen heisst
es, dass der Ort der Beurkundung beurkundungstechnisch dem Ereignisort der Geburt entsprechen wird.
Dies ist etwas sonderbar, und muss den Betroffenen transparent kommuniziert werden, damit sie das Ge-
such gegebenenfalls auf dem Zivilstandsamt des Geburtsorts einreichen kdnnen.

Art. 99c Ubergangsbestimmung

Die Ubergangsregelung, dass innerhalb eines Jahres alle Kinder eingetragen werden kdnnen, von denen ein
medizinischer Nachweis vorliegt, ist zu begrussen. Allerdings muss diese Regelung von Beginn an klar
kommuniziert werden, damit Personen, die davon Gebrauch machen kénnten, frih und klar informiert
sind. Die Frist von einem Jahr ist nicht sehr lang in Anbetracht dessen, dass Leute versuchen kdnnten, an
alte medizinische Dokumente zu gelangen, auch wenn dies gemass erlduterndem Bericht kaum mdglich ist.

Freundliche Grusse

Janina Heiniger
Regionalkoordinatorin *jevp Kanton Bern



Bern, 15. Juni 2018

Per E-Mail
Bundesamt fir Justiz
Bundesrain 20

3003 Bern

lukas.iseli@bj.admin.ch

Vernehmlassung zur Revision der Zivilstandsverordnung und der
Verordnung uber die Gebuhren im Zivilstandswesen (ZStV; ZStGV)

Sehr geehrte Frau Bundesrétin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fur die Mdglichkeit zur Stellungnahme, die wir gerne wir folgt wahrnehmen:

1 Grundsatzliche Bemerkungen

Die SP Schweiz begrusst die vorliegende Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der
Gebuhrenverordnung Zivilstandswesen (ZStGV) im Grundsatz ausdricklich. Wir erachten es als
richtig, sinnvoll und notwendig, den Eltern eines fehlgeborenen Kindes die Moglichkeit zu erdffnen,
freiwillig einen Eintrag im Personenstandsregister zu erwirken. Damit wird den Betroffenen
ermaoglicht, sich mit diesem tragischen Ereignis auch behérdlich-formal auseinandersetzen zu
kénnen. Die SP Schweiz unterstUtzt deshalb auch explizit die Umsetzung gemass der Variante 1 des
Bundesratsberichts zum Postulat 14.4183 Streiff-Feller' (Moglichkeit der Beurkundung beim
Zivilstandsamt nach Eintragung im Personenstandregister Infostar analog zur Lésung bei
totgeborenen Kindern)2. Diese analoge personenstandsregisterrechtliche Behandlung von
fehlgeborenen und totgeborenen Kindern wird unserer Einschétzung nach den Bedurfnissen der
betroffenen Eltern angemessen gerecht.?

Anpassungsbedarf sehen wir hingegen bei der vorgeschlagenen Kostenregelung in der E-ZStGV
(siehe dazu untenstehend Ziff. 2.1).

1 Siehe Erlauternder Bericht, S. 3.

2 Bericht des Bundesrates zum Postulat 14.4183 Streiff-Feller, Verbesserung der
zivilstandsamtlichen Behandlung Fehlgeborener, 3.3.2017, S. 27.

3 Siehe auch Postulatsbericht, S. 28.

Sozialdemokratische Partei Theaterplatz 4 Telefon 031 329 69 69 info@spschweiz.ch

der Schweiz Postfach - 3001 Bern Telefax 031 329 69 70 www.spschweiz.ch
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2 Kommentar zu den wichtigsten Bestimmungen

2.1 Ziff. ll, 4.8., 4.9. E-ZStGV

Wie der Bundesrat im Erlauternden Bericht4 sowie im entsprechenden Postulatsbericht5 zu Recht
feststellt, befinden sich Eltern von tot- oder fehlgeborenen Kindern in einer emotional schwierigen
Lage. Mit diesem Hintergrund erscheint es der SP Schweiz unangebracht, fur die freiwillige
Entgegennahme von Erklarungen der Eltern von solchen Kindern gegenuber den Zivilstandsamtern
Gebuhren zu erheben. Wir bitten deshalb den Bundesrat, fur die Entgegennahme der Erklarungen
gemass Ziff. ll, 4.8. und 4.9. E-ZStGV Gebuhrenfreiheit vorzusehen.

Wir bitten Sie, unsere Anliegen bei der Uberarbeitung der Vorlage zu berlicksichtigen.

Mit freundlichen Grlssen
SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DER SCHWEIZ

Christian Levrat Claudio Marti

Prasident Politischer Fachsekretar

4 Siehe Erlauternder Bericht, S. 9.
5Vgl. Postulatsbericht, S. 19.



Schweizerische Volkspartei Generalsekretariat / Secrétariat général \\\\ s

z
~

Union Démocratique du Centre Postfach, CH-3001 Bern = =

Unione Democratica di Centro Tel. +41 (0)31 300 58 58, Fax +41 (0)31 300 58 59

Partida Populara Svizra gs@svp.ch, www.svp.ch, PC-Kto. 30-8828-5

Eidgendssisches Justiz- und Poli-
zeidepartement (EJPD)

Bundeshaus West

3003 Bern

Elektronisch an:
lukas.iseli@bj.admin.ch

Bern, 14. Juni 2018

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber die
Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)

(«Bundeslosung Infostar» und zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgebo-
rener)

Antwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir nehmen im Rahmen der rubrizierten Vernehmlassung Stellung zur Vorlage.
Wir dussern uns dazu wie folgt:

Die SVP kann die vorgeschlagenen Verordnungsanpassungen unterstiit-
zen. Aus Sicht der SVP ist das Anliegen berechtigt, dass auch Kinder, die
ohne Lebenszeichen auf die Welt kommen und die Grenzwerte von 500
Gramm oder 22 Wochen Schwangerschaftsdauer nicht erreichen, auf Ge-
such hin im Personenstandsregister eingetragen werden konnen. Es ist
offensichtlich, dass die Beurkundung Fehlgeborener geeignet ist, um die
Trauerarbeit der Eltern zu erleichtern. Dass die Beurkundung dabei nach
dem gleichen, bestehenden Prozess erfolgen soll wie bei der Geburt von
Totgeborenen (d. h. wie bei Kindern, welche die oben genannten Grenz-
werte erreichen) ist zweckmadssig.

Wir danken Ihnen fiur die Bericksichtigung unserer Stellungnahme und grissen
Sie freundlich.

SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI

Der Parteiprasident Die stv. Generalsekretérin
- /*/ N
Albert Résti il 1a Bar

Nationalrat



Confédération suisse
Département fédéral de justice et police DFJP

Fribourg, le 14 juin 2018

Révision de 'ordonnance sur I’état civil (OEC) et de I’'ordonnance sur les émoluments
en matiére d’état civil (OEEC)

Madame la Conseillere fédérale Simonetta Sommaruga,
Mesdames, Messieurs,

Faisant suite a votre courrier du 9 mars dernier, nous tenons a vous mentionner que ce projet est une
avancée importante pour les parents concernés par la perte d’'un enfant nés sans vie et qu’il est bénéfique
pour le processus de deuil.

Toutefois, nous nous permettons, en tant qu’association ceuvrant auprées de parents touchées par le deuil
périnatal, de vous faire part de notre position quant au projet de révision de I'ordonnance sur I’état civil
et de 'ordonnance sur les émoluments en matiere d’état civil (« solution Infostar » et traitement a I'état
civil des enfants mort-nés et nés sans vie).

Nous souhaitons mettre en évidence quelques points qui nous semblent importants :

Tout d’abord, a la page 7 du document Révision OEC et OEEC, Art. 9a, Al. 3 et 4, il est mentionné que « la
demande d’enregistrement de la venue au monde d’un enfant né sans vie doit étre accompagnée d’un
certificat du médecin ou de la sage-femme ». Cela nous interpelle au niveau de I'applicabilité, pour les
situations de fausses couches trés précoces, lorsque le corps médical n’est pas encore intervenu. Est-ce
gue le médecin ou la sage-femme auront la possibilité de fournir un certificat sur la base d’un test de
grossesse ?

En second, il est mentionné a la page 8, Art. 9b, dernier paragraphe, que le choix du sexe doit
obligatoirement étre rempli, méme lorsque celui-ci ne peut étre déterminé pour les enfants nés sans vie.
A notre sens, ceci peut s’avérer contre-productif au processus de deuil des parents.

Et pour terminer, notre association, AGAPA Suisse-Romande, aura une mission d’information importante,
raison pour laguelle nous souhaitons nous assurer d’avoir bien compris I’Art. 99¢, page 9. Les parents
concernés par la perte d’un enfant né sans vie auront la possibilité de demander un enregistrement, de
maniére rétroactive pendant une année. Est-ce que cela concernera la période du 1 janvier 2019 au 31
décembre 2019.

En vous remerciant de l'attention que vous porterez a notre courrier et en restant a votre entiere
disposition pour tous renseignements complémentaires, recevez, Madame la Conseillere fédérale
Simonetta Sommaruga, Mesdames, Messieurs, nos salutations les plus respectueuses.

AGAPA Suisse-Romande

Larissa Carrel, secrétaire générale

AGAPA SUISSE- ROMANDE, rue de Morat 18B, 1700 Fribourg, 026 424 02 22, CCP 60-457182-5
info@agapa-suisseromande.ch www.agapa-suisseromande.ch
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Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundesamt flr Justiz

Herr Lukas Iseli

lukas.iseli@bj.admin.ch

4310 Rheinfelden, 7. Juni 2018

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung Uber die
Gebuihren im Zivilstandswesen (ZStGV)

(«Bundeslésung Infostar» und zivilstandsamtliche Behandlung

Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Damen und Herren
Sehr geehrter Herr Iseli

Wir danken flr die Méglichkeit zur Stellungnahme.

Der Vorstand des Aargauischen Verbandes der Zivilstandsbeamten (AVZ) hat sich mit der
Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung UGber die Gebuhren im
Zivilstandswesen (ZStGV) («Bundeslosung Infostar» und zivilstandsamtliche Behandlung
Tot- und Fehlgeborener auseinandergesetzt und eingehend diskutiert. Gerne halten wir
folgendes dazu fest:

1 Grundsatzliches

Behandlung Tot- und Fehlgeburten

Wir unterstitzen den Gedanken, den Eltern bei ihrer Trauerbewaltigung helfen zu kdnnen
sehr! Der Weg, der fir die Beurkundung von Fehl- und Totgeburten aber vorgeschlagen
wird, ist der falsche! Er ist ein Produkt, das uns systembedingt durch Infostar
auferzwungen wird! Es darf nicht sein, dass die beschrankten Moglichkeiten von Infostar
den ganzen Prozess diktieren.



mailto:lukas.iseli@bj.admin.ch

Ein Beispiel daflr ist, dass fUr die Eintragung der Fehlgeburt zwingend das Geschlecht
erfasst werden muss. Die Frage des neutralen Geschlechts muss in diesem
Zusammenhang zuerst geklart sein. Es darf nicht soweit kommen, dass
Zivilstandsbeamte betroffene Eltern nach dem Geschlecht ihres zu fruh oder
totgeborenen Kindes fragen mussen. Das ware auch nicht gelst, wenn die Eltern diese
Frage auf dem Antragsformular beantworten mussten, denn sie wirden logischerweise
die Frage einfach offen lassen, wenn das Geschlecht (noch) gar nicht bestimmbar war.

Ein anderes Beispiel sind auslandische Eltern, die noch nicht im Personenstandsregister
erfasst sind. Es ist hdchst wahrscheinlich, dass die Zivilstandsamter bald mit dieser
Situation konfrontiert sein werden. Fur die betroffenen Eltern bedeutet das aber definitiv
keine ,einfache Beurkundung“ mehr, wie vom Bundesrat gewunscht! Sie mussen Original
Geburtsurkunden, Nachweise Uber den aktuellen Zivilstand, Staatsangehorigkeit und
Wohnort erbringen. In der Gemutsverfassung der Eltern stésst das garantiert auf
Unverstandnis und gegenteilig einer besseren Trauerbewaltigung wirken (Beamtentum,
Burokratie; Witz!).

Das Personenstandsregister Infostar ist nicht gleich zu setzen mit dem Geburtsregister
(Einzelregister) in Belgien, Frankreich oder Niederlande! Das Personenstandsregister ist
viel mehr vergleichbar mit den friheren Familienregistern (Sammelregister).

In Deutschland werden Fehlgeburten Ubrigens nicht in einem Register beurkundet
sondern es wird den Eltern auf einfachen Antrag eine standesamtliche Bestatigung
geschrieben. Eine Kopie des Dokuments wird abgelegt. Mit der Bestatigung kdnnen keine
Anspriche geltend gemacht werden. Im Postulatsbericht 14.4183 vom 03.03.2017 wird
unter 5.2.3 Deutschland auch von Beurkundung gesprochen, das ist falsch
wiedergegeben!

Wollen betroffene Eltern vielleicht nicht nur einen Eintrag im Familienblchlein oder in
Form eines Auszugs (bspw. wie in Frankreich «acte d’enfant sans vie»), um ihr ,Kind“ in
gebuhrendem Andenken zu halten und allfallige Anspriche geltend machen zu kbnnen?

Unsere Losungsvorschlage:

Das in Deutschland praktizierte Modell sei zu Gbernehmen. Es ist unkompliziert und fur
die Eltern wirklich niederschwellig.

Oder sonst mussen Fehlgeburten in einem neuen, separaten Geschaftsfall beurkundet
werden kdnnen. Dabei ist lediglich die Tatsache der Fehlgeburt mit Familien- bzw.
Ledigname der Mutter od. Vater, Vorname, ,Geburtsdatum/-ort“ und Abstammung
einzugeben. Die Abstammungsdaten (Name, Vornamen, Geburtsdaten der Mutter/des
Vaters) werden manuell erfasst (und kdnnen optional mit bestehenden Elterndaten
verknupft werden). Grundsatzlich gibt es neu ein Dokument «acte d’enfant sans vie», das
den Zivilstandsdokumenten beigelegt werden kann. Als , Luxuslésung“ Dokumente ware
der ,Familienausweis“ so zu programmieren, dass ,fehlgeborene Kinder” ausgewiesen
werden kdnnen oder auch ausgeblendet. Da erbrechtlich nicht relevant erscheinen
Fehlgeburten nicht auf dem Ausweis Uber den registrierten Familienstand.

Die Programmierung des neuen GF und der Dokumente wurde gewiss hohere Kosten
verursachen, als den bestehenden Geschaftsfall ,Geburt“ zu kopieren und umzubauen.
Aber nicht das bestehende Personen-Informationssystem soll bestimmen, wie die Losung
aussehen koénnte, sondern die vom Bundesrat gewiunschte ,moglichst einfache*
Beurkundung der Fehlgeburt soll auch in der Praxis einfach umgesetzt werden kdnnen.



2 Stellungnahme zu den einzelnen Artikeln

2.1 «Bundeslésung Infostar» (E-ZStV)

Art. 6a Zivilstandsregister, Personenstandsregister
Keine Bemerkung

Art. 52a An das Bundesamt fur Polizei
Keine Bemerkung

Art. 54 An auslandische Behdrden
Keine Bemerkung

Art. 76 Verantwortliche Organe (Art. 45a Abs. 1 nZGB)
Keine Bemerkung

Art. 77 Finanzierung und Gebuhren (Art. 45a Abs. 2, 3 und 5 Ziff. 2 nZGB)

Wir regen an, Anschliisse flir Lernende gar nicht oder max. 1 mal im Jahr (CHF 500.00)
zu verrechnen. Grund: es finden i. d. R. mehrere Lehrlingswechsel innerhalb eines Jahres
statt. Ferner ist es wichtig, dass Zivilstandsédmter Lernende ausbilden. Es kbnnte plétzlich
am falschen Ort gespart werden.

Art. 78 Einbezug der Kantone in die Entwicklung (Art. 45a Abs. 4 und 5 Ziff. 1 nZGB)
Keine Bemerkung

Art. 78a Fachkommission
Keine Bemerkung

Art. 78b Fachpersonen
Keine Bemerkung

Art. 79 Zugriffsrechte (Art. 45a Abs. 5 Ziff. 3 nZGB)
Keine Bemerkung

Art. 79a Sicherung der Daten (Art. 45a Abs. 5 Ziff. 4 nZGB)
Keine Bemerkung

Art. 84 Behdrden
Keine Bemerkung

2.2 Zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener
2.2.1 Zivilstandsverordnung (E-ZStV)

Art. 8 Daten

Keine Bemerkung

Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes
Keine Bemerkung

Art. 9a Totgeburt, Fehlgeburt
Siehe Haltung unter Pkt. 1




Art. 9b Vornamen, Name und Abstammung von Tot- und Fehlgeborenen

Bei Eheschliessung der Eltern sollte in der Folge der Familienname auch Auswirkungen
auf ihre fehl-, totgeborenen Kinder haben.

Gerade weil die Fruh- und Totgeborenen keine Rechtspersonlichkeit entwickeln, sollen
fur sie alle Méglichkeiten der Namensbestimmung durch die Eltern offen sein.

Wir unterstutzen, dass die ,Vaterschaft“ mittels einfacher Erklarung entgegen
genommen werden kann. Allerdings nur flr die Félle, bei denen noch keine Anerkennung
stattgefunden hat und die Eltern nicht miteinander verheiratet sind. In der heutigen Zeit
der «Gleichberechtigung» erachten wir das vorgesehene Gesuch um Eintragung als Vater
bei Fehigeborenen und Todgeborenen um «Erwédhnung» im Register als doch sehr
diskriminierend. Und das obwohl eine Ehe besteht oder allenfalls eine Anerkennung
stattgefunden hat.

Geschlecht zwingend

Es ist eine Zumutung fur die Zivilstandsbeamten, von ihnen zu verlangen, dass sie
betroffene Eltern in ihrer Trauer mit solchen burokratischen Fragen nach dem
Geschlecht des Kindes belastigen mussen. Wieder ist es das Personenstandsregister
Infostar, das uns hindert eine einfache und pietatvolle Lésung zu préasentieren. Siehe
auch Haltung unter Pkt. 1

Art. 9c Formvorschriften, Zustandigkeiten und Fristen
Siehe Haltung unter Pkt. 1

Art. 15a Aufnahme in das Personenstandsregister

Die Aufnahme ausléndischer Personen, die noch nicht in Infostar sind, soll nur im
Zeitpunkt des Ereignisses (Geburtsmeldung) geblhrenfrei sein (analog Geburt).
Flr spéter einzutragende Fehigeburten wére die Aktenprufung bei Aufnahme
auslandischer Eltern gem. ZStGV zu verrechnen.

Art. 99¢ Ubergangsbestimmung zur Anderung vom ...
Keine Bemerkung

2.2.2 Verordnung uber die GebuUhren im Zivilstandswesen (E-ZStGV)
Die Eintragung der Fehlgeburt im Zeitpunkt des Ereignisses (innert drei Tagen) soll
analog Totgeburt gebuhrenfrei erfolgen.

2.2.3 Schematische Darstellung der Ablaufe
Keine Bemerkung

3 Auswirkungen auf Bund, Kantone und Gemeinden

3.1 «Bundeslosung Infostar»

Siehe oben unter Art. 77 Finanzierung und Gebuhren (Art. 45a Abs. 2, 3 und 5 Ziff. 2
nZGB)

3.2 Zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener

Wir verweisen noch einmal auf unsere eingangs erwahnte Haltung. Die vorgeschlagene
,LOsung 1“ist in der Praxis (!) nicht die angestrebte einfache Lésung! Sie birgt, wie
erwahnt, unangenehme Fallen, die der Reputation der Zivilstandsdmter schaden kbnnen.
Dabei spielt die Zahl der zu erwartenden Geschéfte keine Rolle, denn es braucht nur
einen einzigen Fall der wegen Blirokratie und pietétlosen Haltung (Frage nach dem
Geschlecht) vor die Presse kommt.




Als in der Praxis Direktbetroffene bitten wir, die Lésung noch einmal zu tberdenken! -
Wieso, kann als erster Schritt nicht nach dem ,Modell Deutschland“ verfahren werden
und im Hinblick auf Infostar NG eine Lésung geschaffen werden, die nicht von der
beschrankten Méglichkeit des aktuellen Infostarprogramms gesteuert ist?

Mit freundlichen Grissen

AARGAUISCHER VERBAND FUR ZIVILSTANDSWESEN

Adrian Keller, Prasident



Gabriel Baal
Gerlistrasse 14
9652 Neu St. Johann

Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD

Neu St. Johann, 06.06.2018

Stellungnahme Gebuhrensituation im Zivilstandswesen

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga, sehr geehrter Herr Iseli

Im Folgenden erhalten Sie meine Stellungnahme im Bezug auf die Gebuhrensituation im
Zivilstandswesen:

Im Rahmen meiner Maturaarbeit benétigte ich das Datum, an welchem meine Familie von
Riehen (BS) nach Wattwil (SG) gezogen ist. Die Gemeinde Wattwil verrechnete mir fir die
Adressauskunft 15 Fr, was ich absolut in Ordnung finde, da die Gemeinde meinetwegen
einen Aufwand hatte. Die Spesen/Portokosten beliefen sich zusatzlich auf 2 Fr. Dies ergibt
ein Total von 17 Fr. Da ich die Dokumente nicht in ausgedruckter Form brauchte, bat ich
die Gemeinde Wattwil um eine Zustellung per E-Mail. Fir dies wiirde aber gemass der
Gemeinde Wattwil eine zusatzliche Gebuhr von 20 Fr. fallig. Ich entschied mich also fur die
briefliche Zustellung, da ich nicht bereit war, 35 Fr. (15 Fr. fir das Dokument + 20 Fr. flr
das Senden per E-Mail) zu bezahlen. Zusatzlich bat ich die Gemeinde Wattwil um eine
Erklarung, weshalb eine Gebuhr erhoben wird. Die Zivilstandsbeamtin liess mir daraufhin
die rechtlichen Grundlagen in Textform zukommen. Da in meinen Augen diese Gebuhr
nicht gerechtfertigt ist, wandte ich mich an das Amt fir Blrgerrecht und Zivilstand
St.Gallen. Ich bekam kurze Zeit spater die Antwort, dass die Grundlage eine
eidgendssische Verordnung ist, der Kanton also nicht zustandig sei. Weil die Gemeinde
Wattwil somit nur geltendes Recht befolgt, verzichtete ich folglich auf eine Beschwerde
gegen die Gemeinde.

Da Ihre Behorde fur das Zivilstandswesen in der Schweiz verantwortlich ist, wende ich
mich nun an Sie, mit der Bitte, den Punkt 20 ("Ubermittlung einer Kopie per Fax oder mit
elektronischer Post, zusatzlich zur Geblhr und den Auslagen fiur die Ausfertigung und
Zustellung eines Dokumentes") in SR 172.042.110 (Gebulhren im Zivilstandswesen) so
abzuandern, dass fur die Zustellung per E-Mail keine zusatzlichen Kosten mehr in
Rechnung gestellt werden. Meiner Meinung nach war dieser Punkt 20 in friheren Zeiten
durchaus sinnvoll, da fir die Ubermittlung per E-Mail Kosten entstanden sind. Heute
jedoch ist die Digitalisierung soweit fortgeschritten, dass eine Zustellung per Brief teurer ist
als per E-Mail. Eine Zustellung per E-Mail fuhrt nicht zu mehr Aufwand, da das Dokument
sowieso eingescannt werden muss, bevor es gedruckt wird. Zusatzlich ergeben sich
folgende Vorteile:

- geringerer Materialverbrauch (Papier, Couverts, Toner)
- umweltfreundlicher

- keine Portogeblhren

- Aufgeben auf der Post entfallt



Abschliessend will ich noch erwahnen, dass heute die Kommunikation mit Behdrden oft
per E-Mail erfolgt. Diese Gebluhr ist fir mich ein Relikt aus vergangenen Zeiten und gehort
gestrichen, da sie in keinem Verhaltnis zum Aufwand steht!

Ich bitte Sie deshalb zu prifen, ob dieser Punkt 20 so angepasst werden kann, dass flr
die Zustellung per E-Mail keine Gebuhren mehr anfallen.

Bitte teilen Sie mir Ihre Meinung bezuglich meines Vorschlages mit. Falls Sie weitere
Fragen haben, kdnnen Sie mich jederzeit kontaktieren.

Freundliche Grisse

Gabriel Baal



Walter Sibyll BJ

Von: Battistutta Larissa PERSA <Larissa.Battistutta@vtg.admin.ch>

Gesendet: Montag, 11. Juni 2018 14:36

An: Iseli Lukas BJ

Cc: Battistutta Larissa PERSA; larissa.battistutta@gmail.com

Betreff: STN Battistutta Larissa 31.05.2018 VNL Bundesldsung, Fehlgeborene

Anlagen: Stellungnahme_Battistutta_Art9_FINAL.docx; Stellungnahme_Battistutta_Art9
_FINAL.pdf

Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung

Kennzeichnungsstatus: Erledigt

Sehr geehrter Herr Iseli

Anbei meine Stellungnahme zum oben Erwdhnten Thema.
Ich bitte um Weiterleitung.

Vielen Dank.

Freundliche Grisse

Larissa Battistutta



Bundesratin Simonetta Sommargua
Eidgendssisches Justiz-

und Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West

3003 Bern

Miintschemier, 31. Mai 2018

Stellungnahme als betroffene Familie, Battistutta Larissa

zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber die
Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)

(,,Bundeslésung Infostar” und zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborene)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

«Es geht darum, die Geburt eines Kindes und dessen Existenz auch als solche anzuerkennen».

Als betroffene Familie, als engangierte Frau und Mutter, die seit unserer personlilchen Erfahrung
mit diesem Thema, sich intensiv mit dem Gesetz, der Umsetzung, und den damit verbundenen
Konsequenzen auseinandersetzt, freue ich mich, Stellung zum oben genannten
Vernehmlassungsverfahren nehmen zu diirfen.

Die geplante Anderung der Zivilstandesverordnung (ZStV) und Verordnung liber die Gebiihren
vom Zivilstandeswesen (ZStGV), schliesst eine Gesetzeslicke, die bislang fiir Eltern schier
untiberwindbare Hiirden beim frithen Tod ihres Kindes darstellten. Insbesondere dann, wenn das
Kind als «nicht meldepflichtig» bzw. als Fehlgeburt galt.

Meine personliche Erfahrung zeigt, dass die Anerkennung eines Kindes, das noch vor seiner
Geburt verstorben ist, eine zentrale Rolle dabei spielt, wie Eltern mit dem Tod ihres Kindes
umgehen kdnnen.

Mit dem neuen Melderecht zur Registrierung eines Kindes, das vor der vollendeten 22.
Schwangerschaftswoche oder mit einem Geburtsgewicht unter 500 Gramm tot zur Welt kommt,
wird ab dem 1. Januar 2019 eine offizielle Anerkennung dieser Kinder moglich.



Ich mochte Ihnen hier kurz unsere Geschichte erklaren.
Dieser Abschnitt wird aufzeigen warum, unter anderem diese Gesetztesanpassung so wichtig
und richtig ist.

3 Tage vor unserer grossen Hochzeit, Ende 5 Schwangerschaftsmonat, genauer bei 19 Wochen
und 5 Tagen, riss mir aus nicht nachweisbaren Griinden die Fruchtblase. Wir fuhren sofort ins
nachste Krankenhaus. Wo der Riss bestatigt wurde. Man klarte uns auf, dass unser Kind keine
Uberlebenschancen haben wiirde, dass es unter der Geburt versterben wiirde. Dass man in
diesem Gestationsalter keine lebenserhaltenden Massnahmen treffen wiirde.

Man klarte uns auf, dass unser Kind nicht «Meldepflichtig» sei. Wir wussten zu diesem Zeitpunkt
nicht was das heissen sollte, es war auch nicht wichtig. Wichtig war, unser Kind zu retten.

Um kein Fruchtwasser zu verlieren weigerte ich mich, mich weiter zu bewegen und machte allen
Anwesenden klar, dass ich nicht eher aus diesem Krankenhaus rausegehen wiirde, als dass mein
Kind lebend geboren sei.

Ich verlangte von den anwesenden Arzten alles zu tun, um das Uberleben unserer Tochter im
Mutterleib sicherzustellen, solange bis unsere Tochter stark genug fiir ihre Geburt ware.

Man brachte mich auf Station. In den folgenden zwei Wochen drehte ich mich nicht mehr um,
stand nicht auf, versuchte nicht zu weinen, nicht zu husten, denn jede Bewegung, jedes rauspern
bedeutete Verlust von Fruchtwasser. Ich lag 2 Wochen lang permanent auf meinem Riicken und
redete mit unserer Tochter in meinem Bauch. Dass sie schnell wachsen soll, dass wir das
schaffen. Man informierte mich dass man vor der vollendeten 23 Schwangerschaftswoche nichts
fur das Uberleben tun wird. Man klarte uns wiederholt auf, dass unsere Tochter durch das
fehlende Fruchtwasser, schwerstbehindert zur Welt kommen wiirde, dass sie vermutlich nicht
alleine atmen werden kénne, dass sie vermutlich nicht gehen werden kénne und vieles mehr.
Hannah unsere Tochter, war nun 21 Wochen und 5 Tage alt.

Mein Mann und ich fiihrten ein schweres Gesprach, was ist lebenswert? Was tun wir hier?
Spielen wir Gott? Hatte die Natur nicht bereits entschieden?

Man sagte uns dass es hinter dem Krankenhaus eine schone Sternenkinder — Gedenkstatte gabe,
wo wir Hannah beisetzen kénnten.

Am nachsten Tag entschlossen wir uns, heimzugehen und auf die Wehen zu warten. Doch vor
dem Auschecken kam eine Hebamme auf uns zu und informierte uns, dass meine Blutergebnisse
gerade gekommen seien. Ich hatte hohe Entziindungswerte, man miisse sofort die Geburt
einleiten. Es folgte die Einleitung. 6 Stunden spéater setzten die Wehen ein.

Hannah starb nach 5 Stunden Geburt unter den letzten Presswehen.

Sie war 440g schwer und 29 cm gross. Geboren am 14.05.2014 um 3 Uhr 54.

Hannah war 60g zu leicht und 1 Tag zu Jung um als Mensch anerkannt zu werden.

Kurz nach der Geburt, noch im Kreissaal, kam eine Arztin auf uns zu. Sie informierte uns, dass wir
Hannah solange wir wollen bei uns behalten diirfen, dass sie danach in die Patologie kdme und
dort bleibe bis zum offiziellen Kremationstermin der 4 Mal im Jahr stattféande.

Sie wiirde dann mit allen andern Fehlgeburten verbrannt werden und danach in eben dieses
Sternenkindergrab gegeben. Sie soll mit allen anderen Fehlgeburten verbrannt werden? Ich
fragte, ob sie meine, mit allen anderen organischen Klinikabfallen?

Ich stellte klar das mein Kind auf gar keinen Fall so behandelt wiirde.

Sie wiederholte: lhr Kind ist nicht Meldepflichtig.



Da fragten wir zum ersten Mal was das Uberhaupt heissen soll.

Man kldrte uns auf. Man fragte mich auch ob mir 3 Wochen Krankschreibung reichen wiirden?
Wir konnten es nicht fassen. Habe ich nicht gerade mein Kind geboren wie alle anderen?

Habe ich keine Nachwehen, keinen Mutterfluss, keinen Milcheinschuss?

Doch. Wie in aller Welt sollte ich nach 3 Wochen wieder zur Arbeit konnen? Blutend und mit
Milch in der Brust? Man klarte uns erneut auf.

In den folgenden Wochen fand der Kampf statt, der dank dieser Gesetzesanderung kiinftig nicht
mehr notig sein muss, und dafiir bin ich sehr dankbar und froh, fiir alle folgenden Eltern die
diese schreckliche Erfahrung machen miissen, ihr Kind friih in der Schwangerschaft zu verlieren.

Kremation:

Wir wollten Hannah nicht mit den organischen Abfallen und den anderen Fehlgeburten
verbrennen lassen. Wir empfanden die Wartezeit und das Vorgehen zwar gut gemeint, aber
doch Wiirdelos.

Also organisierten wir ein Krematorium das die Kremation durchfiihren wiirde. Allerdings
brauchte man fiir eine Kremation einen Totenschein.

Totenscheine gibt es aber nur fiir Menschen die gestorben sind. Nicht fiir organischen Abfall.
Da Hannah einen Tag zu jung, und dazu noch 60g zu leicht war, konnte sie nicht als Mensch
anerkannt werden und somit auch nicht fiir tot erklart werden. Sie war ja offiziell nie geboren
worden. Es folgte ein wochenlanger Kampf und juristisches dafiir und dawider um ein simples
Schriftstiick aufsetzen zu kénnen, dass es dem Krematorium erlaubte Hannah endlich zu
verbrennen.

Eintragung:

Es folgte der Kampf um Eintragung von Hannah als unsere Tochter auf dem Standesamt.
Unsere Antrage wurden mit Verweis auf das Gesetz abgelehnt. Daraus erwuchs dann mein
Engangement zur Anderung des Art.9 in der Zivilstandesverordnung.

So begriissen wir diese Neuregelung sehr! Damit verbunden ist fiir die betroffenen Familien eine
Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein Zeichen von Respekt dem
verstorbenen Kind gegeniiber

Im Folgenden mache ich auf einige Punkte im geplanten Verordnungstext aufmerksam, bei denen
aus meiner Sicht noch Klarung besteht und ich eine Anpassung empfehle:

1 Ich stelle mit Bedauern fest, dass in der geplanten Verordnungsreform nur Teile geregelt
werden, jedoch nicht die gesamte Problemstellung behoben wird. Beispielsweise fehlt ein
Absatz Uber das Recht auf Kremation/Bestattung. Mir ist bewusst dass die Schweiz
Foderalistisch organisiert ist. Daher kann dieser Absatz nicht in dieser Verordung Platz finden.
Ein Vermerk dariiber, dass die Kantone selbst verantwortlich seien, kénnte hier einen wichtigen
Anstoss liefern.

2 Weiter ist es mir ein Anliegen, das Frauen die |hr Kind gebaren, einen minimalen
«Mutterschaftsurlaub» bekommen um sich von der Geburt zu erholen, psychisch wie physisch.
Daher schlage ich vor, dass in einem weiteren Schritt auch die Regelung lber den
Mutterschaftsurlaub bzw. Die Erwerbsersatzordnung angepasst werden soll. Hierzu erachte ich
es als Sinnvoll der Mutter wenigstens einen Urlaub von 6 Wochen zu gewahren. Dieser Urlaub
kann als «Krankschreibung» oder als «Mutterschaftsurlaub» gewahrt werden. Jedoch darf es
nicht die Aufgabe der Mutter sein, sich in solch einer Situation darum kiimmern zu mussen. Eine



entsprechende Regelung oder allenfalls flir den Anfang eine Weisung zu Handen der Mediziner,
wirde viel erleichtern.

3 Ich halte die Grenze von 22 vollendeten Schwangerschaftswochen fiir zu hoch. Da eine
Abtreibung bis zur 12 Schwangerschaftswoche in der Schweiz erlaubt ist, halte ich eine Grenze
ab der 13 Schwangerschaftswoche fiir die Defintion der «Fehlgeburt» fir richtig.

Beurkundung tot- und fehlgeborener Kinder

Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes

Die Geburt eines lebenden Kindes wird im Personenstandsregister beurkundet.

Art. 9a Geburt eines toten Kindes Fotgeburt—+Fehigeburt

1 Die Geburt eines toten Kindes wird Totgeburten-werden im Personenstandsregister
beurkundet.

2 Als Totgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt

und-ein-Geburtsgewicht-von-mindestens 500-Grarm oder ein Gestationsalter von

mindestens 13 22 vollendeten Wochen aufweist.

3 Ein Kind, das durch Fehlgeburt zur Welt kommt, Eine-Fehigeburt wird auf Gesuch der
Mutter oder des Vaters des-kindes im Personenstandsregister beurkundet, wenn der
Ereignisort in der Schweiz ist oder wenn die Mutter oder der Vater ihren Wohnsitz oder
gewobhnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben oder das Schweizer Biirgerrecht besitzen.
Dem Gesuch ist eine Bescheinigung der Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die
Hebamme oder den Entbindungspfleger beizulegen. Wiinschen die Eltern eine Kremation,
so gilt die Beurkundung als amtlilches Formular.

4 Als Fehlgeborenes w1rd ein Kind beze/chnet das ohne Lebenszeichen auf die Welt

Gestationsalter von unter 13 vollendeten Wochen 22-vellendeten‘Mochen aufweist.

Art. 9b Zusatz

Bei der Angabe zum Geschlecht des Kindes wird eine Rubrik ,,unbekannt” oder
Luneindeutig” angefiigt, so dass auch Kinder erfasst werden kénnen, bei denen das
Geschlecht nicht oder unklar nachgewiesen werden kann.

Wir begriissen den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der Zivilstandsverordnung sehr, und
wir danken lhnen, Frau Bundesratin, dem Gesamtbundesrat und den zustandigen Stellen, dass
Sie die Bediirfnisse von Eltern friih verstorbener Kinder ernst nehmen und friith verstorbenen
Kindern Respekt entgegenbringen.

Fir Rickfragen oder weitere unterstiitzende Massnahmen stehe ich lhnen gerne zur Verfiligung.
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Bundesrdtin Simonetta Sommargua
Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD

Bundeshaus West
3003 Bern Mihlau, 13. Mai 2018

Stellungnahme zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der

Verordnung iiber die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)
(,Bundesldsung Infostar® und zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Heute, an Muttertag sende ich Ihnen dieses Schreiben zum Zeichen daflr, dass eine Frau auch
Mutter oder sogar vielfache Mutter sein kann, auch wenn sie nicht alle ihre Kinder an der Hand
halten kann, jedoch im Herzen tragt.

Als Mutter dreier friih verstorbener Kinder und Doula Geburtsbegleiterin nehme ich sehr gerne
Stellung zum oben genannten Vernehmlassungsverfahren,

Die geplante Neuregelung der Beurkundung fehl geborener Kinder schliesst eine Gesetzesllcke, die
einen relevanten Beitrag leistet in der Grundversorgung von Eltern beim frihen Tod ihres Kindes.
Meine eigene Erfahrung zeigt, dass die Anerkennung eines Kindes, das noch vor seiner Geburt
verstorben ist, eine zentrale Rolle dabei spielt, wie Eltern mit dem frihen Verlust ihres Kindes
umgehen kdnnen. Mit dem neuen Melderecht zur Registrierung eines Kindes, das vor der 22.
Schwangerschaftswoche oder mit einem Geburtsgewicht unter 500 Gramm tot zur Welt kommt,
wird ab dem 1. Januar 2019 eine offizielle Anerkennung dieser Kinder mdglich.

Ich begrusse diese Neuregelung sehr! Damit verbunden ist fur die betroffenen Familien eine
Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein Zeichen von Respekt dem verstorbenen
Kind gegentlber. Diese Aspekte wirken sich hilfreich im Bewaltigungsprozess des frihen Verlustes
aus, was ich durch meine eigenen Erfahrungen bestdtigen kann.

Zudem begrusse ich auch die Regelung, dass betroffene Eltern innerhalb eines Jahres nach
Inkrafttreten der neuen Verordnung, ihr fehl geborenes Kind ruckwirkend registrieren lassen
kénnen, wie dies in Art. 99¢ geregelt ist. Dies entspricht einem grossen Bedirfnis vieler Eltern,
welche ihr Kind in den vergangenen Jahren frih gehen lassen mussten, und es ist zentral, dass
dieser Punkt in der definitiven Verordnung beibehalten wird.



Im Folgenden mache ich auf zwei Punkte im geplanten Verordnungstext aufmerksam, bei denen
aus meiner Sicht noch Klérung besteht und ich eine Anpassung erhoffe:

1) Zentraler Aspekt fur die betroffenen Eltern ist es, eine Gleichbehandiung zu erleben wie
Eltern, deren Kind lebend zur Welt kommt. Dabei geht es vor allem darum, dass das verstorbene
Kind als ,Kind" anerkannt wird und nicht nur das Ereignis ,Geburt® oder ,Fehlgeburt® registriert
wird. Entsprechend schlage ich vor, hier die gleiche Terminologie wie bei der Registrierung eines
lebenden Kindes zu verwenden. Das entspricht auch der Wortwahl von Art. Sb, wo die
Bezeichnungen ,Tot- und Fehlgeborene" verwendet und also das Kind und nicht das Ereignis
bezeichnet wird.

2) Bei einem Kind, das in den ersten 5 Schwangerschaftsmonaten zur Welt kommt, ist das
Geschlecht nicht immer deutlich ersichtlich. Daher empfehlen wir, eine entsprechende Rubrik in
den Formularen/im Erfassungssystem erganzend einzuftigen.

Nachfolgend mein Vorschlag wie diese Anpassungen in der Zivilstandsverordnung vorgenommen
werden kdnnen:

Beur tot- und fehl geborener Kinder

Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes
Die Geburt eines lebenden Kindes wird im Personenstandsregister beurkundet.

Art. 9a Fotgeburt—Fehigeburt
1 Fotgeburten-werden im Personenstandsregister beurkundet.

2 Als Totgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt und ein
Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder ein Gestationsalter von mindestens 22
vollendeten Wochen aufweist.

3 BRI e Z IR, ~inc—Fehigeburt wird auf Gesuch der Mutter oder
des Vaters desKindes im Personenstandsregister beurkundet, wenn der Ereignisort in der Schweiz
ist, oder wenn die Mutter oder der Vater ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt in der
Schweiz haben oder das Schweizer Birgerrecht besitzen. Dem Gesuch ist eine Bescheinigung der
Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die Hebamme oder den Entbindungspfleger beizulegen.

4 Als Fehlgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt und
weder ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm noch ein Gestationsalter von mindestens 22
vollendeten Wochen aufweist.

Art. 9b

Ich begriisse den vorliegenden Vorschlag fur die Anderung der Zivilstandsverordnung sehr, und ich
danke Ihnen, Frau Bundesrétin, dem Gesamtbundesrat und den zustandigen Stellen, dass Sie die
Bedurfnisse von Eltern frith verstorbener Kinder ernst nehmen und frih verstorbenen Kindern
Respekt entgegenbringen.

Fur Rickfragen oder meine personlichen Erfahrungsberichte stehe ich gerne zur Verfligung.

Herzlichen Dank fur die Prifung der Anderungsvorschlage.

Freundliche Grlsse

Kathrin Burri



Bundesratin Simonetta Sommargua

Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West

3003 Bern

Basel, den 12.06.2018

Stellungnahme des Vereins www.engelskinder.ch
zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber die

Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)
(,Bundeslésung Infostar” und zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Als Verein, der den Unterhalt einer Webseite fir Eltern, die ihr Kind wahrend der
Schwangerschaft, der Geburt oder kurz nach der Geburt verloren haben, gewahrleistet, nimmt
der Verein www.engelskinder.ch sehr gerne Stellung zum oben genannten
Vernehmlassungsverfahren.

Die geplante Neuregelung der Beurkundung fehlgeborener Kinder schliesst eine Gesetzesllicke,
die einen relevanten Beitrag leistet in der Grundversorgung von Eltern beim friihen Tod ihres
Kindes. Die Erfahrungen mit betroffenen Eltern zeigen, dass die Anerkennung eines Kindes, das
noch vor seiner Geburt verstorben ist, eine zentrale Rolle dabei spielt, wie Eltern mit dem friihen
Verlust ihres Kindes einen Umgang finden kénnen. Mit dem neuen Melderecht zur Registrierung
eines Kindes, das vor der 22. Schwangerschaftswoche oder mit einem Geburtsgewicht unter 500
Gramm tot zur Welt kommt, wird ab dem 1. Januar 2019 eine offizielle Anerkennung dieser
Kinder moglich.

Wir begriissen diese Neuregelung sehr! Damit verbunden ist fiir die betroffenen Familien eine
Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein Zeichen von Respekt dem
verstorbenen Kind gegeniiber. Diese Aspekte wirken sich hilfreich im Bewaltigungsprozess des
friihen Verlustes aus, was wir durch unsere Erfahrungen und anhand internationaler Studien
bestatigen konnen.

Wir begrissen auch die Regelung, dass betroffene Eltern innerhalb eines Jahres nach
Inkrafttreten der neuen Verordnung ihr fehlgeborenes Kind riickwirkend registrieren lassen
kénnen, wie dies in Art. 99c geregelt ist. Dies entspricht einem grossen Bediirfnis vieler Eltern,
welche ihr Kind in den vergangenen Jahren frith gehen lassen mussten, und es ist zentral, dass
dieser Punkt in der definitiven Verordnung beibehalten wird.



Wir begriissen den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der Zivilstandsverordnung sehr, und
wir danken lhnen, Frau Bundesratin, dem Gesamtbundesrat und den zustandigen Stellen, dass
Sie die Bediirfnisse von Eltern friih verstorbener Kinder ernst nehmen und friih verstorbenen
Kindern Respekt entgegenbringen.

Fir Rickfragen oder Erfahrungsberichte stehen wir gerne zur Verfligung.
Freundliche Grisse

Nina Theurillat
Vereinsprasidentin www.engelskinder.ch
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(,,Bundesldsung Infostar” und zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und
Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Als Fachleute in Trauerbegleitung nehmen wir vom Verein
familientr u rbegleitung.ch sehr gerne Stellung zum oben genannten
Vernehmlassungsverfahren.

Die geplante Neuregelung der Beurkundung fehlgeborener Kinder schliesst eine
Gesetzesliicke, die einen relevanten Beitrag leistet in der Grundversorgung von
Eltern beim frithen Tod ihres Kindes. Unsere eigenen Erfahrungen in der
Begleitung trauernder Familien sowie die Erfahrungen an der Fachstelle
kindsverlust.ch zeigen, dass die Anerkennung eines Kindes, das noch vor seiner
Geburt verstorben ist, eine zentrale Rolle dabei spielt, wie Eltern mit dem frihen
Verlust ihres Kindes einen Umgang finden kénnen. Mit dem neuen Melderecht
zur Registrierung eines Kindes, das vor der 22. Schwangerschaftswoche oder mit
einem Geburtsgewicht unter 500 Gramm tot zur Welt kommt, wird ab dem 1.
Januar 2019 eine offizielle Anerkennung dieser Kinder moglich.

Wir begriissen diese Neuregelung sehr! Damit verbunden ist fiir die betroffenen
Familien eine Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein
Zeichen von Respekt dem verstorbenen Kind gegeniiber. Diese Aspekte wirken
sich hilfreich im Bewaltigungsprozess des frithen Verlustes aus, was wir durch
unsere Erfahrungen und anhand internationaler Studien bestatigen kénnen.
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Wir begriissen auch die Regelung, dass betroffene Eltern innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten der neuen Verordnung ihr fehlgeborenes Kind riickwirkend
registrieren lassen kénnen, wie dies in Art. 99c geregelt ist. Dies entspricht einem
grossen Bedlrfnis vieler Eltern, weiche ihr Kind in den vergangenen Jahren friih
gehen lassen mussten, und es ist zentral, dass dieser Punkt in der definitiven
Verordnung beibehalten wird.

Im Folgenden machen wir auf zwei Punkte im geplanten Verordnungstext
aufmerksam, bei denen aus unserer Sicht noch Klarung besteht und wir eine
Anpassung anstreben:

1) Zentraler Aspekt fir die betroffenen Eltern ist es, eine Gleichbehandlung zu
erleben wie Eltern deren Kind lebend zur Welt kommt. Dabei geht es vor allem
darum, dass das verstorbene Kind als ,Kind” anerkannt wird und nicht nur das
Ereignis ,Geburt” oder ,Fehlgeburt” registriert wird. Entsprechend schlagen wir
vor, hier die gleiche Terminologie wie bei der Registrierung eines lebenden
Kindes zu verwenden. Das entspricht auch der Wortwahl von Art. 9b, wo die
Bezeichnungen ,Tot- und Fehlgeborene” verwendet und also das Kind und nicht
das Ereignis bezeichnet wird.

2) Beieinem Kind, das in den ersten 5 Schwangerschaftsmonaten zur Welt
kommt, ist das Geschlecht nicht immer deutlich ersichtlich. Daher empfehlen
wir, eine entsprechende Rubrik in den Formularen/im Erfassungssystem
ergdnzend einzufiigen.

Der Verein familientrauerbegleitung.ch unterstiitzt daher den von der Fachstelle
kindsverlust.ch eingebrachten Vorschlag, wie diese Anpassungen in der

Zivilstandsverordnung vorgenommen werden kénnen:

Beurkundung tot- und fehlgeborener Kinder

Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes
Die Geburt eines lebenden Kindes wird im Personenstandsregister
beurkundet.

Art. 9a Geburt eines toten Kindes Fetgeburt-Fehigeburt
1 Die Geburt eines toten Kindes wird Fetgeburten-werden im
Personenstandsregister beurkundet.

2 Als Totgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen
auf die Welt kommt und ein Geburtsgewicht von mindestens 500
Gramm oder ein Gestationsalter von mindestens 22 vollendeten
Wochen aufweist.
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3 Ein Kind, das durch Fehlgeburt zur Welt kommt, Eine-Fehigeburt wird
auf Gesuch der Mutter oder des Vaters des-Kindes im
Personenstandsregister beurkundet, wenn der Ereignisort in der
Schweiz ist oder wenn die Mutter oder der Vater ihren Wohnsitz oder
gewdhnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben oder das Schweizer
Biirgerrecht besitzen. Dem Gesuch ist eine Bescheinigung der
Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die Hebamme oder den
Entbindungspfleger beizulegen.

4 Als Fehlgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen
auf die Welt kommt und weder ein Geburtsgewicht von mindestens
500 Gramm noch ein Gestationsalter von mindestens 22 vollendeten
Wochen aufweist.

Art. 9b Zusatz

Bei der Angabe zum Geschlecht des Kindes wird eine Rubrik
,unbekannt” oder ,,uneindeutig” angefiigt, so dass auch Kinder erfasst
werden kénnen, bei denen das Geschlecht nicht oder unklar
nachgewiesen werden kann.

Wir begriissen den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der
Zivilstandsverordnung sehr, und wir danken lhnen, Frau Bundesrétin, dem
Gesamtbundesrat und den zustédndigen Stellen, dass Sie die Bedirfnisse von
Eltern frih verstorbener Kinder ernst nehmen und frih verstorbenen Kindern
Respekt entgegenbringen.

Fur Riickfragen oder weitere unterstiitzende Massnahmen wie Fachauskinfte
oder Erfahrungsberichte stehen wir gerne zur Verfigung.

Herzlichen Dank fir die Priifung der Anderungsvorschlige und mit freundlichen
Grissen,

I A

Eliane Bieri-Kurmann Annyett Konig Riihrnschopf
Prasidentin Vizepréasidentin
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Bundesratin Simonetta Sommargua

Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West

3003 Bern

Stellungnahme zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber die
Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)

Sehr geehrte Frau Bundesradtin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Als selbstbetroffene Mama nehme ich sehr gerne Stellung zum oben genannten
Vernehmlassungsverfahren.

Die geplante Neuregelung der Beurkundung fehlgeborener Kinder schliesst eine
Gesetzesliicke, die einen relevanten Beitrag leistet in der Grundversorgung von Eltern beim
friithen Tod ihres Kindes. Gerne hatten wir unseren Sohn Angel, welcher am 13.12.2014 in
der 15. Schwangerschaftswoche zur Welt kam, im Personenregister eingetragen. Da er auch
ein vollwertiges Mitglied unserer Familie ist und genauso zu uns gehort wie unsere lebenden
Kinder. Mit dem neuen Melderecht zur Registrierung eines Kindes, das vor der 22.
Schwangerschaftswoche oder mit einem Geburtsgewicht unter 500 Gramm tot zur Welt
kommt, wird ab dem 1. Januar 2019 eine offizielle Anerkennung dieser Kinder moglich.

Ich begriisse diese Neuregelung sehr! Damit verbunden ist fiir die betroffenen Familien eine
Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein Zeichen von Respekt dem
verstorbenen Kind gegenliber.

Sehr schon finde ich die Regelung, dass betroffene Eltern innerhalb eines Jahres nach
Inkrafttreten der neuen Verordnung ihr fehlgeborenes Kind riickwirkend registrieren lassen
kénnen, wie dies in Art. 99¢ geregelt ist.

Ich begriisse den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der Zivilstandsverordnung sehr,
und danke Ihnen, Frau Bundesratin, dem Gesamtbundesrat und den zustdndigen Stellen,
dass Sie die Beddirfnisse von Eltern friih verstorbener Kinder ernst nehmen und friih
verstorbenen Kindern Respekt entgegenbringen.

Freundliche Griisse

(RIS N
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Bundesratin Simonetta Sommaruga

Eidgenossisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West

3003 Bern

Dielsdorf, den 22. Mai 2018

Stellungnahme des Vereins herzensbilder.ch zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und
der Verordnung liber die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZstGV) (,,Bundeslosung Infostar” und
zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga,
Sehr geehrte Damen und Herren,

als Verein der u.a. Familien mit stillgeborenen Kindern Fotoshootings schenkt nehmen wir sehr
gerne Stellung zum oben genannten Vernehmlassungsverfahren.

Die geplante Neuregelung der Beurkundung fehlgeborener Kinder schliesst eine Gesetzesliicke,
die einen relevanten Beitrag leistet in der Grundversorgung von Eltern beim friihen Tod ihres
Kindes. Die Erfahrungen an der Fachstelle kindsverlust.ch zeigen, dass die Anerkennung eines
Kindes, das noch vor seiner Geburt verstorben ist, eine zentrale Rolle dabei spielt, wie Eltern mit
dem frihen Verlust ihres Kindes einen Umgang finden kénnen. Mit dem neuen Melderecht zur
Registrierung eines Kindes, das vor der 22. Schwangerschaftswoche oder mit einem
Geburtsgewicht unter 500 Gramm tot zur Welt kommt, wird ab dem 1. Januar 2019 eine offizielle
Anerkennung dieser Kinder moglich.

Wir begrissen diese Neuregelung sehr! Damit verbunden ist fir die betroffenen Familien eine
Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein Zeichen von Respekt dem
verstorbenen Kind gegeniiber. Diese Aspekte wirken sich hilfreich im Bewaltigungsprozess des
frihen Verlustes aus, was wir durch unsere Erfahrungen und anhand internationaler Studien
bestatigen kénnen.

Wir begriissen auch die Regelung, dass betroffene Eltern innerhalb eines Jahres nach
Inkrafttreten der neuen Verordnung ihr fehlgeborenes Kind riickwirkend registrieren lassen
kdnnen, wie dies in Art. 99c geregelt ist. Dies entspricht einem grossen Bediirfnis vieler Eltern,
welche ihr Kind in den vergangenen Jahren frith gehen lassen mussten, und es ist zentral, dass
dieser Punkt in der definitiven Verordnung beibehalten wird.

Verein herzensbilder.ch, Regensbergstrasse 34, 8157 Dielsdorf, www.herzensbilder.ch



Im Folgenden machen wir auf zwei Punkte im geplanten Verordnungstext aufmerksam, bei
denen aus unserer Sicht noch Klarung besteht und wir eine Anpassung anstreben:

1) Zentraler Aspekt fiir die betroffenen Eltern ist es, eine Gleichbehandlung zu erleben wie
Eltern deren Kind lebend zur Welt kommt. Dabei geht es vor allem darum, dass das verstorbene
Kind als ,Kind“ anerkannt wird und nicht nur das Ereignis , Geburt” oder , Fehlgeburt” registriert
wird. Entsprechend schlagen wir vor, hier die gleiche Terminologie wie bei der Registrierung
eines lebenden Kindes zu verwenden. Das entspricht auch der Wortwahl von Art. 9b, wo die
Bezeichnungen ,Tot- und Fehlgeborene” verwendet und also das Kind und nicht das Ereignis
bezeichnet wird.

2) Bei einem Kind, das in den ersten 5 Schwangerschaftsmonaten zur Welt kommt, ist das
Geschlecht nicht immer deutlich ersichtlich. Daher empfehlen wir, eine entsprechende Rubrik in
den Formularen/im Erfassungssystem erganzend einzufiigen.

Nachfolgend unser Vorschlag wie diese Anpassungen in der Zivilstandsverordnung vorgenommen
werden kdénnen:

Beurkundung tot- und fehlgeborener Kinder

Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes
Die Geburt eines lebenden Kindes wird im Personenstandsregister beurkundet.

Art. 9a Geburt eines toten Kindes Tetgeburt-Fehlgeburt
1 Die Geburt eines toten Kindes wird Totgeburten-werden im Personenstandsregister

beurkundet.

2 Als Totgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt und
ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder ein Gestationsalter von mindestens 22
vollendeten Wochen aufweist.

3 Ein Kind, das durch Fehlgeburt zur Welt kommt, Eire-Fehigeburt wird auf Gesuch der Mutter
oder des Vaters deskindes im Personenstandsregister beurkundet, wenn der Ereignisort in der
Schweiz ist oder wenn die Mutter oder der Vater ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt
in der Schweiz haben oder das Schweizer Biirgerrecht besitzen. Dem Gesuch ist eine
Bescheinigung der Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die Hebamme oder den
Entbindungspfleger beizulegen.

4 Als Fehlgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt und
weder ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm noch ein Gestationsalter von mindestens
22 vollendeten Wochen aufweist.

Art. 9b Zusatz

Bei der Angabe zum Geschlecht des Kindes wird eine Rubrik ,unbekannt” oder ,,uneindeutig”
angefligt, so dass auch Kinder erfasst werden kdnnen, bei denen das Geschlecht nicht oder
unklar nachgewiesen werden kann.

Verein herzensbilder.ch, Regensbergstrasse 34, 8157 Dielsdorf, www.herzensbilder.ch



Wir begriissen den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der Zivilstandsverordnung sehr, und
wir danken Ihnen, Frau Bundesratin, dem Gesamtbundesrat und den zustandigen Stellen, dass
Sie die Bediirfnisse von Eltern friih verstorbener Kinder ernst nehmen und friih verstorbenen
Kindern Respekt entgegenbringen.

Flr Rickfragen oder weitere unterstiitzende Massnahmen wie Fachauskiinfte oder
Erfahrungsberichte stehen wir gerne zur Verfiigung.

Herzlichen Dank fiir die Priifung der Anderungsvorschlige und mit freundlichen Griissen,

C T4

Kerstin Birkeland Ackermann
Prasidentin Verein herzensbilder.ch

Verein herzensbilder.ch, Regensbergstrasse 34, 8157 Dielsdorf, www.herzensbilder.ch



Eidgendssisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD

Als Word- und PDF-Dokument an
lukas.iseli@bj.admin.ch

Freiburg, 7. Juni 2018

Vernehmlassung zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber die
Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV) («<Bundeslésung Infostar» und zivilstandsamtliche
Behandlung Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Juristinnen Schweiz — Femmes Juristes Suisse — Giuriste Svizzera — Giuristas Svizera (siehe
www.lawandwomen.ch, nachfolgend: Juristinnen Schweiz) wurde 2001 gegriindet als Berufs-
und Vernetzungsorganisation der Schweizer Juristinnen. Sie bringt die Stimmen der Frauen, vor
allem der Fachfrauen, im Gesetzgebungsverfahren ein. In diesem Zusammenhang
interessieren uns namentlich Gesetzgebungsvorhaben, welche auf die Stellung der Frau und
das Verhaltnis unter den Geschlechtern in der Familie und ausserhalb einen Einfluss haben.
Wir erlauben uns deshalb, im Vernehmlassungsverfahren zur Anderung der
Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung Uber die Geblhren im Zivilstandswesen
(ZStGV) («Bundeslésung Infostar» und zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und
Fehlgeborener) Stellung zu nehmen.

Die Eingabefrist ist mit vorliegender Eingabe gewahrt. Wie gewtlinscht erfolgt sie elektronisch im
pdf- und word-Format.

Vorbemerkungen

Juristinnen Schweiz beschranken sich darauf, die vorgeschlagene Revision der ZStV und der
ZStGV mit Blick auf die zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener zu
kommentieren.

Grundsatzlich begrissen wir die vorgeschlagene Regelung, mit der bislang kantonal
unterschiedlich gehandhabte Praktiken hinsichtlich der Beurkundung von Fehlgeborenen
vereinheitlicht wird. Wir begrissen ausserdem die Tatsache, dass das Verfahren mdglichst
einfach geregelt wird und die Meldung auf freiwilliger Basis erfolgen kann. Dies alles unterstitzt
das Ziel der Vorlage, den Prozess der Trauerbewaltigung der Eltern Fehlgeborener durch die
mangelnde Mdglichkeit einer Beurkundung nicht negativ zu belasten.

Juristinnen Schweiz — Femmes Juristes Suisse

c/o Alice Reichmuth Pfammatter, rue de Lausanne 81, 1700 Freiburg
Telefon +41 26 322 88 88 - Telefax +41 26 322 88 89
alice.reichmuth@lawandwomen.ch

www.lawandwomen.ch

Konto IBAN CH84 0900 0000 1766 1943 5



Mit Blick auf diese Zielsetzung sehen wir im vorgeschlagenen System allerdings zwei
Unzulénglichkeiten. So ist zum einen nicht ersichtlich, weshalb eine Beurkundung des
Geschlechts von Fehlgeborenen zwingend notwendig ist. Zum anderen ist auf die Mdglichkeit
der Beantragung der Beurkundung einer Fehlgeburt allein durch den Vater zu verzichten. Die
Mutter ist durch eine Fehlgeburt starker betroffen als der Vater. Es darf deshalb keine Situation
geschaffen werden, in der eine Beurkundung entgegen dem Willen oder ohne das Wissen der
Mutter erfolgt. Eventualiter ist vorzusehen, dass eine alleinige Beurkundung durch den Vater
durch einen spateren Antrag der Mutter noch geandert werden kann.

Im Einzelnen schlagen wir deshalb folgende Ergédnzungen und Prazisierungen vor:

Artikel 9b E-ZStV — Beurkundung des Geschlechts bei Fehlgeborenen

Im erlduternden Bericht (S. 8) wird argumentiert, dass das Feld «Geschlecht» auch bei
Fehlgeborenen zwingend auszufillen sei. Mangels Rechtsfolgen, die ein Eintrag von
Fehlgeborenen im Personenstandsregister nach sich zieht, ist nicht ersichtlich, weshalb diese
Angabe zwingend gemacht werden muss und das Feld nicht einfach leer gelassen werden
kann. Sollte sich das Erfordernis aus der technischen Konfigurierung des elektronischen
Beurkundungsregisters ergeben, ware leicht Abhilfe zu schaffen und zwar durch eine
Anpassung in der Programmierung des elektronischen Beurkundungsregisters. Die Technik
darf das rechtlich Mdgliche nicht vorgeben; vielmehr hat sie die rechtlichen Vorgaben
umzusetzen. In Deutschland, wo die Beurkundung Fehlgeborener seit dem 15. Mai 2013
maglich ist, wird beispielsweise keine Angabe zum Geschlecht eingetragen, wenn dieses noch
nicht feststand (vgl. Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend,
~oternenkinder” Fragen und Antworten,
https://www.bmfsfj. de/bmfst/themen/fam|I|e/sternenklnder/75368)

Ziel der Regelung ist die positive Beeinflussung des Trauerprozesses der Eltern von
Fehlgeborenen. Dieses Ziel darf nicht dadurch gefédhrdet werden, dass Eltern sich fur ein
Geschlecht entscheiden muissen, wenn dieses noch nicht feststellbar ist. Denkbar sind
Konstellationen, in denen Eltern im Falle der Unbestimmbarkeit des Geschlechts sich nicht auf
ein Geschlecht einigen kénnen oder dieses bewusst offenlassen wollen. Diese Mdglichkeit ist
zu gewahren.

Vorschlag:

Erganzung eines Abs. 6: «Kann bei Fehigeborenen das Geschlecht nicht bestimmt werden,
kénnen die Eltern auf die Beurkundung des Geschlechts verzichten. Bei Uneinigkeit wird das
von der Mutter gewahlte Geschlecht beurkundet.»

Artikel 9b E-ZStV — keine nachtrigliche Anderbarkeit der Beurkundung durch die Mutter
bei alleiniger Antragstellung durch den Vater

Die Mdglichkeit des Vaters, unabhangig von der Mutter einen Antrag auf Beurkundung eines
Tot- oder Fehlgeborenen zu stellen, wird abgelehnt.

Koénnte der Vater ohne Absprache mit der Mutter einen Antrag auf Beurkundung eines Tot- oder
Fehlgeborenen stellen — Uber den die Mutter gemass erlauterndem Bericht zum Anhang 1 der
E-ZStGV durch die Behdrde noch nicht einmal informiert wirde! — hatte die Mutter keine
Mdoglichkeit, ihre Wiinsche hinsichtlich der Beurkundung des Namens, der Vornamen sowie —
im Falle eines Fehlgeborenen — ggf. des Geschlechts einzubringen (vgl. erlduternder Bericht, S.
12) oder sich gegen eine Beurkundung auszusprechen. Die Mutter ist aber durch eine
Fehlgeburt starker — auch physisch — belastet. Eine Beurkundung darf deshalb nur durch sie
alleine oder gemeinsam mit dem Vater méglich sein.

Juristinnen Schweiz — Femmes Juristes Suisse

c/o Alice Reichmuth Pfammatter, rue de Lausanne 81, 1700 Freiburg
Telefon +41 26 322 88 88 - Telefax +41 26 322 88 89
alice.reichmuth@lawandwomen.ch

www.lawandwomen.ch

Konto IBAN CH84 0900 0000 1766 1943 5



Vorschlag:
Abs. 3 ist ersatzlos zu streichen. Abs. 4 wird neu zu Abs. 3.

Sollte die Mdglichkeit der allein durch den Vater beantragten Beurkundung beibehalten werden,
ist mindestens sicherzustellen, dass die Mutter durch den Vater nicht unter Druck gesetzt
werden kann. Wahrend der Frist von 12 Monaten ist es der Mutter deshalb zu ermdglichen, in
Fallen einer Beurkundung durch den Vater, einen eigenen Antrag zu stellen und damit die
Angaben des Vaters abzuandern. Nur unter dieser Voraussetzung macht die Frist von 12
Monaten Sinn und nur unter dieser Voraussetzung ist es auch nachzuvollziehen, dass in Fallen
eines durch die Mutter gestellten zweiten Antrags eine Gebuhr erhoben wird (Ziff. 4.9 Anhang 1
ZStGV sowie erlduternder Bericht S. 10).

Eventual-Vorschlag:

Ergdnzung eines dritten Satzes in Abs. 2: «Dem Antrag der Mutter ist hinsichtlich Name,
Vornamen und gegebenenfalls Geschlecht im Falle von Differenzen zu einem Antrag des
Vaters der Vorzug zu geben.»

Wir bitten Sie um Berlicksichtigung unserer Anderungsvorschlége.

Freundliche Grisse

Dr. Alice Reichmuth Pfammatter Regula Kolar
Prasidentin Geschéftsstellenleiterin

Juristinnen Schweiz — Femmes Juristes Suisse

c/o Alice Reichmuth Pfammatter, rue de Lausanne 81, 1700 Freiburg
Telefon +41 26 322 88 88 - Telefax +41 26 322 88 89
alice.reichmuth@lawandwomen.ch

www.lawandwomen.ch

Konto IBAN CH84 0900 0000 1766 1943 5
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Sehrg hrt Fr uBundesr tin Sommarug

Sehr 2hrt D menundHerr n

Wir Is betre ene Eltern n yme ich gerne Stellung zum oben genannten
Vernehml 3ungsverfahren.

C° . pl nte Neuregelun « r Beurkundung fehlg boren - ind rschliesst eine
Gesetzesliicke, die inen relevanten Beiti : leiste in der Grundversorgung von Eltern beim
frith 1Tod lhres Kind s.

A igener Erf hrung, O ot r2017, kénnen wir ¢ : n, ¢ sdie Anerkennung eines
Kindes, d noch vor seiner Geburt ver orb i °, eine zentrale Rc' d bei spielt. Uns wird
di_ Revision helfen ¢ g ize Tr umatische bess .r zu vei rbeiten zu kénnen. Litd m
neuen' el recht zur Registrierung eines Kin¢' s, das vor der 22. Sch g sch ftswoche
o 'mitd m Geburtsgewicht un’ r 500 Gr mm tot zur V. It kommt, wirdandem 1. J nu
2019 eine « zell Ai rkennung dieser Kin. r maglich.






Wir al betroffene F milie begrii sen diese N uregelung sehr. Es ist von unserer Seite her
eir nH rz nswun chd rsoinErfillungg ht. Sokénn n '+ 'chui 2ren . pekt

gegeniber unserem verstorbenen Kind bekunden. Welcher ein hilfreicher Asp kt ' t fur die
Ti u v . itigungi t.

Ebenso begrissen wir auch die Regelung, dass wir betroffenen Eltern innerhalb eir s

Jhr. n hinki &« ndri u yVerordnun un ver .ort n 3 Kind rickwirkend
registrieren *  zen dirfen, wie dies in Art.99c g i Jeltist. Dies ' ingross s E durfr.

viel r Et n, welche ihr Kind in+ n vergangenen J hren friith gehen lassen mussten, und es
ist zentral, d sdie rPunktin: rdefinitt nV "ordnungb * h 1 'rd.

Im Folgenden machen wir sie auf z i Punkte im gepl 1t 1 Verordnungstest ifmerksam,
bei denen us unser .r Sicht noch K!"rung besteht und wir eine Anpassung anstreben:

1) Zentt rA p tfurdi b troffen 1Elt n < ,eine Gl 'chb h idlung zu erl ben
wie Eltern deren Kinder lebend zur Welt kommt. D bei geht es vor allem darum, dass
das verstorbene Kind | ,Kind“ nerk nntwird und nicht nurd Ei ‘gnis ,Geburt*

o r,Fehlg hurt® regi triert wird. Entspreci nd schi e ich vor, hier die ¢ iche
Terminologie wie die der Regi trierung eines lebend nKind szuv.i .nd n.D
ent ‘pricht auch der Wort: il von

Art. 9b, wo diese Bezeichnung ,Tot — und Fehigeborene® verwendet und also das
Kind und nichtd Ereignis: zeichi t.

2) BeieinemKind, dasin: nersten5Sch ig rsch f nor  nzur Welt kommt, ist
¢ C b chtnichtimmerd utlich ersichtlich. Daher empfehle ich, eine
en: rechende Rubrik in den Formularen / im Erfa sung syst nerg nzend
einzufuigen.

Nachfolgend mein Vorsch' ; ‘= diese Anpassen in der Zivilstandsverordnung
vorg nommen werden kénnen.

Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes

Die Geburt eines lebenden Kindes wird im Personenstandesregister beurkundet.
i : e~ Tgt burtFehlgeburt

1 o ur 2sw.  Tolgeburten-werden, im

Personenstandesregister beurkundet.

2 Als Totgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt
kommt und ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder ein Gestationsalter
von mindestens 22 vollendeten Wochen aufweist.






3 Ein Kind, das durch Fehlgeburt zur Welt kommt, Eine-Fehigeburt wird auf Gesuch
der Mutter oder des Vaters des-Kindes im Personenstandsregister beurkundet, wenn
der Ereignisort in der Schweiz ist oder wenn die Mutter oder der Vater ihren Wohnsitz
oder gewohnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben oder das Schweizer Biirgerrecht
besitzen.

Dem Gesuch ist eine Bescheinigung der Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die
Hebamme oder den Entbindungshelfer beizulegen.

4 Als Fehlgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt
kommt und weder das Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm noch ein
Gestrationsalter von mindestens 22 vollendeten Wochen aufweist.

Art. 9b Zusatz

Bei der Angabe zum Geschlecht des Kindes wird eine Rubrik ,unbekannt” oder
Luneindeutig“ angefiihrt, so das auch Kinder erfasst werden kénnen, bei denen das
Geschlecht nicht oder unklar nachgewiesen werden kann.

Ich begriisse den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der Zivilstandsverordnung
sehr, und wir danken lhnen, Frau Bundesrétin, dem Gesamtbundesrat und den
zustéandigen Stellen, dass Sie die Bediirfnisse von Eltern friih verstorbener Kinder
ernst nehmen und friih verstorbenen Kindern Respekt entgegenbringen.

Herzlichen Dank fiir die Priifung der Anderungsvorschldge und mit freundlichen
Griissen,

T A

Sandra Kémpfer Stephan Kampfer

Eltern eines Tot geborenen Kindes






KONFERENZ DER KANTONALEN AUFSICHTSBEHORDEN IM ZIVILSTANDSDIENST
CONFERENCE DES AUTORITES CANTONALES DE SURVEILLANCE DE L'ETAT CIVIL
CONFERENZA DELLE AUTORITA CANTONALI DI VIGILANZA SULLO STATO CIVILE

Eidgendssisches Justiz- und
Polizeidepartement
Bundesamt flr Justiz

Per Mail an:
lukas.iseli@bj.admin.ch natalie.megevand@bj.admn.ch

Munsingen, 9. April 2018

Vernehmlassung des Bundes zur geplanten Revision der eidg. Zivilstandsverordnung
(ZStV) und der eidg. Verordnung uiber die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV) —
Modernisierung Personenstandsregister und Fehlgeborene

Stellungnahme Konferenz der Kantonalen Aufsichtsbehdérden im Zivilstandsdienst (KAZ)

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie laden in der eingangs erwahnten Angelegenheit zur Vernehmlassung ein. Gerne nutzen
wir die Gelegenheit und lassen uns als Fachkonferenz im Zivilstandswesen vernehmen. Un-
sere Stellungnahme ist mit der Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren inhaltlich abgesprochen und koordiniert.

Gerne nehmen wir zur geplanten Totalrevision des ZStV nachfolgend Stellung.
Fehlgeborene

Die vorgeschlagenen neuen Regelungen fur Fehlgeborene stellen wir grundsatzlich in Frage.
Ein Umgang mit Fehlgeborenen im Hinblick auf die Ermdglichung der Trauer der Eltern ist fur
die KAZ unbestritten. Fragen der Bestattung und die Abgabe eines geeigneten Dokumentes,
welches die Tatsache einer Fehlgeburt bestatigt, sind unbestrittenermassen zu regeln und
werden in einigen Kantonen bereits erfolgreich umgesetzt. Dies wird uns aufgrund der Erfah-
rungen der kantonalen Aufsichtsbehdrden und der Zivilstandsamter sowie dem Schweizeri-
schen Verband fur Zivilstandswesen SVZ bestéatigt. Die KAZ und damit die vollziehende
Basis, vertreten durch SVZ und KAZ, bejaht den Handlungsbedarf, beantragt aber eine
fundamental andere, stark niederschwellige L6sung. Diese konnte generell Tot- und Fehl-
geburten von der Beurkundung im Personenstandsregister ausnehmen und beide Ereignisse
gleichbehandeln, beispielsweise die Abgabe einer Bestatigung zuhanden der Eltern und des
Bestattungsamtes.

KAZ-GESCHAFTSSTELLE
Sonnhaldeweg 3

3110 Munsingen

Tel. 079 785 88 45

E-Mail: inffo@kaz-zivilstandswesen.ch
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Wir bezweifeln, dass flr die Regelung der Fehlgeborenen in der ZStV eine genligende gesetz-
liche Grundlage auf Stufe ZGB besteht. Fehlgeborene haben mit der Beurkundung des Per-
sonenstandes im Sinne des ZGB nichts zu tun. Im Rahmen des in der Vernehmlassung vor-
gestellten Modells stellt sich fir uns die Frage der generellen Neuregelung der Rechtsfahigkeit
im ZGB. Diese musste jedoch mit allen, komplexen Konsequenzen (Erbberechtigung etc.) er-
folgen. Die Argumentation, wonach auch die Registrierung der Totgeburt (Uber 500g und 22
Wochen), inzwischen per Weisung sogar inkl. Kindesanerkennung, madglich sei, vermag nicht
zu Uberzeugen, da auch diese auf einer problematischen rechtlichen Grundlage basiert.

Der Bund wird eingeladen, auch die Regelungen zur Totgeburt zu Gberdenken, allenfalls auch
im Kontext zu den Arbeiten Infostar NG. Die heutige Situation, wonach Registrierungsgrund-
lagen ausgedehnt werden, nur um internationalen Vorgaben hinsichtlich der Statistik gerecht
zu werden, sind nicht zwingend. Vergleiche zu anderen Landern zeigen, dass es durchaus
andere, geeignete Losungen gibt, welche den Zivilstandsdienst entlasten ohne das eigentliche
Ziel der Statistik aus den Augen zu verlieren.

Zu erwahnen ist die Regelung in der Bundesrepublik Deutschland, welche die Tatsache einer
Fehlgeburt mit Dokument bestatigt, ohne dies als Ereignis im Personenstandsregister zu be-
urkunden (Art. 31 Abs. 3 und 4 der deutschen Personenstandsverordnung — PStV). Wir weisen
in diesem Zusammenhang darauf hin, dass der Bericht des Bundesrates vom 3. Marz 2017 in
Ziffer 5.2.3 nicht korrekt ist. In Deutschland wird die Fehlgeburt im Personenstandsregister
nicht beurkundet.

Wir beantragen, die deutsche Lé6sung in Analogie in der ZStV aufzunehmen und le-
gen einen Auszug aus der deutschen Personenstandsverordnung bei.

Sollte der Bundesrat trotz den fundamentalen Bedenken der Basis die in der Vernehmlassung
unterbreitete Losung einfihren wollen, sind unseres Erachtens einige Fragen offen, welche
zugunsten eines geordneten Vollzugs zwingend zu klaren resp. zu prazisieren sind:

— Es ist dafir zu sorgen, dass jetzt oder zu einem spateren Zeitpunkt die Moglichkeit der
Anerkennung eines fehlgeborenen Kindes nicht ermdglicht wird. Dieses Bedurfnis kann
entstehen, sofern eine verheiratete Mutter ein Engelskind registrieren lassen will und er-
klart, der biologische Vater sei nicht der Ehemann und als Vater sei nun der biologische
Vater zu registrieren. Dies ist zu unterbinden, u.a. auch beztglich der Infostar-technischen
Verarbeitung, welche ein aufwandiges Herunterldschen (mindestens teilweise) von Perso-
nenstanden bedeuten kann.

— Weiter stellt sich bei der vom Bund vorgeschlagenen L6sung die Frage, wer das zwingend
in Infostar zu registrierende Geschlecht bei Fehlgeburten unter 500 Gramm bestimmt. Ein
Arzt durfte dazu nicht in jedem Fall in der Lage sein (Art. 9a Abs. 3 ZStV).

— Kann der Ledigname des Vaters nur gewahlt werden, wenn er eine quasi Kindsanerken-
nung nach Art. 9b Abs. 3 ZStV macht? Wenn bereits Kinder bestehen: Geben die den
Familiennamen fur das fehlgeborene Kind vor? Oder besteht immer freies Wahlrecht?

— Der Vernehmlassungsentwurf geht unseres Erachtens generell davon aus, dass der An-
trag um Beurkundung der Fehlgeburt und dgl. im Einvernehmen von Mutter und Vater aus-
gehen. Aus Erfahrung wissen wir, dass dies nicht immer der Fall ist. Folgende Teile der
Vorlage missen in dieser Hinsicht besser detailliert werden:

— Die Erklarung zum Familiennamen und Vornamen dirfte in der Lésung des Vernehm-
lassungsentwurfes bei nicht Verheirateten nur die Mutter erklaren, da noch keine ge-
meinsame Sorge vorliegt.
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— Sofern der Bund entgegen der Empfehlungen der KAZ an der Beurkundung im Perso-
nenstandsregister festhalten will, sollen fur die Anmeldung und Beurkundung der Fehl-
geburtin Art. 9c Abs. 3 ZStV keinesfalls abweichende Zustandigkeiten geschaffen wer-
den, als sie heute flr Lebend- und Totgeburten gelten. Wir verstehen die Vorlage so,
dass Mutter und Vater unabhangig voneinander je einen Antrag auf Beurkundung der
Fehlgeburt bei zwei unterschiedlichen Zivilstandsdmtern einreichen kénnen. Dies fuhrt
zu aufwendigen Bearbeitungsprozessen und schafft letztlich die Grundlage fir Dop-
pelerfassungen in Infostar.

— Gebuhren: Die Beurkundung der Geburt ist ,grundsatzlich“ kostenfrei. Wieso werden die
Totgeburten hier benachteiligt und Gebihren erhoben? Wenn die Erklarung mit der Geburt
gemacht wird, ist sie dann kostenfrei. Unabhangig von der Geburt ist es dann kostenpflich-
tig? Ab wann ist es ,unabhangig“ von einer Geburt?

— Die Ubergangsbestimmung gemass Art. 94a ZStV erachten wir als zu offen. Die hinsicht-
lich Datum des Ereignisses unbefristete Rlickwirkung erachten wir als zu offen. Wir bean-
tragen, dass innerhalb eines Jahres seit Inkrafttreten der ZStV-Anderung nur um Beurkun-
dung von Fehlgeburten ersucht werden kann, bei welchen das Ereignis innerhalb eines
Jahres vor Inkrafttreten der ZStV-Anderung eingetreten ist.

— Es besteht weder im IPRG noch im ZGB eine Rechtsgrundlage fur die Beurkundung von
Fehlgeborenen in der Schweiz resp. fur die Nachregistrierung von Fehlgeburten im Aus-
land im Sinne von Auslandereignissen.

Bundeslosung Infostar
Art. 77 Abs. 2 ZStV

Die Hohe der Anwendergebihr war im Rahmen des politischen Prozesses und der Gesprache
zwischen Bund und Kantonen (KAZ und KKJPD) ein zentraler Punkt. Die Definition im erldu-
ternden Bericht, wonach es sich nicht um eine Gebuhr im eigentlichen Sinne, sondern um
einen politisch ausgehandelten Preis handelt bestatigen und begrissen wir.

Gleichzeitig schlagen wir vor, die Ausgestaltung der Geblhr pro Anwender zu Uberdenken.
Wir unterstiitzen Geblhrenmodelle, welche negative Anreize unterbinden. Wir denken dabei
an die Definition der Zugriffskosten mit anderen Parametern, welche einerseits das ,Verursa-
cherprinzip“ besser abbilden und mit einer gewissen Verstetigung der Kosten (mehrjahrige
Festsetzung) kombiniert werden. Dabei ist die in der Vernehmlassungsversion vorliegende
Formulierung mit CHF 500/Jahr/Anwender anzupassen Fur die KAZ ist vorstellbar, die Gebtih-
rengrundlage je Vollzeitstelle, inkl. Bandbreitendefinition festzulegen, welche fur eine gewisse
Zeit (mehrere Jahre) gilt. Damit kdnnten negative Anreize ausgeschlossen werden und dem
Benutzungsprinzip zuwiderlaufende Stellenteilungen fanden keine Bericksichtigung. Selbst-
redend musste der CHF-Ansatz angepasst werden, so dass das monetare Einnahmenziel des
Bundes (vgl. Botschaft ZGB) erreicht aber nicht Uberschritten wird. Die totalen Benutzungs-
kosten fur die Kantone (Aufsichtsbehdrden und Zivilstandsamter) von CHF 0.6 Millionen bilden
zwingend die Kostenobergrenze. Auszunehmen von den Lizenzkosten sind aus Sicht der KAZ
diejenigen fur die Zugriffe der Lernenden.

Das ZGB, Fassung gemass Anderung vom 15.12.2017, spricht in Art. 39 vom Personen-
standsregister und in Art. 45a vom Personen-Informationssystem. Dieses soll "fiir die Flihrung
des Personenstandsregisters" betrieben und entwickelt werden. Aber offenbar nicht nur. Das
Personen-Informationssystem soll weiteren Zwecken dienen. Gemass Art. 45a Abs. 3 ZGB
mussen die Kantone Gebuhren nur fur die Anwendung des Systems fur Zwecke des Zivil-
standswesens bezahlen. In diese Richtung geht auch der vorgeschlagene Art. 77 Abs. 2 ZStV.
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Dieser legt die Gebuhr auf Verordnungsstufe absolut mit CHF 500.— fest. Spatere Anpassun-
gen bedurfen also einer Verordnungsanderung. Die Kantone halten schon jetzt fest, dass be-
zuglich allfalligen, spateren Anpassungen vom Bund volle Transparenz verlangt wird, d.h. die
Abgrenzung der Kosten flir Zivilstandszwecke von Kosten fir andere Zwecken missen aus-
gewiesen werden. Dabei weisen wir auf die rechtlich nun méglichen Zugriffe fur die Einwoh-
nerdienste hin.

Art. 77 Abs. 3 ZStV

Es stellt sich die Frage, was genau in einer Betriebsvereinbarung zu regeln ist. Aus Sicht der
Kantone ist es das Ziel, dass die Geblhren pro Anwender nicht Gber die KAZ ,gecleart” wer-
den. Der Bund soll bei den einzelnen Anwendern, resp. deren Arbeitgebern die Geblhren
direkt erheben. Dieser Teil darf nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung sein.

Sinnvoll kann eine Vereinbarung zwecks Planung sein. Gemass Botschaft des Bundesrates
zur ZGB-Revision wirken die Kantone in Form von

— Einsitz Fachkommission Infostar Bund/Kantone

— Erarbeiten und Prifung von Konzepten und Anforderungen

— Entwerfen von Testszenarien und Testfallen

— Test des Systems und

— Dokumentation

mit. Die Detaillierung dieser Aspekte scheint angezeigt.

Die Kantone werden gemass Botschaft zur ZGB-Revision fur die Mitwirkung nicht entschadigt.
Aus Erfahrung werden Kant. Aufsichtsbehdrden im Zivilstandsdienst und Zivilstandsamter ihre
qualifizierten Mitarbeitende nur entsenden, sofern dies entschadigt wird. Die KAZ kann hier
einen Ausgleich unter den Kantonen schaffen. Demzufolge misste Uber das Budget der KAZ
eine dem Betrieb und der Weiterentwicklung dienende Finanzierung erfolgen. Dies muss auf-
grund des Zeitvorlaufs zum Budget frih und sorgfaltig erfolgen. Die Tatsache, dass es sich
um Arbeiten im IT-Entwicklungskontext handelt, wird eine gewisse Dynamik mit sich bringen.
Eine Betriebsvereinbarung, abgestimmt auf die Personal- und Finanzplanung durch die Or-
gane der KAZ durfte demnach Sinn machen. Die Verantwortlichen der KAZ (Vorstand und
Infostarkommission) verfliigen Uber die entsprechenden Fach- und Personenkenntnisse (bei
den kantonalen Aufsichtsbehdrden und Zivilstandsamtern), um eine ausgewogene Mitwirkung,
im Sinne der Gesamtheit der Kantone, gewahrleisten zu kénnen.

Die Zustandigkeit fir die Betriebsvereinbarung soll nach Absprache mit der KKJPD bei dieser
liegen. Die enge Zusammenarbeit mit der KAZ ist dabei zentral, da die Finanz- und Personal-
ressourcensteuerung durch diese erfolgt. Die Beschlussfassung durch die KKJPD ergibt in der
Vollzugsarbeit eine entsprechende Legitimation. Die KAZ ist kompetent und verantwortlich, die
Betriebsvereinbarung inhaltlich zu pragen. Die Betriebsvereinbarung soll zwingend mehrjahrig
abgeschlossen werden. Soweit mdglich sind Auswirkungen der Weiterentwicklungen (bspw.
erhdhter Personalressourcenbedarf fur Tester etc.) in die jahrliche Planung einfliessen zu las-
sen und nur bei umfangreichen Weiter-/Neuentwicklungen sollen spezifische Neuregelungen
zur Neuverhandlung der Betriebsvereinbarung flhren (grosse Projekte wie in der Vergangen-
heit EQP, Namensrecht und dgl.). Es muss das Ziel sein, Personal- und Finanzplanung bei der
KAZ in einer moglichst grossen Stetigkeit zu betreiben.

Die bisherige NNSS-Finanzierung (nouveau numéro de sécurité sociale) soll und darf nicht
Gegenstand der Vereinbarung sein. Mit der Bundeslésung Infostar ist diese rechtlich nicht
legitimierte Finanzierung fir die Kantone nicht mehr relevant.
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Art. 78 a ZStV

Laut dem vorgeschlagenen Art. 78a Abs. 2 ZStV und dem erlduternden Bericht geht hervor,
dass BJ und KKJPD je 4 Mitglieder stellen und das BJ zusatzlich den Vorsitz hat. Damit ist die
Paritat nicht gegeben und das BJ kann das Gremium dominieren. Diese Lésung lehnen wir
entschieden ab.

Einerseits und hauptsachlich begrindet sich unsere Ablehnung im Zusammenhang mit der
Datenhoheit der in Infostar gefuhrten Personenstandsdaten, welche bei den Kantonen ist (vgl.
Rechtsgutachten Prof. Dr. Thomas Fleiner vom 22.10.2013, EJPD und BJ bekannt). Zusam-
men mit der Tatsache, dass nach Art. 46 Abs. 2 die Kantone fir die Registerfiihrung haften,
ergibt sich zwingend der Bedarf der echt paritadtischen Zusammenarbeit beim Betrieb und der
Weiterentwicklung des Beurkundungsinstruments Infostar.

Andererseits halten wir fest, die Kantone durch Gebihren auch kinftig rund die Halfte der
bisherigen, rechtlich relevanten Betriebskosten tragen werden (ohne NNSS-Kosten, welche
durch die KAZ in der Vergangenheit auf Zusehen hin und ohne genliigende Rechtsgrundlage
an den Bund leistete).

Wir beantragen, analog dem ,Programm Harmonisierung Informatik in der Strafjustiz einen
Co-Vorsitz bei gleicher Anzahl Mitglieder von Bund und Kantonen. Damit werden die struktu-
rellen Voraussetzungen geschaffen, damit bei einer allfalligen Pattsituation echt nach mehr-
heitsfahigen Auswegen gesucht werden muss. Trotz der derzeitigen, guten Zusammenarbeit
zwischen KAZ und BJ ist eine Regelung zu treffen, welche unabhangig von personellen Kons-
tellationen und dem derzeit sehr guten gegenseitigen Einvernehmen funktioniert.

Die Bestimmung der Kantonsvertreter durch die KKJPD entspricht der Praxis analog anderen
Fachkommissionen. Laut Auskunft der KKJPD handelt es sich um einen formellen Akt, da die
vorgeschlagenen Fachleute, hier durch die KAZ, mit der politischen Legitimation ,portiert* wer-
den. Der KAZ ist es wichtig, dass in der Fachkommission ausschliesslich Fachleute der ,Ba-
sis”, also Mitarbeitende von Aufsichtsbehoérden und Zivilstandsbeamtinnen/Zivilstandsbeam-
ten Einsitz nehmen. Es ist nicht vorgesehen, dass ,Institutionsvertreter von KAZ und KKJPD*
delegiert werden.

Das BJ soll in einem Reglement die Details zur Fachkommission regeln kdnnen. Je nach De-
tailierungsgrad der Betriebsvereinbarung stellt sich die Frage, ob ein solches Reglement not-
wendig ist oder nicht. Wird ein Reglement entwickelt, soll dies unter Mitwirkung der
KKJPD/KAZ geschehen. Weiter wird darauf hingewiesen, dass die KAZ auch weiterhin eine
Infostarkommission fihren wird. Dieser obliegt kiinftig insbesondere die Erfassung und Kon-
solidierung der Infostar-Bedurfnisse der Kantone resp. Anwender zugunsten von Betrieb und
Weiterentwicklung. Die Fachkommission von Bund und Kantonen soll von dieser Erhebungs-
arbeit entlastet werden und die konsolidierten Bedurfnisse als Ausgangslage fur ihre Arbeit
vorliegend haben.

Art. 78 b ZStV

Wir beantragen die Formulierung wie folgt umzugestalten: ,Die Fachpersonen wirken insbe-
sondere bei folgenden Aufgaben mit:”

Im Ubrigen verweisen wir bezliglich Art. 78 b ZStV auf unsere Ausfiihrungen unter Art. 77 Abs.
3 ZStV.

KAZ-GESCHAFTSSTELLE
Sonnhaldeweg 3

3110 Munsingen

Tel. 079 785 88 45

E-Mail: info@kaz-zivilstandswesen.ch



Wir danken lhnen bestens fiir die Berlicksichtigung unserer Eingabe.

Freundliche Grisse

KONFERENZ DER KANTONALEN AUFSICHTSBEHORDEN
IM ZIVILSTANDSDIENST

Namens des Vorstandes

Der Prasident: Der Geschaftsfiihrer:
Ronny Wunderli Walter Grossenbacher
Beilage

- Beantragte, deutsche Lésung

Kopie an
— Mitglieder KAZ
- KKJPD
— SVZ, Prasident Roland Peterhans
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KONFERENZ DER KANTONALEN AUFSICHTSBEHORDEN IM ZIVILSTANDSDIENST
CONFERENCE DES AUTORITES CANTONALES DE SURVEILLANCE DE L'ETAT CIVIL
CONFERENZA DELLE AUTORITA CANTONALI DI VIGILANZA SULLO STATO CIVILE

Beilage Stellungnahme zur Vernehmlassung ZStV/ZStGV

Art. 31 deutsche Personenstandsverordnung PStV

(1) Eine Lebendgeburt liegt vor, wenn bei einem Kind nach der Scheidung vom Mutterleib
entweder das Herz geschlagen oder die Nabelschnur pulsiert oder die natlrliche Lungenat-
mung eingesetzt hat.

(2) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des Lebens gezeigt, betragt das
Gewicht der Leibesfrucht jedoch mindestens 500 Gramm, gilt sie im Sinne des § 21 Abs. 2
des Gesetzes als ein tot geborenes Kind.

(3) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des Lebens gezeigt und betragt das
Gewicht der Leibesfrucht weniger als 500 Gramm, handelt es sich um eine Fehlgeburt. Sie
wird in den Personenstandsregistern nicht beurkundet. Eine Fehlgeburt kann von einer Per-
son, der bei Lebendgeburt die Personensorge zugestanden hatte, dem Standesamt, in des-
sen Zustandigkeitsbereich die Fehlgeburt erfolgte, angezeigt werden. In diesem Fall erteilt
das Standesamt dem Anzeigenden auf Wunsch eine Bescheinigung mit einem Formular
nach dem Muster der Anlage 13.

(4) Eine Fehlgeburt ist abweichend von Absatz 3 als ein tot geborenes Kind zu beurkunden,
wenn sie Teil einer Mehrlingsgeburt ist, bei der mindestens ein Kind nach Absatz 1 oder 2 zu
beurkunden ist; § 21 Abs. 2 des Gesetzes gilt entsprechend.
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KONFERENZ DER KANTONALEN AUFSICHTSBEHORDEN IM ZIVILSTANDSDIENST
CONFERENCE DES AUTORITES CANTONALES DE SURVEILLANCE DE L’ETAT CIVIL
CONFERENZA DELLE AUTORITA CANTONALI DI VIGILANZA SULLO STATO CIVILE

Département fédéral
de justice et police
Office fédéral de la justice

Par e-mail a:
lukas.iseli@bj.admin.ch natalie.megevand@bj.admn.ch

Mdansingen, le 9 avril 2018

Procédure de consultation de la Confédération sur la révision prévue de I’'ordonnance
sur I'état civil (OEC) et de 'ordonnance sur les émoluments en matiére d’état civil
(OEEC) — modernisation du registre de I’état civil et traitement a I’état civil des enfants
mort-nés et nés sans vie

Prise de position des autorités cantonales de surveillance de I'état civil (CEC)

Madame la conseillére fédérale,
Mesdames, Messieurs,

A l'occasion de la procédure de consultation mentionnée en exergue, vous nous avez invité a
prendre position. Par la présente, nous saisissons donc I'occasion de nous exprimer en tant
que conférence spécialisée en matiere d’état civil. Le contenu de notre prise de position a été
discuté et coordonné avec la Conférence des directrices et directeurs des départements can-
tonaux de justice et police (CCDJP).

Nous prenons position sur la révision compléte de 'OEC envisagée comme suit.
Traitement a I’état civil des enfants mort-nés et nés sans vie

Nous remettons en question, sur le fond, les nouvelles dispositions pour le traitement a I'état
civil des enfants mort-nés et nés sans vie. La CEC estime indiscutable que cet événement soit
traité afin de faciliter le travail de deuil des parents. Les questions concernant I'ensevelisse-
ment et la remise d’'un document approprié confirmant 'événement en question, doivent étre
traités, ce que font déja avec succes certains cantons. Les expériences réalisées par les auto-
rités cantonales de surveillance de I'état civil, les offices de I'état civil et ’Association suisse
des officiers de I'état civil (ASOEC) le confirment. La CEC, et donc les personnes et autori-
tés chargées de I’exécution représentées par ’ASOEC et la CEC, estiment également
qu’il faut agir mais demandent qu’une solution fondamentalement différente et nette-
ment plus facile d’accés soit privilégiée. Elle pourrait exclure de maniere générale les en-
fants mort-nés ou nés sans vie de I'enregistrement dans les registres de I'état civil et traiter
ces deux événements sur un pied d’égaliteé, par exemple en instaurant la remise aux parents
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d’'une attestation par I'office des ensevelissements.

Nous doutons du fait qu’une base Iégale suffisante existe dans le Code civil (CC) pour régler
le traitement a I'état civil des enfants mort-nés au niveau de 'OEC. Le traitement de tels évé-
nements n’a rien a voir avec I'enregistrement de I'état civil au sens du CC. Le modéle présenté
dans le projet mis en consultation souléve pour nous la question générale de la nouvelle ré-
glementation de la capacité juridique dans le CC. Celle-ci devrait toutefois impliquer toutes les
incidences complexes (droit de succession, etc.). L’argument selon lequel I'enregistrement
d’'un enfant mort-né ou né sans vie (de plus de 500g et 22 semaines) doit aussi étre possible,
dans lintervalle par voie de directive, reconnaissance comprise, ne convainc pas, car il repose
aussi sur une base juridique problématique.

La Confédération est invitée a réviser les dispositions concernant le traitement a I'état civil des
enfants mort-nés ou né sans vie, en tous les cas également dans I'optique des travaux relatifs
a Infostar NG. La situation actuelle, qui prévoit une extension des bases de I'enregistrement
pour satisfaire aux normes internationales en matiére de statistique, ne revét pas un caractére
impératif. Des comparaisons avec d’autres pays indiquent que d’autres solutions sont pos-
sibles, qui soulagent le service de I'état civil sans pour autant négliger le but statistique visé.

Mentionnons ici la solution appliquée par la République fédérale allemande, qui atteste par un
document I'événement d’'un enfant mort-né ou né sans vie, sans I'enregistrer en tant que tel
dans le registre de I'état civil (art. 31, al. 3 et 4 de 'ordonnance allemande sur I'état civil PStV).
A cet égard, nous précisons que le rapport du Conseil fédéral du 3 mars 2017 est inexact au
ch. 5.2.3. En Allemagne, de tels événements ne sont en effet pas enregistrés dans le registre
de I'état civil.

Nous proposons d’appliquer par analogie la solution allemande a I’OEC et joignons
a la présente un extrait de I’ordonnance allemande sur I’état civil.

Si le Conseil fédéral souhaite introduire la solution mise en consultation malgré les objections
fondamentales exposées présentement, certaines questions devraient étre tirées au clair ou
précisées afin de permettre une exécution conforme:

— Iy alieu de s’assurer que la possibilité de reconnaissance d’un enfant mort-né ou né sans
vie n’est ou ne sera pas possible. Ce besoin peut survenir dans la mesure ou la mére
mariée d’'un enfant mort-né ou né sans vie souhaite I'enregistrer et déclare que le pére
biologique n’est pas son époux et que le pére biologique doit étre enregistré comme pére.
Cela doit étre empéché, notamment aussi en ce qui concerne le traitement technique dans
Infostar, qui pourrait impliquer de devoir supprimer (au moins en partie) des données d’état
civil.

— La solution proposée par la Confédération souléve aussi la question de savoir qui déter-
mine le sexe qui doit étre enregistré dans Infostar pour un enfant mort-né ou né sans vie
de moins de 500 grammes. Un médecin ne devrait pas étre en situation de le faire dans
tous les cas (art. 9a, al. 3 OEC).

— Le nom de célibataire du pére ne peut-il étre choisi que lorsqu’il procéde a une quasi-
reconnaissance selon l'art. 9b, al. 3 OEC? S'il y a déja des enfants: ceux-ci prescrivent-ils
le nom de famille de I'enfant mort-né ou né sans vie? Ou le droit d’option est-il toujours
libre?

— Nous estimons que le projet mis en consultation considére que la demande d’enregistre-
ment de la venue au monde d’un enfant mort-né ou né sans vie est formulée d’'un commun
accord entre la mére et le pére. Nous savons empiriquement que cela n’est pas toujours
le cas. Les éléments suivants du projet doivent étre précisés a cet égard:
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— La déclaration concernant le nom de famille et le prénom ne devrait relever, dans la
solution retenue pour le projet mis en consultation, que de la mére si les personnes ne
sont pas mariées, car il n'y a pas encore d’autorité parentale conjointe.

— Si la Confédération souhaite s’en tenir a un enregistrement dans le registre de I'état
civil malgré les recommandations de la CEC, il ne faut en aucun cas que les compé-
tences pour I'annonce et I'enregistrement d’'un enfant mort-né ou né sans vie a l'art.
9c, al. 3 OEC divergent de celles en vigueur actuellement pour les naissances d’en-
fants vivants et mort-nés. Nous interprétons le projet de telle maniére que la meére et le
pére sont en mesure de présenter chacun séparément une demande d’enregistrement
de la venue au monde d’'un enfant mort-né ou né sans vie auprés de deux offices de
I'état civil différents. Cela pourrait générer des processus de traitement compliqués et
constitue au final une source de saisie a double dans Infostar.

— Emoluments: I'enregistrement de la naissance est «par principe» gratuit. Pour quelles rai-
sons 'enregistrement d’'un enfant mort-né ou né sans vie serait-il désavantagé et soumis
a émoluments? Une déclaration effectuée a la naissance est gratuite. Est-elle soumise a
émolument indépendamment de la naissance? A partir de quand est-ce «indépendant»
d’une naissance?

— La disposition transitoire selon I'art. 94a OEC est a notre avis formulée de maniére trop
ment est trop généreuse. Nous proposons qu’il ne soit possible d’enregistrer la venue au
monde d’un enfant mort-né ou né sans vie dans un délai d’'une année aprés I'entrée en
vigueur de la révision du CC que si cet événement s’est produit dans un délai d’'une année
avant I'entrée en vigueur de la révision du CC.

— Nila LDIP, ni le CC ne disposent d’'une base légale pour I'enregistrement d’enfants mort-
nés ou nés sans vie en Suisse ou pour I'enregistrement ultérieur d’enfants mort-nés ou
nés sans vie a I'étranger comme des événements survenus a I'étranger.

Solution fédérale Infostar
Art. 77, al. 2 OEC

Le montant des émoluments d’utilisation a constitué un élément central du processus politique
et des discussions entre la Confédération et les cantons (CEC et CCDJP). Nous confirmons
et saluons le fait que le rapport précise qu’il ne s’agit pas d’'un émolument a proprement parler,
mais d’un prix négocié au niveau politique.

Parallelement, nous proposons de réviser les modalités de calcul des émoluments par utilisa-
teur. Nous sommes favorables a des modéles d’émoluments qui empéchent des incitations
négatives. Nous pensons ici a la définition des colts d’accés avec d’autres paramétres, qui
illustrent mieux le principe «de causalité» et qui permettent une certaine continuité des codts
(définition sur plusieurs années). La formule présentée dans la version mise en consultation
«émolument annuel de CHF 500 par utilisateur» doit donc étre révisée. Pour la CEC, il serait
envisageable de définir la base de 'émolument par équivalent plein-temps, y c. définition d’une
fourchette, valable pendant un certain temps (plusieurs années). Cela permettrait d’éviter des
incitations négatives et la prise en compte de répartitions de postes allant a I'encontre du prin-
cipe d'utilisation. Bien entendu, le taux en CHF devrait étre ajusté de maniére a ce que I'objectif
de recettes financiéres de la Confédération (cf. message concernant le CC) soit atteint mais
non dépassé. Les colts d'utilisation totaux pour les cantons (autorités de surveillance et offices
de I'état civil) de CHF 0,6 million constituent un plafond a ne pas dépasser en matiére de codts.
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La CEC estime que les accés pour les apprentis doivent étre exclus des colts de licence.

Le CC, dans sa version apres révision du 15 décembre 2017, mentionne a l'art. 39 des re-
gistres de I'état civil et a I'art. 45a, un systéme d’information sur les personnes. Celui-ci sert a
la «tenue du registre de I'état civil» et est développé en conséquence. Mais manifestement, il
ne s’agit pas que de cela. Le systéme d’'information sur les personnes doit servir d’autres buts.
Selon l'art. 45a, al. 3 CC, les cantons ne doivent payer des émoluments que pour l'utilisation
du systéme a des fins de service de I'état civil. L’art. 77, al. 2 OEC proposé va dans le méme
sens. Celui-ci fixe par voie d’'ordonnance le montant de 'émolument au chiffre absolu de CHF
500.—. Des modifications ultérieures nécessiteront donc une révision de I'ordonnance. Les
cantons précisent d’ores et déja qu’en ce qui concerne d’éventuelles modifications ultérieures,
une transparence totale sera demandée a la Confédération, en d’autres termes, il conviendra
d’établir la limite entre colts servant des buts d’état civil et colts servant d’autres buts. A cet
égard, nous renvoyons a I'accés désormais Iégal dont disposent les services de controle des
habitants.

Art. 77, al. 3 OEC

La question se pose de savoir ce qui doit étre réglé exactement dans une convention d’exploi-
tation. Pour les cantons, I'objectif est que les émoluments par utilisateur ne sont pas «équili-
brés» par la CEC. La Confédération doit collecter les émoluments directement auprés des
différents utilisateurs (resp. leurs employeurs). Cet élément ne saurait étre I'objet d’'une con-
vention d’exploitation.

Une convention a des fins de planification peut s’avérer judicieuse. Conformément au mes-
sage du Conseil fédéral concernant la révision du CC, les cantons collaborent sous la forme
suivante:

— Siége au sein de la commission spécialisée Infostar Confédération/cantons

— Elaboration et examen de concepts et exigences

— Elaboration de scénarios et cas servant a des tests

— Test du systéme et

— Documentation

Il semble indiqué de préciser ces éléments.

Conformément au message concernant la révision du CC, les cantons ne sont pas indemnisés
pour leur collaboration. D’expérience, les autorités cantonales de surveillance de I'état civil et
les offices de I'état civil n’envoient pas de personnel si celui-ci n’est pas indemnisé. La CEC
peut ici procéder a un équilibrage entre les cantons. Par conséquent, il faut qu'il y ait un finan-
cement servant a I'exploitation et au développement ultérieur par le biais du budget de la CEC.
Compte tenu des impératifs de calendrier concernant I'établissement du budget, il faut que
cela soit fait suffisamment t6t et avec minutie. Le fait qu’il s’agit de travaux liés au développe-
ment informatique est synonyme d’une certaine dynamique. Une convention d’exploitation,
mise en adéquation avec la planification financiére et du personnel par les organes de la CEC,
semble par conséquent judicieuse. Les responsables de la CEC (comité et commission Infos-
tar) disposent des connaissances métier et personnelles correspondantes (auprés des autori-
tés cantonales de surveillance et des offices de I'état civil) permettant de garantir une partici-
pation équilibrée, dans I'intérét de I'ensemble des cantons.

La convention d’exploitation doit relever de la compétence de la CCDJP aprés accord avec
celle-ci. L’étroite collaboration avec la CEC joue un réle central a cet égard, car celle-ci se
charge de la gestion des ressources financiéres et humaines. La décision par la CCDJP donne
une légitimité au travail en matiére d’exécution. La CEC est compétente et responsable pour
faconner le contenu de la convention d’exploitation. Celle-ci doit impérativement étre conclue
sur plusieurs années. Dans la mesure du possible, les incidences des développements
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ultérieurs (par ex. besoin plus important en ressources humaines pour les tests réalisés, etc.)
seront intégrés a la planification annuelle et de nouvelles dispositions spécifiques ne devraient
entrainer la renégociation de la convention d’exploitation que pour des développements im-
portants ou de nouveaux développements (projets d’envergure comme, par le passé, ceux
concernant le partenariat enregistré, le droit du nom, etc.). L’objectif doit étre de permettre la
plus grande continuité possible dans la tenue de la planification financiére et en personnel par
la CEC.

Le financement NNSS (nouveau numéro de sécurité sociale) existant ne peut et ne doit pas
étre objet de 'accord. Avec la solution fédérale Infostar, ce financement non Iégitime n’est plus
déterminant pour les cantons.

Art. 78a OEC

Il ressort de l'art. 78a, al. 2 OEC proposé et du rapport explicatif que I'OFJ et la CCDJP nom-
ment chacun 4 représentants et que la présidence est désignée en sus par 'OFJ. Cela ne
satisfait pas la parité et 'OFJ est en mesure d’avoir la mainmise sur cette instance. Nous
rejetons donc fermement cette solution.

D’une part, notre refus est principalement motivé par le fait que la souveraineté des données
d’état civil tenues dans Infostar est cantonale (cf. avis de droit du professeur Thomas Fleiner
du 22 octobre 2013, connu du DFJP et de 'OFJ). Si I'on y ajoute le fait qu’en vertu de l'art. 46,
al. 2 CC, les cantons répondent de la tenue des registres, il s’avére absolument nécessaire
que I'exploitation et le développement ultérieur d’Infostar passent par une collaboration réelle-
ment paritaire.

Nous constatons d’autre part que les cantons, par voie d’émoluments, assumeront également
a l'avenir prés de la moitié des frais d’exploitation actuels et juridiquement déterminants (sans
les frais NNSS, qui ont été par le passé versés sous réserve par la CEC a la Confédération et
sans base légale suffisante).

Nous proposons, a l'instar de ce qui est le cas pour le «programme d’harmonisation de I'infor-
matique dans la justice pénale HIJP», une co-présidence pour un nombre égal de membres
de la Confédération et des cantons. Des conditions structurelles seraient ainsi créées pour
que des solutions susceptibles de remporter une majorité soient vraiment recherchées en cas
d’égalité. Malgré la bonne collaboration actuelle entre la CEC et 'OFJ, il convient de préciser
les modalités d’un bon fonctionnement indépendamment des personnes concernées et de la
bonne entente qui prévaut en ce moment entre elles.

La nomination des représentants des cantons par la CCDJP correspond a la pratique dans
d’autres commissions spécialisées. Selon les indications de la CCDJP, il s’agit d’'un acte for-
mel, car les spécialistes proposés, en I'espéece par la CEC, sont «porteurs» d’'une Iégitimité
politique. Il importe a la CEC que seuls des spécialistes de la base, donc des collaborateurs
des autorités de surveillance et des officiers de I'état civil, siegent au sein de la commission
spécialisée. Il n'est pas prévu de déléguer des «représentants institutionnels de la CEC et de
la CCDJP».

L’OFJ doit pouvoir préciser dans un réglement les détails concernant la commission spéciali-
sée. Selon le niveau de précision de la convention d’exploitation, la question est de savoir si
un tel réeglement est nécessaire ou non. Si un réglement est rédigé, il faut qu’il le soit avec le
concours de la CCDJP/CEC. Il est également renvoyé au fait que la CEC continuera a inclure
une commission Infostar. A I'avenir, celle-ci répondra notamment de la prise en compte et de
la compilation des besoins des cantons et des utilisateurs envers Infostar dans I'optique de
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son exploitation et de son développement. La commission spécialisée de la Confédération et
des cantons doit étre déchargée de ce travail de collecte, et les besoins compilés, étre mis a
sa disposition pour servir de base a ses travaux.

Art. 78b OEC

Nous demandons de reformuler la phrase comme suit: «Ces spécialistes coopérent notam-
ment pour les taches suivantes:»

Pour le surplus, nous renvoyons au sujet de I'art. 78b OEC a nos considérations relatives a
l'art. 77, al. 3 OEC.

Nous vous remercions vivement de prendre en considération les éléments exposés dans
notre présente prise de position.

Veuillez agréer, Madame la conseillére fédérale, Mesdames, Messieurs, nos salutations dis-
tinguées.

CONFERENCE DES AUTORITES CANTONALES
DE SURVEILLANCE DE L’ETAT CIVIL

Au nom du comité

Le président: Le secrétaire:
Ronny Wunderli Walter Grossenbacher
Annexe

- Solution allemande proposée

Copie:
— Membres de la CEC
- CCDJP
— ASOEC, Roland Peterhans, président
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KONFERENZ DER KANTONALEN AUFSICHTSBEHORDEN IM ZIVILSTANDSDIENST
CONFERENCE DES AUTORITES CANTONALES DE SURVEILLANCE DE L’ETAT CIVIL
CONFERENZA DELLE AUTORITA CANTONALI DI VIGILANZA SULLO STATO CIVILE

Annexe a la prise de position sur la consultation concernant FTOEC/OEEC

Art. 31 de I'ordonnance allemande sur I'état civil (PStV)

(1) Eine Lebendgeburt liegt vor, wenn bei einem Kind nach der Scheidung vom Mutterleib
entweder das Herz geschlagen oder die Nabelschnur pulsiert oder die natlrliche Lungenat-
mung eingesetzt hat.

(2) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des Lebens gezeigt, betragt das
Gewicht der Leibesfrucht jedoch mindestens 500 Gramm, gilt sie im Sinne des § 21 Abs. 2
des Gesetzes als ein tot geborenes Kind.

(3) Hat sich keines der in Absatz 1 genannten Merkmale des Lebens gezeigt und betragt das
Gewicht der Leibesfrucht weniger als 500 Gramm, handelt es sich um eine Fehlgeburt. Sie
wird in den Personenstandsregistern nicht beurkundet. Eine Fehlgeburt kann von einer Per-
son, der bei Lebendgeburt die Personensorge zugestanden hatte, dem Standesamt, in des-
sen Zustandigkeitsbereich die Fehlgeburt erfolgte, angezeigt werden. In diesem Fall erteilt
das Standesamt dem Anzeigenden auf Wunsch eine Bescheinigung mit einem Formular
nach dem Muster der Anlage 13.

(4) Eine Fehlgeburt ist abweichend von Absatz 3 als ein tot geborenes Kind zu beurkunden,
wenn sie Teil einer Mehrlingsgeburt ist, bei der mindestens ein Kind nach Absatz 1 oder 2 zu
beurkunden ist; § 21 Abs. 2 des Gesetzes gilt entsprechend.
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Bundesratin Simonetta Sommargua
Eidgendssisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West

3003 Bern

Bern, 7. Mai 2018

Stellungnahme der Fachstelle kindsverlust.ch
zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung liber die

Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)
(,Bundeslosung Infostar” und zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Als Deutschschweizer Kompetenzzentrum beim frithen Verlust eines Kindes nimmt die Fachstelle
kindsverlust.ch sehr gerne Stellung zum oben genannten Vernehmlassungsverfahren.

Die geplante Neuregelung der Beurkundung fehlgeborener Kinder schliesst eine Gesetzesliicke, die
einen relevanten Beitrag leistet in der Grundversorgung von Eltern beim friihen Tod ihres Kindes.
Die Erfahrungen an der Fachstelle kindsverlust.ch zeigen, dass die Anerkennung eines Kindes, das
noch vor seiner Geburt verstorben ist, eine zentrale Rolle dabei spielt, wie Eltern mit dem frithen
Verlust ihres Kindes einen Umgang finden kdnnen. Mit dem neuen Melderecht zur Registrierung
eines Kindes, das vor der 22. Schwangerschaftswoche oder mit einem Geburtsgewicht unter 500
Gramm tot zur Welt kommt, wird ab dem 1. Januar 2019 eine offizielle Anerkennung dieser Kinder
moglich.

Wir begriissen diese Neuregelung sehr! Damit verbunden ist fiir die betroffenen Familien eine
Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein Zeichen von Respekt dem verstorbenen
Kind gegenliber. Diese Aspekte wirken sich hilfreich im Bewaltigungsprozess des frithen Verlustes
aus, was wir durch unsere Erfahrungen und anhand internationaler Studien bestatigen kénnen.



Wir begriissen auch die Regelung, dass betroffene Eltern innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten
der neuen Verordnung ihr fehlgeborenes Kind riickwirkend registrieren lassen kénnen, wie dies in
Art. 99c geregelt ist. Dies entspricht einem grossen Bediirfnis vieler Eltern, welche ihr Kind in den
vergangenen Jahren friih gehen lassen mussten, und es ist zentral, dass dieser Punkt in der
definitiven Verordnung beibehalten wird.

Im Folgenden machen wir auf zwei Punkte im geplanten Verordnungstext aufmerksam, bei denen
aus unserer Sicht noch Klarung besteht und wir eine Anpassung anstreben:

1) Zentraler Aspekt fir die betroffenen Eltern ist es, eine Gleichbehandlung zu erleben wie
Eltern, deren Kind lebend zur Welt kommt. Dabei geht es vor allem darum, dass das verstorbene
Kind als ,,Kind“ anerkannt wird und nicht nur das Ereignis ,,Geburt” oder , Fehlgeburt” registriert
wird. Entsprechend schlagen wir vor, hier die gleiche Terminologie wie bei der Registrierung eines
lebenden Kindes zu verwenden. Das entspricht auch der Wortwahl von Art. 9b, wo die
Bezeichnungen ,Tot- und Fehlgeborene” verwendet und also das Kind und nicht das Ereignis
bezeichnet wird.

2) Bei einem Kind, das in den ersten 5 Schwangerschaftsmonaten zur Welt kommt, ist das
Geschlecht nicht immer deutlich ersichtlich. Daher empfehlen wir, eine entsprechende Rubrik in

den Formularen/im Erfassungssystem erganzend einzufligen.

Nachfolgend unser Vorschlag, wie diese Anpassungen in der Zivilstandsverordnung vorgenommen
werden kdnnen:

Beurkundung tot- und fehlgeborener Kinder

Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes
Die Geburt eines lebenden Kindes wird im Personenstandsregister beurkundet.

Art. 9a Geburt eines toten Kindes Fotgeburt—Fehigeburt
1 Die Geburt eines toten Kindes wird Fotgeburten-werden im Personenstandsregister
beurkundet.

2 Als Totgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt
und ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder ein Gestationsalter von
mindestens 22 vollendeten Wochen aufweist.

3 Ein Kind, das durch Fehlgeburt zur Welt kommt, Eire-Fehlgeburt wird auf Gesuch der
Mutter oder des Vaters des-Kindes im Personenstandsregister beurkundet, wenn der
Ereignisort in der Schweiz ist oder wenn die Mutter oder der Vater ihren Wohnsitz oder
gewobhnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben oder das Schweizer Blirgerrecht besitzen.



Dem Gesuch ist eine Bescheinigung der Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die
Hebamme oder den Entbindungspfleger beizulegen.

4 Als Fehlgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt
kommt und weder ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm noch ein
Gestationsalter von mindestens 22 vollendeten Wochen aufweist.

Art. 9b Zusatz

Bei der Angabe zum Geschlecht des Kindes wird eine Rubrik ,,unbekannt” oder
Luneindeutig” angefiigt, so dass auch Kinder erfasst werden kénnen, bei denen das
Geschlecht nicht oder unklar nachgewiesen werden kann.

Wir begriissen den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der Zivilstandsverordnung sehr, und
wir danken lhnen, Frau Bundesratin, dem Gesamtbundesrat und den zustandigen Stellen, dass Sie
die Bedirfnisse von Eltern friih verstorbener Kinder ernst nehmen und friih verstorbenen Kindern
Respekt entgegenbringen.

Fir Rickfragen oder weitere unterstiitzende Massnahmen wie Fachauskiinfte oder
Erfahrungsberichte stehen wir gerne zur Verfligung.

Herzlichen Dank fiir die Priifung der Anderungsvorschliage und mit freundlichen Griissen,

SRS

Ulrich Bronnimann Anna Margareta Neff Seitz
Prasident Tragerverein kindsverlust.ch Leiterin kindsverlust.ch
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Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank fir die Méglichkeit, in oben er ‘ihnter Angelegenheit Stellung nehmen zu kén-
nen.

A N (R
Zur Bundeslésung Infost r stellen wir fest, dass eine _ ateiligung der Kantone bzw. der Ge-
meinden von 500 Franken pro Jahr und Anwender vorgesehen ist. Diese Gebuhr halten wir
grunds "tzlich fir fair. Im Sinne der Sicherstellung des Fachpersonals sollte diese Gebuhr fur
Lernende jedoch er! sen werden. Lernen-  sind die Zivilst ndsbeamten der Zukunft.
Nachdem in der Anfangszeit der Regionalisierung der Zivilstandsamter die Lehrlingsausbil-
dung vernachlassigt wurd , konnten in den letzten Jahren wieder vermehrt Lernende auf den
Zivilstandsamtern ausgebildet werden. Diese Tendenz soll nicht mit zuséatzlichen Kosten
gestoppt werden.
Weiter sind wir der Meinung, dass bei Teilzeitanwendern nicht der ganze Betrag von
500 Franken verrechnet werden darf..

F . _u _IT u

Gemass Art. 31 ZGB beginnt die Rechtspersénlichkeit mit dem Leben nach der vollendeten
Geburt. Fehlgeborene sowie Totgeborene haben nie eine Rechtspersonlichkeit erlangt. Das
Ansinnen, Fehigeborene im . . register zu beurkunden, ist aus unserer Sicht
falsch. Zudem sind wir der Meinung, dass auch Totgeburten grundsétzlich nicht im Perso-
nenstandesregister zu beurkunden sind. Es ist uns sehr wohl bewusst, dass es sich hier
emotional um ein sehr schwieriges Thema handelt. Darum muisste aus unserer Sicht eine

heinz. wyss@stadisursee.ch martina.brunner@hochdorf.ch







Méglichkeit geschaffen werden, Tot- und Fehigeburten ausserhalb des Personenstandsre-
gisters bestatigen zu kénnen. Allenfalls kénnte eine L6sung analog der in Deutschland prak-
tizierten Registrierung ins Auge gefasst werden. So kénnte den Eltern auf Verlangen eine
zivilstandsamtliche Bestatigung der Fehl- bzw. Totgeburt abgegeben werden. So kénnten wir
dem sehr emotionalen Thema gerecht werden.

Sollte unserer Argumentation wider Erwarten kein Gehor verschafft werden, misste die Zu-
standigkeit fur Eintragungen sowie die Fristen fur die Eintragung korrigiert und an die heute
geltenden Gegebenheiten im Geschéftsfall Geburt angepasst bzw. angeglichen werden. Die
vorgesehenen Fristen und Zusténdigkeiten sind aus unserer Sicht nicht praktikabel.

Weiter erwarten wir eine Anpassung der heute geltenden Gebuhrenverordnung. Die darin
festgelegten Tarife sind nicht mehr aktuell und in keiner Weise kostendeckend. Sie bedirfen
zwingend einer Revision.

Besten Dank fiir die Berlicksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grisse

IM AUFTRAG Konferenz
der Innerschweizer Zivilstandsamter

1,

7
H{
. (R
Heinz Wyss Martina Brunner
Vorsitz Konferenz Sekretariat

Kopie z.K. an:

- Schweizerischer Verband fir Zivilstandswesen, Doris Leutwyler (per Email)

- Abteilung Gemeinden, Bundesplatz 14, 6002 Luzern

- Amt fur Justiz Nidwalden, Zivilstandsinspektorat, 6371 Stans

- Departement des Innern des Kantons Schwyz, Kollegiumstrasse 28, 6431 Schwyz

- Direktion des Innern des Kantons Zug, Zivilstands- und Birgerrechtsdient, 6301 Zug

heinz.wyss@stadtsursee.ch martina.brunner@hochdorf.ch
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Sehr geehrte Frau Bundesritin Sommarfiga 15, Juni 2018

Sehr geehrte Damen und Herren A : ———
Als freipraktizierende Hebamme und betroffene Mutter nehme ich sehr gerne Stellung zum
Vernehmlassungsverfahren . Revision der Zivilstandsverordnung und der Verordnung
iiber die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStV; ZStGV): Bundeslosung Infostar und
zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener.

Als Hebamme mit Zertifikatsabschluss in der Begleitung bei Betroffenen Familien erfahre ich
immer und immer wieder wie wichtig ein Melderecht und somit Anerkennung des Kindes fiir
die Betroffenen ist. Ebenso weiss ich dies leider als selbst Betroffene Mutter. Ich bin dankbar,
dass die Schweiz diese Anderung endlich umsetzen méchte. Mit dem neuen Melderecht zur
Registrierung eines Kindes, das vor der 22. Schwangerschaftswoche oder mit einem
Geburtsgewicht unter 500 Gramm tot zur Welt kommt, wird ab dem 1. Januar 2019 eine
offizielle Anerkennung dieser Kinder moglich. Damit verbunden ist fiir die betroffenen
Familien eine Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein Zeichen von
Respekt dem verstorbenen Kind gegeniiber. Diese Aspekte wirken sich hilfreich im
Bewiltigungsprozess des frithen Verlustes aus.

Ebenso begriisse ich auch die Regelung, dass betroffene Eltern innerhalb eines Jahres nach
Inkrafttreten der neuen Verordnung ihr fehlgeborenes Kind riickwirkend registrieren lassen
konnen, wie dies in Art. 99c¢ geregelt ist. Dies entspricht einem grossen Bediirfnis vieler
Eltern, welche ihr Kind in den vergangenen Jahren friih gehen lassen mussten, und es ist
zentral, dass dieser Punkt in der definitiven Verordnung beibehalten wird.

Im Folgenden mochte ich auf zwei Punkte im geplanten Verordnungstext aufmerksam
machen, auf welche bereits der Triagerverein kindsverlust.ch aufmerksam machte und ich
hoffe, dass eine Anpassung hier noch getétigt wird:

1) Zentraler Aspekt fiir die betroffenen Eltern ist es, eine Gleichbehandlung zu erleben wie
Eltern, deren Kind lebend zur Welt kommt. Dabei geht es vor allem darum, dass das
verstorbene Kind als ,,Kind* anerkannt wird und nicht nur das Ereignis ,,Geburt* oder
,.Fehlgeburt registriert wird. Entsprechend schlagen wir vor, hier die gleiche Terminologie
wie bei der Registrierung eines lebenden Kindes zu verwenden. Das entspricht auch der
Wortwahl von Art. 9b, wo die Bezeichnungen ,,Tot- und Fehlgeborene® verwendet und also
das Kind und nicht das Ereignis bezeichnet wird.

2) Bei einem Kind, das in den ersten 5 Schwangerschaftsmonaten zur Welt kommt, ist das
Geschlecht nicht immer deutlich ersichtlich. Daher empfehlen wir, eine entsprechende Rubrik

in den Formularen/im Erfassungssystem ergédnzend einzufiigen.

Der Vorschlag von Kindsverlust.ch, wie diese Anpassungen in der Zivilstandsverordnung
vorgenommen werden kann, kann ich vollumfénglich unterschreiben:

Beurkundung tot- und fehlgeborener Kinder



Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes Die Geburt eines lebenden Kindes wird im
Personenstandsregister beurkundet.

Art. 9a Geburt eines toten Kindes Totgeburt, Fehlgeburt 1 Die Geburt eines toten Kindes wird
Totgeburten werden im Personenstandsregister beurkundet.

2 Als Totgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt
und ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder ein Gestationsalter von mindestens
22 vollendeten Wochen aufweist.

3 Ein Kind, das durch Fehlgeburt zur Welt kommt, Eine Fehlgeburt wird auf Gesuch der
Mutter oder des Vaters des Kindes im Personenstandsregister beurkundet, wenn der
Ereignisort in der Schweiz ist oder wenn die Mutter oder der Vater ihren Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben oder das Schweizer Biirgerrecht besitzen.
Dem Gesuch ist eine Bescheinigung der Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die Hebamme
oder den Entbindungspfleger beizulegen.

4 Als Fehlgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt
und weder ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm noch ein Gestationsalter von
mindestens 22 vollendeten Wochen aufweist.

Art. 9b Zusatz Bei der Angabe zum Geschlecht des Kindes wird eine Rubrik ,,unbekannt*
oder ,,uneindeutig® angefiigt, so dass auch Kinder erfasst werden kdnnen, bei denen das
Geschlecht nicht oder unklar nachgewiesen werden kann.

Ich begriisse den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der Zivilstandsverordnung sehr,
und danke Thnen, Frau Bundesritin, dem Gesamtbundesrat und den zustindigen Stellen, dass
Sie die Bediirfnisse von uns Eltern friih verstorbener Kinder ernst nehmen und friih
verstorbenen Kindern Respekt entgegenbringen.

" Herzlichen Dank und mit freundlichen Griissen,

Nina Marchion \ ’\' ~c















Familie

Manuel und Angela Ruf
Im Feld 42

4626 Niederbuchsiten

Bundesratin Simonetta Sommargua
Eidgendssisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West

3003 Bern

Niederbuchsiten 10.6.2018

Stellungnahme einer betroffenen Familie
zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung

Uber die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)
(,Bundeslosung Infostar” und zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Als betroffene Familie nehmen wir gerne Stellung zum oben genannten
Vernehmlassungsverfahren.

Unsere zweite Tochter, Mila Rose ist am 14.Februar 2018 zur Welt gekommen.

Gute Hoffnung...Jahes Ende

Mila ist 3 Tage vorher, in der 21 Schwangerschaftswoche, in meinem Bauch verstorben.
Unsere Welt steht still.

Fiir uns als Familie ein grosser Schicksalsschlag...

Wie geht es weiter? Fir uns ist es sehr wichtig, dass unsere Mila einen Platz in unserer
Familie, einen Platz in unserer Gesellschaft bekommt, obwohl sie nicht lebend zur Welt
gekommen ist.

Sie gehort zu unserer Familie wie unsere erste Tochter Malea und hat einen festen Platz
in unseren Herzen.

Man muss nicht liber diesen Verlust hinwegkommen, sondern lernen, damit zu leben.
In unserer Gesellschaft ist der Tod eines Kindes nach wie vor ein sehr grosses
Tabuthema. Wohl eine der grossten Herausforderungen in einem intensiven
Trauerprozess. Man wiinscht sich Anerkennung, Respekt und Akzeptanz.

Es ist flir uns als Eltern von grosser Bedeutung, Mila nicht nur fest in unseren Herzen zu
haben sondern auch in unserem Familienbuch eintragen zu lassen. Leider bleibt uns



dies mit der heutigen Gesetzeslage verwehrt. Unsere Mila kam in der 21+5 Ssw zur
Welt. Also laut Gesetz 2 Tage zu frith, um sie eintragen zu lassen.

Wir begriissen die neue Regelung sehr, da wir wissen wie wertvoll es fiir betroffene
Familien ist, seinem Kind einen festen Platz in der Gesellschaft zu geben.

Es gibt einem Kraft und Trost...und so hoffen wir, dass wir unser Madchen auch
Rickwirkend noch eintragen lassen kdnnen und sich so fiir uns eine grosse Liicke
schliessen wird.

Wir bedanken uns, dass Sie unseren Sternenkindern Respekt und uns Eltern ein kleines
Stiick Herzenswarme entgegenbringen.

Wo Worte fehlen, das Unbeschreibliche zu beschreiben....

Wo die Augen versagen, das unabwendbare zu sehen...

Wo die Hande das unbegreifliche nicht fassen kénnen...

Bleibt einzig die Gewissheit, dass du in unseren Herzen weiterleben wirst.

Zusammen das liebste verloren...
Zusammen lernen, im Regen zu tanzen

Freundliche Griisse
Angela und Manuel Ruf
Mit Malea und Mila



Eidgendssisches Justiz und Polizei-
departement EJPD

Frau Bundesrédtin

Simonetta Sommaruga
Bundesamt fur Justiz (BJ)

3003 Bern

Per E-Mail an:
lukas.iseli@bj.admin.ch

Bern, 13. Juni 2018

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iber die Gebiihren im Zivilstandswesen
(ZStGV) Bundeslosung Infostar und zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener. Stellung-
nahme des Schweizerischen Gemeindeverbandes (SGV)

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Mit Schreiben vom 9. Méarz 2018 haben Sie dem Schweizerischen Gemeindeverband (SGV) das oben erwahn-
te Geschaft zur Stellungnahme unterbreitet. Fir die Gelegenheit uns aus Sicht der rund 1'600 dem SGV an-
geschlossenen Gemeinden dussern zu kdnnen, danken wir lhnen.

Infostar

Der SGV begrisst es, dass fur die Neu- und Weiterentwicklung des Personenstandsregister (Infostar) zukinf-
tig der Bund verantwortlich ist (Art. 76 E-ZStV). Es ist eine jdhrliche Gebihr von 5oo Franken pro Anwender
vorgesehen fir die Nutzung des Systems zu Zivilstandszwecken (Art. 77 E-ZStV).

Mit der Anderung zur «Beurkundung des Personenstands und Grundbuch» (14.034) vom 15. Dezember 2017
wird zukinftig auch den Einwohnerdiensten in Infostar ein Abrufverfahren zur Verfigung gestellt. Mit einem
Abrufverfahren aus Infostar fir die Einwohnerdienste wird sich wohl auch die Gebihrenfrage fir die zusatzli-
chen Nutzenden von Infostar in den Einwohnerdiensten stellen. Wir méchten daher bereits jetzt festhalten,
dass fur die Anwenderinnen und Anwender der Einwohnerdienste aus folgenden keine Gebihren erhoben
werden dirfen:

- Die Einwohnerdienste nehmen keine Mutationen in Infostar vor. Sie werden Infostar lediglich zur Abfrage
von bestimmten Merkmalen und nicht fir zivilstandsamtliche Zwecke nutzen. Insbesondere soll die Abfrage
auch zur Verifikation von Daten dienen, die im Einwohnerregister gefihrt werden missen. Bei Differenzen
zwischen den verschiedenen Bundesregistern sind die Einwohnerdienste verpflichtet, die Daten aus Infostar
zu Ubernehmen.

- Die Einwohnerregister sind Grundlage fir die Datenlieferungen an das BFS, welches hohe Anforderungen
an die Datenqualitat stellt.

- Auch im weiteren Zusammenhang mit der EinfGhrung der Registerharmonisierung, haben die Gemeinden
einen erheblichen zusatzlichen Aufwand, der vor allem dem Bund zu Gute kommt.

Laupenstrasse 35
Postfach www.chgemeinden.ch

3001 Bern Tel. 031 3807000 verband@chgemeinden.ch



- Die Gemeinden (Einwohnerdienste) erhalten fir den mit der Registerharmonisierung zusatzlich entstanden
Aufwand und fur Datenlieferungen an das Bundesamt fir Statistik keinerlei finanzielle Entschadigung.

Aus den erwahnten Grinden dirfen den Einwohnerdiensten fir die kiinftige Abfragemdglichkeit in Info-
star keine Kosten entstehen.

Fehlgeborene

Eine Totgeburt oder eine Fehlgeburt ist fir die betroffenen Eltern ein mit viel Trauver und Leid verbundener
Schicksalsschlag. Diese Eltern sollen bestmdglich unterstitzt werden und es sollen ihnen nicht durch biro-
kratische Hirden weitere Schmerzen zugefigt werden. Wichtig ist hier, dass betroffene Eltern die Mdglich-
keit haben, ihre Kinder (seien es verstorbene, totgeborene oder fehlgeborene) zu bestatten. In den letzten
Jahren hat sich hier vieles zum Guten gewendet; auf den Wunsch der Eltern nach einer Bestattung wird auch
bei Sternenkindern nun eingegangen. Dies hilft den Eltern in der Trauerbewaltigung. Und sie haben spater
einen Ort, an den sie wieder gehen konnen.

Daneben ist es fir viele Eltern wichtig, ein amtliches Dokument zu haben, welches die Geburt bestatigt. Die-
ser Wunsch ist sehr versténdlich und die Eltern sollen auf Wunsch ein amtliches Dokument erhalten. Der Weg
zum amtlichen Dokument sollte aber nicht Gber Infostar fGhren. Die heutige Regelung (22 Schwanger-
schaftswochen, soo Gramm) ist international anerkannt. Ein Abweichen davon drangt sich nichtauf. Den
Vorschlag des Bundes, auch Fehlgeburten im Personenstandsregister einzutragen, lehnt der SGV ab.

Der SGV schliesst sich hier der Stellungnahme des Schweizerischen Verbands fir Zivilstandswesen an und
beantragt, die deutsche Losung in Analogie in der ZStV aufzunehmen. Ausdricklich mitgemeint ist damit
Abs. 4 des § 31 der(deutschen) Verordnung zur Ausfihrung des Personenstandsgesetzes (PStV). Dass ein
Kind einer Mehrlingsgeburt, nur weil es ein paar Gramm zu leicht und tot auf die Welt gekommen ist, nicht
eingetragen werden kann, wird von Eltern nicht verstanden und ist fUr diese grausam.

Wir danken Ihnen fir die Kenntnisnahme und die Beriicksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grisse

Schweizerischer Gemeindeverband

Prasident Direktor
£ (
L /ﬁ————
Hannes Germann Reto Lindegger
Standerat
Kopiean:

Schweizerischer Stadteverband, Bern
Verband Schweizerischer Einwohnerdienste
Schweizerischer Verband fur Zivilstandswesen









Schweizerischer Hebammenverband
Fédération suisse des sages-femmes
Federazione svizzera delle levatrici
Federaziun svizra da las spendreras

Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

Datum: 6. Juni 2018

Stellungnahme zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung uber die
Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV) zur zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken fiir die Maoglichkeit, zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung
Uber die Gebihren im Zivilstandswesen (ZStGV) zur zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und
Fehlgeborener Stellung nehmen zu kénnen.

Der Schweizerische Hebammenverband (SHV) ist der Berufsverband der Hebammen in der Schweiz. Er
zahlt rund 3200 Mitglieder und vertritt die Interessen der angestellten und frei praktizierenden
Hebammen.

Die geplante Neuregelung der Beurkundung fehlgeborener Kinder schliesst eine schon langer fallige
Gesetzesliicke, die einen relevanten Beitrag leistet in der Grundversorgung von Eltern beim friihen Tod
ihres Kindes. Mit dem neuen Melderecht zur Registrierung eines Kindes, das vor der 22.
Schwangerschaftswoche oder mit einem Geburtsgewicht unter 500 Gramm tot zur Welt kommt, wird
ab dem 1. Januar 2019 eine offizielle Anerkennung dieser Kinder moglich.

Der SHV begrisst diese wichtige Neuregelung sehr. Ebenfalls begriissen wir auch die Regelung, dass
betroffene Eltern innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der neuen Verordnung ihr fehlgeborenes
Kind riickwirkend registrieren lassen kénnen, wie dies in Art. 99c geregelt ist. Dies entspricht einem
grossen Bedirfnis vieler Eltern, und es ist aus unserer Sicht zentral, dass dieser Punkt in der definitiven
Verordnung beibehalten wird.

Im geplanten Verordnungstext moéchten wir folgende Anpassung einbringen:

1) In Art. 9b, wird die Bezeichnungen , Tot- und Fehlgeborene” verwendet. Diese Terminologie finden
wir zutreffender als Tot- und Fehlgeburt. Wir wiirden es daher begrissen, wenn diese
Terminologie in allen Artikeln konsequent libernommen werden kdnnte.

2) Beieinem Kind, das in den ersten 5 Schwangerschaftsmonaten zur Welt kommt, ist das Geschlecht
nicht immer deutlich ersichtlich. Dies misste in den Formularen/im Erfassungssystem vermerkt
werden kdnnen und wir bitten Sie, diese Rubrik erganzend aufzunehmen.

)
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Fir Rickfragen stehen wir gerne zur Verfugung.
Herzlichen Dank fiir die Priifung der Anderungsvorschlige.

Freundliche Griisse

Barbara Stocker Kalberer Andrea Weber-Kaser
Prasidentin SHV Geschéftsfihrerin SHV
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Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement
Bundesamt fiir Justiz
3003 Bern

Per Mail: lukas.iseli@bj.admin.ch

Bern, 14. Juni 2018

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung tiber die Gebiihren im
Zivilstandswesen (ZStGV). Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin,
sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken lhnen bestens flur die Gelegenheit, zur obengenannten Vorlage Stellung nehmen zu kén-
nen. Der Schweizerische Stadteverband SSV vertritt die Stadte, stadtischen Gemeinden und Agglo-
merationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevdlkerung.

Allgemeine Einschatzung

Der Schweizerische Stadteverband begrisst, dass kunftig der Bund fur den Betrieb sowie fir die Neu-
und Weiterentwicklung des elektronischen Personenstandsregisters «Infostar» verantwortlich sein
wird. Wir unterstiitzen zudem im Grundsatz die vorgeschlagene Ausweitung der bereits bestehenden
Prozesse zur Beurkundung von Totgeborenen auf Fehlgeburten.

Konkrete Anliegen

Art. 9a-9¢ E-ZStV

In den neuen Art. 9a-9c EZStV ist keine Mitteilung an den anderen Elternteil vorgesehen, sofern das
Gesuch nicht gemeinsam eingereicht wird. Das Unterlassen einer solchen Mitteilung ist unter Umstan-
den kritisch. Eine Mitteilung an den nicht gesuchstellenden Elternteil ist wichtig, um den Grundsatz zu
wahren, dass jeder Person bekannt sein sollte, welche Daten Uber sie gefuhrt werden (Art. 81 Abs. 1
ZStV).

Art. 9a Abs. 1 und 3 E-ZStV
Neu sollen neben den lebend und den tot geborenen Kindern auch fehlgeborene Kinder im zentralen
elektronischen Personenstandsregister aufgenommen werden kénnen. Da die Registereintragung von

Monbijoustrasse 8, Postfach, 3001 Bern
Telefon +41 31 356 32 32
info@staedteverband.ch, www.staedteverband.ch



fehlgeborenen Kindern auf Antrag eines oder beider Elternteile erfolgt, miissen diese ein entsprechen-
des Gesuch beim zustandigen Zivilstandsamt einreichen. Von grosser Bedeutung fir die Stadte ist da-
bei, dass die Weitermeldung an die kommunalen Einwohnerdienste klar verankert wird. Die entspre-
chenden Artikel in der Verordnung mussen in diesem Sinn angepasst werden.

Art. 9a Abs. 3 E-ZStV

Gemass dem Verordnungsentwurf soll die Beurkundung einer Fehlgeburt in jedem Zivilstandsamt
mdglich sein, unabhangig vom Wohnsitz oder vom Ereignisort. Es reicht im Prinzip ein Bezug der be-
troffenen Eltern zur Schweiz, auch wenn die Fehlgeburt womdglich im Ausland stattgefunden hat.
Diese Regelung erachten wir als wenig sinnvoll, da sie dem vorherrschenden «Prinzip der Register-
wahrheit von 6ffentlichen Registern» widerspricht. Fir die Entgegennahme des Gesuchs um Beurkun-
dung der Fehlgeburt soll nicht potentiell jedes Zivilstandsamt zustandig sein, sondern nur jenes am
Geburtsort des Kindes. Bei Geburt im Ausland sollte die Zustandigkeit beim Zivilstandsamt des Hei-
matortes liegen und bei dessen Fehlen bei demjenigen des Wohnortes.

Art. 9b Abs. 1 E-ZStV

Art. 9b E-ZStV sieht vor, dass bei fehlgeborenen Kindern das Feld «Geschlecht» zwingend auszufiil-
len ist. Dies auch dann, wenn eine Geschlechterbestimmung fiir das Fehlgeborene gar nicht mdglich
ist. Es ist vorgesehen, die Wahl unter Umstanden auch den Eltern zu tberlasen. Es stellt sich in die-
sem Zusammenhang die Frage, ob es tatsachlich sinnvoll ist, wenn im elektronischen Personen-
standsregister selbst dann ein Feld gefiihrt werden muss, wenn die effektive Zuordnung des Ge-
schlechtes nicht mdglich ist. Technisch sollte es ohne weiteres machbar sein, die Angabe zum «Ge-
schlecht» nicht als Muss-, sondern als Kannfeld zu definieren.

Art 9b Abs. 3 E-ZStV

Gemass Art 9b Abs. 2 und 3 E-ZStV werden Totgeburten auch weiterhin mit Abstammungsangaben
mutterlicherseits und vaterlicherseits beurkundet, sofern es sich beim Vater um den Ehemann handelt.
Neu soll die vaterliche Abstammung jedoch nur noch auf Erklarung des Vaters hin beurkundet werden.
Diese Neuerung beinhaltet jedoch eine Diskriminierung der betroffenen Vater, weshalb darauf verzich-
tet und die Eintragung der vaterlichen Abstammung wie bisher obligatorisch vorgenommen werden
sollte.

Art. 9c Abs. 4 E-ZStV

Art. 9c Abs. 4 des Entwurfes sieht fur die Gesuchseinreichung der Eltern eine Frist von einem Jahr
vor. Dass den Eltern im Hinblick auf das einschneidende Ereignis und die Trauerbewaltigung eine Ein-
reichefrist eingerdumt wird, ist zu begriissen. Allerdings ist die lange Frist von einem Jahr zu Uberden-
ken, 6 Monate reichen aus Sicht der an der verbandsinternen Vernehmlassung beteiligten Stadte aus.

Art. 77 Abs. 2 E-ZStV

Dass der Bund neben dem Betrieb des Systems auch fiir die Neu- und Weiterentwicklung verantwort-
lich zeichnen soll, ist zu begrissen. Damit ist ein einheitliches Vorgehen in der Schweiz gesichert.
Eine Mehrheit der Stadte, die sich an der verbandsinternen Vernehmlassung beteiligt haben, erachten
die in Art. 77 Abs. 2 E-ZStV festgelegte Gebuhr von 500 Franken tragbar. Jedoch sollte die Gebuihr
nicht pro Nutzer verrechnet werden, sondern pro 100% Beschaftigungsgrad. Viele Stadte fordern Teil-
zeitbeschaftigungen und somit auch den beruflichen Wiedereinstieg. Eine Gebuhr pro Nutzer wiirde
sie damit finanziell benachteiligen.
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Art. 78a und 78b E-ZStV

Die Zusammensetzung und die Grdsse der vorgesehenen Fachkommission sind sinnvoll. Nicht akzep-
tabel ist hingegen die unentgeltliche Ressourcennutzung. Art. 78b Abs. 1 E-ZStV spricht davon, dass
die Kantone dem Bundesamt flir Justiz fur die Entwicklung des Systems unentgeltlich Fachpersonen
zur Verfiigung stellen. Angesichts der umfangreichen Aufgaben (Art. 78b Abs. 2 lit. a-d) scheint Kklar,
dass diese Kantone, im Unterschied zu den anderen, einen erheblichen Ausfall von ausgewiesenen
Fachpersonen tragen mussen. Zumindest in einzelnen Kantonen werden diese Einbussen auf ein-
zelne Zivilstandskreise zuruckfallen. Aufgrund des benétigten breiten Know-Hows werden dies vor al-
lem stadtische Amter sein. Gerade diese Amter sind aufgrund der demographischen Entwicklungen
(Uberalterung, Zuwanderung usw.) mit einer steigenden Fallkomplexitat konfrontiert, was zunehmend
zu einer Verknappung der verfligbaren Personalressourcen fihrt. Aus den genannten Griinden und im
Sinne der Qualitatssicherung ist zwingend nétig, dass der Bund eine Entschadigung vorsieht und re-
gelt.

Art. 79 Abs. 3 E-ZStV
Aus kommunaler Sicht ist es unabdinglich, dass die Einwohnerdienste aller Stadte und Gemeinden im
Abrufverfahren nach Art. 79 Abs. 3 E-ZStV Zugriff ohne Kostenfolge erhalten.

Antrage

Wir beantragen deshalb folgende Anpassungen und Ergénzungen:
Entwurf Zivilstandsverordnung (E-ZStV)

» Art. 9 E-ZStV

Die Weitermeldung an die kommunalen Einwohnerdienste muss verankert sein: «...wird im Perso-
nenstandsregister beurkundet und den kommunalen Einwohnerdiensten anschliessend mitgeteilt.»

» Art. 9a Abs. 1 E-ZStV
Die Weitermeldung an die kommunalen Einwohnerdienste muss verankert sein: «...werden im Per-
sonenstandsregister beurkundet und den kommunalen Einwohnerdiensten anschliessend mitge-
teilt.»

» Art. 9a Abs. 3 E-ZStV

Eine Fehlgeburt wird auf Gesuch der Mutter oder des Vaters des Kindes im Personenstandsregister
beurkundet, wenn der Ereignisort in der Schweiz ist oder wenn die Mutter oder der Vater ihren
Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben oder das Schweizer Burgerrecht be-
sitzen. Dem Gesuch ist eine Bescheinigung der Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die Hebamme
oder den Entbindungspflegers beizulegen. Danach erfolgt eine Meldung an die kommunalen Ein-
wohnerdienste. Die Beurkundung erfolgt am Ereignisort. Liegt dieser im Ausland, ist das Zivilstands-
amt des Heimatortes zustandig, bei dessen Fehlen dasjenige des Wohnortes.»

Zu erganzen ist weiter die Pflicht einer Mitteilung an den jeweils anderen Elternteil, sofern das Ge-
such nicht gemeinsam eingereicht wird.
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» Art. 9b Abs. 1 E-ZStV
«Die Eltern kénnen die Beurkundung der Abstammung, der Vornamen und des Namens eines Tot-
oder Fehlgeborenen verlangen. Eine Geschlechtsangabe ist fakultativ.»

» Art. 9b Abs. 2 E-ZStV
Diese Neuerung beinhaltet eine Diskriminierung der betroffenen Vater, weshalb darauf verzichtet
und die Eintragung der vaterlichen Abstammung wie bisher obligatorisch vorgenommen werden
sollte.

» Art. 9c Abs. 4 E-ZStV
«Die Angaben zu einer Totgeburt sind innerhalb eines halben Jahres nach dem Ereignis dem Zivil-
standsamt mitzuteilen. Das Gesuch um Beurkundung einer Fehlgeburt ist innerhalb eines halben
Jahres nach dem Ereignis oder nach Erstellung der Bescheinigung durch die Arztin, den Arzt, die
Hebamme oder den Entbindungspfleger beim Zivilstandsamt einzureichen.»

» Art. 77 Abs. 2 E-ZStV
Die Gebdhr soll nicht pro Nutzer verrechnet werden, sondern pro 100% Beschaftigungsgrad.

» Art. 78b Abs. 1 ZStV
Fir die beigezogenen Fachpersonen ist eine Entschadigung vorzusehen: «Die Kantone stellen
dem BJ fur die Entwicklung des Systems unentgeltlich Fachpersonen zur Verfliigung. Deren Leis-
tungen werden entschadigt.»

» Art. 79 Abs. 3 E-ZStV
Die Einwohnerdienste aller Stadte und Gemeinden missen im Abrufverfahren nach Art. 79 Abs. 3
E-ZStV Zugriff ohne Kostenfolgen erhalten.

Wir danken lhnen fur die Beriicksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grisse

Schweizerischer Stadteverband

Prasident Direktorin
. l @\/L/ (/‘\/
Kurt Fluri, Nationalrat Renate Amstutz

Stadtprasident Solothurn

Kopie Schweizerischer Gemeindeverband
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Bundesratin Simonetta Sommargua
Eidgendssisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West

3003 Bern

Bern, 14.Mai 2018

Stellungnahme des Vereins Starnechind
zur Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung liber die

Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV)
(,,Bundeslosung Infostar” und zivilstandesamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Es gesthieht manchmal,
dass eine Seele die Erde nur stretift. Thr Kommen und Gehen fallen n eins.
Doch thr kurzes Verweilen war nicht Wmsonst, dénn €s berithrt die Herzen all
derer,
die sie erwartet haben.

Wir vom Verein Starnechind nehmen sehr gerne Stellung zum oben genannten
Vernehmlassungsverfahren.

Seit Gber 7 Jahren stellen wir ehrenamtlich spezielle Kleidung fur fehl-und totgeborene Kinder her
(ab der 13.Schwangerschaftswoche), die noch zu kleine fiir die ,normale” Kleidung sind.

Um ihnen ihre Wiirde als ,,Mensch” zu geben, um die Beriihrungsdngste der Eltern abzubauen, um
das Fachpersonal zu unterstiitzen in der Betreuung der verwaisten Eltern.

Diese kleinen Menschen, die da waren, die so sehr erwartet wurden und zurtick zu den Sternen
gereist sind.

Zurick bleibt eine grosse Leere, eine riesige Sehnsucht, zerplatzte Zukunftsplane, ungelebte Liebe
und ein unsichtbares ,Eltern sein”.

Wie wunderbar, dass diese Kinder nun bald nicht nur in den Herzen all derer Platz finden, die sie
erwartet haben, sondern auch sichtbar und anerkannt im Familienblichlein, als Teil der Familie.

www.stdrnechind.ch info@staernechind.ch postkonto 60-179037-6 Seitel




Gerne schliessen wir uns der Fachstelle Kindsverlust an, mit der Bitte, die gekennzeichneten
Formulierungen in der Zivilstandsverordnung zu dandern, nicht das Ereignis zu benennen, sondern
das Kind. Die Formulierung Fehl- oder Totgeburt |6st in vielen betroffenen Eltern einen tiefen
Schmerz aus, da es ihr Kind ist, nicht ihre Fehl-oder Totgeburt.

Die geplante Neuregelung der Beurkundung fehlgeborener Kinder schliesst eine Gesetzesliicke, die
einen relevanten Beitrag leistet in der Grundversorgung von Eltern beim friithen Tod ihres Kindes.
Mit dem neuen Melderecht zur Registrierung eines Kindes, das vor der 22.
Schwangerschaftswoche oder mit einem Geburtsgewicht unter 500 Gramm tot zur Welt kommt,
wird ab dem 1. Januar 2019 eine offizielle Anerkennung dieser Kinder moglich.

Wir begriissen diese Neuregelung sehr! Damit verbunden ist fiir die betroffenen Familien eine
Anerkennung ihrer Mutterschaft/Elternschaft und es ist ein Zeichen von Respekt dem verstorbenen
Kind gegeniber. Diese Aspekte wirken sich hilfreich im Bewaltigungsprozess des friihen Verlustes
aus, was wir durch unsere Erfahrungen und anhand internationaler Studien bestatigen kénnen.

Wir begriissen auch die Regelung, dass betroffene Eltern innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten
der neuen Verordnung ihr fehlgeborenes Kind riickwirkend registrieren lassen konnen, wie dies in
Art. 99c geregelt ist. Dies entspricht einem grossen Bedlirfnis vieler Eltern, welche ihr Kind in den
vergangenen Jahren friih gehen lassen mussten, und es ist zentral, dass dieser Punkt in der
definitiven Verordnung beibehalten wird.

Im Folgenden machen wir auf zwei Punkte im geplanten Verordnungstext aufmerksam, bei denen
aus unserer Sicht noch Klarung besteht und wir eine Anpassung anstreben:

1) Zentraler Aspekt fir die betroffenen Eltern ist es, eine Gleichbehandlung zu erleben wie
Eltern deren Kind lebend zur Welt kommt. Dabei geht es vor allem darum, dass das verstorbene
Kind als ,,Kind“ anerkannt wird und nicht nur das Ereignis ,,Geburt” oder , Fehlgeburt” registriert
wird. Entsprechend schlagen wir vor, hier die gleiche Terminologie wie bei der Registrierung eines
lebenden Kindes zu verwenden. Das entspricht auch der Wortwahl von Art. 9b, wo die
Bezeichnungen , Tot- und Fehlgeborene” verwendet und also das Kind und nicht das Ereignis
bezeichnet wird.

2) Bei einem Kind, das in den ersten 5 Schwangerschaftsmonaten zur Welt kommt, ist das
Geschlecht nicht immer deutlich ersichtlich. Daher empfehlen wir, eine entsprechende Rubrik in

den Formularen/im Erfassungssystem erganzend einzufligen.

Nachfolgend unser Vorschlag wie diese Anpassungen in der Zivilstandsverordnung vorgenommen
werden kdnnen:

Beurkundung tot- und fehlgeborener Kinder

Art. 9 Geburt eines lebenden Kindes
Die Geburt eines lebenden Kindes wird im Personenstandsregister beurkundet.
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Art. 9a Geburt eines toten Kindes Totgeburt—Fehigeburt
1 Die Geburt eines toten Kindes wird Fetgeburten-werden im Personenstandsregister

beurkundet.

2 Als Totgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt kommt
und ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder ein Gestationsalter von
mindestens 22 vollendeten Wochen aufweist.

3 Ein Kind, das durch Fehlgeburt zur Welt kommt, Eine-Fehlgeburt wird auf Gesuch der
Mutter oder des Vaters des-kindes im Personenstandsregister beurkundet, wenn der
Ereignisort in der Schweiz ist oder wenn die Mutter oder der Vater ihren Wohnsitz oder
gewodhnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben oder das Schweizer Blirgerrecht besitzen.
Dem Gesuch ist eine Bescheinigung der Fehlgeburt durch die Arztin, den Arzt, die
Hebamme oder den Entbindungspfleger beizulegen.

4 Als Fehlgeborenes wird ein Kind bezeichnet, das ohne Lebenszeichen auf die Welt
kommt und weder ein Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm noch ein
Gestationsalter von mindestens 22 vollendeten Wochen aufweist.

Art. 9b Zusatz

Bei der Angabe zum Geschlecht des Kindes wird eine Rubrik ,,unbekannt” oder
,uneindeutig” angefiigt, so dass auch Kinder erfasst werden kénnen, bei denen das
Geschlecht nicht oder unklar nachgewiesen werden kann.

Wir begriissen den vorliegenden Vorschlag fiir die Anderung der Zivilstands Verordnung sehr, und
wir danken lhnen, Frau Bundesratin, dem Gesamtbundesrat und den zustandigen Stellen, dass Sie
die Bedirfnisse von Eltern friih verstorbener Kinder ernst nehmen und friih verstorbenen Kindern
Respekt entgegenbringen.

Herzlichen Dank fiir die Priifung der Anderungsvorschlige.
Mit freundlichen GriiBen

Erika Streuli Oppliger
Prasidentin Verein Starnechind

www.starnechind.ch
www.mein-sternenkind.ch Begleitwebseite zur Broschiire Mein Sternenkind
www.sternenkinder-eltern.ch Schweizer Kontaktplattforum fiir betroffene Eltern
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Schweiz. Verband der  Fédération suisse Federazione svizzera Federaziun svizra da
Birgergemeinden des bourgeoisies dei patriziati las vischnancas bur-

und Korporationen et corporations gaisas e corporaziuns
‘ EJPD
g 12 Juni 2018 o Bundesamt fur Justiz
Herrn Lukas Iseli
EIDG. AMT FUR DAS ZVILSTANDSWESEN Bundesrain 20
3003 Bern

Basel/Bern, 8. Juni 2018

Revision der Zivilstandsverordnung ZStV / Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Sehr geehrte Damen und Herren

Vorweg miissen wir leider einmal mehr feststellen, dass der SVBK nicht als Ver-
nehmlassungsadressat figuriert. Es erscheint unversténdlich, dass der Dachverband
der Burgergemeinden und Korporationen in der Schweiz nicht automatisch einbezo-

gen wurde, besteht doch eine direkte Abhangigkeit vom Personenstandsregister.

Das Bundesamt fur Justiz dirfte sich erinnern, dass im Rahmen der Einfihrung von
Infostar intensive Gesprache mit dem SVBK stattfanden und zusammen eine Losung
entwickelt wurde, im System Burger- und Korporationsrechte auszuweisen. Die Bur-
gergemeinden und Korporationen haben dazu auch erhebliche finanzielle Mittel bei-
getragen. Als 6ffentlich-rechtliche Kérperschaften sind sie darauf angewiesen, ein
Stimmregister zu filhren, das nur auf den Daten des Zivilstandsregisters des Heima-

tortes basieren kann.

Das elektronische Beurkundungsregister wird diesen Anspriichen auch kinftig Rech-
nung tragen missen, auch wenn es nach Art. 76 ZStV im Rahmen der Neu- und
Weiterentwicklung des zentralen Personen-Informationssystems gefihrt wird. Die
vorliegende Revision tangiert Art. 49a ZStV nicht, weshalb weiterhin Mitteilungen von
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vorliegende Revision tangiert Art. 49a ZStV nicht, weshalb weiterhin Mitteilungen von
Daten Ulber Personen mit Burger- oder Korporationsrecht an das Zivilstandsamt des

Heimatortes Ubermittelt werden mussen.

Es liegt unserem Verband sehr daran, dass bei der nun vollstandigen Verantwortung
des Bundes fir das System Infostar die existentiellen Bedurfnisse der Burgerge-
meinden und Korporationen nicht vergessen gehen. In Art. 78 ZStV ist vorgesehen,
die Kantone bei der Entwicklung des Systems im Rahmen einer Fachkommission
und durch Fachpersonen einzubeziehen. Sollten Registrierung und Meldung von
Personendaten, welche Burger- und Korporationsrechte betreffen, durch beabsichtig-
te Neuerungen tangiert werden, wiinscht der SVBK, frilhzeitig beigezogen zu wer-
den. Er ist jederzeit bereit, Fachpersonen zu delegieren, vertritt er doch die Interes-

sen seiner Mitglieder aus 17 Kantonen.

Wir ersuchen Sie héflich, unsere Anliegen bei der Entwicklung des Bundessystems
frihzeitig einzubeziehen und wiinschen ausdricklich, fur kiinftige Revisionen des

Zivilstandsbereichs automatisch in den Adressatenkreis aufgenommen zu werden.

Fur thre Kenntnisnahme danken wir sehr.

Mit freundlichen Grissen |
A~ (NG
Dr R. Grunlnger PraS|dent

fu

A. HubBdacher, Geschaftsfuhrer






SCHWEIZERISCHER VERBAND FUR FEUERBESTATTUNG (SVFB)
) UNION SUISSE DE CREMATION (USC)
ASSOCIAZIONE SVIZZERA DI CREMAZIONE (ASC)

Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement
Bundeshaus West
CH-3003 Bern

lukas.iseli@bj.admin.ch

Zurich, 16. Mai 2018

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung tiber die Gebiihren im
Zivilstandswesen (ZStGV); Bundeslosung Infostar und zivilstandsamtliche Behandlung Tot-
und Fehlgeborener

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Vorstand des Schweizerischen Verbandes fiir Feuerbestattungen bedankt sich fiir die Moglichkeit,
zum im Titel genannten Geschéaft Stellung nehmen zu dirfen.

Zivilstandsamtliche Behandlung Tot- und Fehlgeborener

Eltern, die vom Schicksalsschlag einer Tot- oder Fehlgeburt betroffen sind, sollen auch vom Staat auf
bestmdogliche Art unterstiitzt sein. Ein wichtiger Teil in der Trauerarbeit ist in immer mehr Stadten und
Gemeinden bereits erflllt: «Sternenkinder» konnen wirdig bestattet werden. An gewissen Orten
stehen Grabfelder fur die «Ganz Kleinen» zur Verfiigung.

Wird heute ein Kind vor Vollendung der 22. Schwangerschaftswoche bzw. mit einem Gewicht unter
500 Gramm totgeboren, wird diese Geburt weder gemeldet noch im Zivilstandsregister eingetragen.
Den Eltern ist daher die Mdglichkeit verwehrt, mit einem Dokument des Zivilstandsamtes zu belegen,
dass ein totgeborenes Kind zur Welt gekommen ist. Die in Art. 9a Abs. 3 E-ZStV aufgezeigte
Maoglichkeit zur Beurkundung einer Fehlgeburt unterstiitzen wir daher sehr.

Entgegen der Formulierung in Art. 9c Abs. 3 E-ZStV soll jedoch fiir die Entgegennahme des Gesuchs
um Beurkundung der Fehlgeburt nicht jedes Zivilstandsamt sondern jenes am Geburtsort des
Kindes zustandig sein. Bei Geburt im Ausland soll es das Zivilstandsamt des Heimatortes, bei dessen
Fehlen des Wohnortes sein.

Wir sind Uberzeugt, betroffenen Eltern damit wenigstens im burokratischen Teil etwas Schmerz
ersparen zu kénnen.

Wir danken fir die Berlicksichtigung unserer Eingabe.

Freundliche Grisse

Marc Luthi Rolf Steinmann
Prasident SVFB Sekretar SVFB



Assaociation suisse des officiers de | état civil
Assaciazione svizzera degli ufficiali dello stato civile
Schweizerischer Verband fiir Zivilstandswesen

Eidg. Justiz- und Polizeidepartement
Bundesamt fur Justiz

Per Mail an:
lukas.iseli@bj.admin.ch

Zurich, 13. Juni 2018

Vernehmlassung des Bundes zur geplanten Revision der eidg. Zivilstandsverordnung
(ZStV) und der eidg. Verordnung iiber die Gebiihren im Zivilstandswesen (ZStGV) —
Modernisierung Personenstandsregister und Fehlgeborene

Stellungnahme des Schweizerischen Verbandes fir Zivilstandswesen (SVZ)

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Vorstand des Schweizerischen Verbandes fur Zivilstandswesen (SVZ) bedankt sich fur
die Méglichkeit, zum im Titel genannten Geschéft Stellung nehmen zu durfen. Der SVZ hat
die Vorlage intensiv studiert und an einer Vorstandssitzung diskutiert. Auch die Kantonal-
verbadnde wurden um ihre Stellungnahme gebeten. Diese Stellungnahme ist also breit
abgestitzt bei den Zivilstandsdmtern in der Schweiz. Das «SVZ-interne» Vernehmlas-
sungsverfahren fihrte zu einem sehr einheitlichen Bild. Der SVZ stimmt auch weitestgehend
mit der Konferenz der kantonalen Aufsichtsbehérden im Zivilstandsdienst Gberein.

Gerne nehmen wir zu den zwei wichtigen Themen Stellung:
Bundeslésung Infostar

Art. 77 Abs. 2 ZStV

Mit der Nutzungsgebiihr von 500 Franken sind wir grundsatzlich einverstanden. Der Betrag
ist jedoch nicht pro Anwender/in zu verlangen sondern pro Vollzeitstelle. Sehr viele
Zivilstands@mter beschaftigen Teilzeitmitarbeitende (oftmals Matter mit kleinen Kindern oder
Wiedereinsteigerinnen). Mit der Gebiihr pro Anwender/in wirde ein falsches Zeichen gesetzt
und gewisse Gemeinden kénnten vermehrt Vollzeit-Mitarbeitende anstellen und somit die
Chancen von Zivilstandsbeamtinnen, die auch noch Kinder zu betreuen haben, schmaélern.
Von der Gebiihr ganz auszunehmen sind die Lernenden. Die Lernenden sind unsere Zukunft
und es ist wichtig, dass sich weiterhin genigend Gemeinden finden, die Lernende — auch im
Zivilstandswesen — ausbilden.

Art. 78a ZStV
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Bei Bestellung der Fachkommission durch je vier Vertreter/innen des BJ und der KAZ und
einer zusétzlichen Vertretung des BJ als Vorsitzende/r werden die Kantone faktisch
ausgebremst. Wir beantragen, dass die Kommission mit gleich vielen Mitgliedern des BJ und
der KAZ bestellt und eine Co-Leitung durch je eine Vertretung des BJ und der KAZ installiert
wird.

Art. 78b ZStV

Der SVZ begrisst es sehr, dass Fachpersonen, also auch Zivilstandsbeamt/innen
beigezogen werden. Fir einen erfolgreichen Abschluss des Projekts Infostar NG sind die
Verterter/innen der Zivilstandsamter sehr wichtig.

Aus Erfahrung wissen wir, wie schwierig es ist, qualifizierte Zivilstandsbeamt/innen zu finden,
die von ihren Arbeitgebern freigestellt werden (fur Entwicklung, Testen etc.). Wenn diese
Mitarbeitenden, wie in Art. 78b Abs. 1 ZStV vorgesehen, unentgeltlich zur Verfugung gestellt
werden missen, wird das die Suche nach geeigneten Personen nochmals schwieriger
machen. Es ist daher unbedingt eine Entschédigung fur Mitarbeitende von Aufsichtsbe-
hérden und Zivilstandsamtern vorzusehen. Auch die Reisespesen sind vom Bund zu
Ubernehmen.

Fehlgeborene

Eine Totgeburt oder eine Fehlgeburt ist fur die betroffenen Eltern ein mit viel Trauer und Leid
verbundener Schicksalsschlag. Der SVZ méchte diese Eltern bestméglich unterstitzen und
ihnen nicht durch birokratische Hurden weitere Schmerzen zufiigen. Zentral ist hier in erster
Linie, dass betroffene Eltern die Méglichkeit haben, ihre Kinder (seien es verstorbene,
totgeborene oder fehlgeborene) zu bestatten. in den letzten Jahren hat sich hier vieles zum
Guten gewendet; auf den Wunsch der Eltern nach einer Bestattung wird auch bei
Sternenkindern nun eingegangen. Dies hilft den Eltern in der Trauerbewaltigung. Und sie
haben spater einen Ort, an den sie wieder gehen kénnen.

Daneben ist es fur viele Eltern wichtig, ein «<amtliches Dokument» zu haben, welches die
Geburt bestatigt. Dieser Wunsch ist sehr verstandlich und die Eltern sollen auf Wunsch ein
«amtliches Dokument» erhalten. Der Weg zum «amtlichen Dokument» darf aber nicht Giber
Infostar fuhren.

Die heutige Regelung (22 Schwangerschaftswochen, 500 Gramm) ist international anerkannt
(WHO). Ein Abweichen davon drangt sich nicht auf. Den Vorschlag des Bundes, auch
Fehlgeburten im Personenstandsregister einzutragen, lehnen wir ab.

Wir schliessen uns hier vollumfanglich der Stellungnahme der KAZ vom 9. April 2018 (mit
Beilagen) an und beantragen, die deutsche Lésung in Analogie in der ZStV aufzunehmen.
Ausdrucklich mitgemeint ist damit Abs. 4 des § 31 der (deutschen) Verordnung zur
Ausfiihrung des Personenstandsgesetzes (PStV). Dass ein Kind einer Mehrlingsgeburt, nur
weil es ein paar Gramm zu leicht und tot auf die Welt gekommen ist, nicht eingetragen
werden kann, wird von Eltern nicht verstanden und ist fur diese grausam.
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Nicht nur die Fehlgeburten gehéren nicht ins Personenstandsregister. Auch Totgeburten
sollten dort nicht eingetragen werden. Art. 31 Abs. 1 ZGB regelt, dass die Persénlichkeit
nach der vollendeten Geburt beginnt und mit dem Tode endet. Im Abs. 2 wird dann
eingeschrankt, dass das Kind nur rechtsféhig wird, wenn es lebendig geboren wird. Diese
Vorlage ware also auch der geeignete Moment, die Eintragung von totgeborenen Kindern im
Personenstandesregister generell zu hinterfragen.

Sollte trotz grésster Bedenken des SVZ und der KAZ der Bundesrat die in der
Vernehmlassung unterbreitete Lésung einfuhren wollen, sind gewisse Punkte zu kldren bzw.
zu prazisieren. Auf diese machen wir nachstehend aufmerksam. Auf eine neue Formulierung
der Artikel verzichten wir, da wir diese wie oben erwahnt ablehnen.

Grundsatzlich: Sollten Fehlgeburten im Infostar beurkundet werden mussen, wéren in jedem
Fall die gleichen Regeln anzuwenden wie bei Lebend- oder Totgeburten.

e So waren Eltern, die das Schweizer Birgerrecht nicht besitzen, mit vollstandigen
Personalien (und somit mit den gemass Docl notwendigen Dokumenten) im Infostar
aufzunehmen.

Geburtsort ist die Gemeinde, in der die Geburt erfolgte; nicht der Zivilstandskreis.

Die Geburt wird beim Zivilstandsamt des Geburtsortes registriert, nicht bei jedem
Zivilstandskreis in der Schweiz. Es darf nicht sein, dass Mutter und Vater bei je einem
Zivilstandskreis ein Gesuch um Beurkundung der Geburt stellen.

e Es ist verbindlich zu regeln, ob Fehlgeborene im Familienausweis (FA) erscheinen
sollen oder nicht. Dass ein Elternteil einen FA mit dem Kind und der andere Elternteil
einen FA ohne Kind bezieht, ist sehr stérend und widerspricht Art. 9 ZGB.

e Die Félle, in denen das Geschlecht des Kindes bei der Geburt nicht bestimmt werden
kann, werden bei Beurkundung von Fehlgeburten zunehmen. Es miisste daher
moglich sein, auf die Bestimmung des Geschlechts zu verzichten (was nattrlich auch
fur alle lebend geborenen Kinder, deren Geschlecht nicht bestimmt werden kann,
gelten soll).

o Sofern die betroffenen Eltern bereits ein Kind haben, soll das fehigeborene den
gleichen Familiennamen erhalten (keine Wahiméglichkeit).

e Handelt es sich um das erste Kind dieser Mutter und sind die Eltern nicht verheiratet,
bestimmt nur die Mutter Vor- und Familiennamen.

e Die Beurkundung von Geburten ist kostenfrei. Das soll auch fiir die Beurkundung von
Fehigeburten gelten.

Wir hoffen sehr, dass die Stellungnahmen der KAZ und des SVZ umgesetzt und die in der

Vorlage vorgeschlagene Lésung verworfen wird. Der SVZ ist sehr gerne bereit, bei der
Umgestaltung der Vorlage mitzuarbeiten.
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Vielen Dank fur die Beachtung dieser Eingabe.

Freundliche Grisse

Schweizerischer Verband fiir Zivilstandswesen

g
Roland Peterhans
Prasident

Kopie an KAZ
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Zirich/Wettingen, 12. Juni 2018

Revision der Zivilstandsverordnung (ZStV) und der Verordnung iiber die Gebiihren im
Zivilstandswesen (ZStGV) Bundesldésung Infostar und zivilstandsamtliche Behandlung
Tot- und Fehlgeborener

Sehr geehrter Herr Iseli

Der Verband der Schweizerischen Einwohnerdienste nimmt zur Bundeslésung Infostar
gerne Stellung:

Wir begrissen es, dass fir die Neu- und Weiterentwicklung des Personenstandsregister (In-
fostar) zuklnftig der Bund verantwortlich ist (Art. 76 E-ZStV). Es ist eine jahrliche Gebuhr von
500 Franken pro Anwender vorgesehen fur die Nutzung des Systems zu Zivilstandszwecken
(Art. 77 E-ZStV).

Mit der Anderung zur «Beurkundung des Personenstands und Grundbuch» (14.034) vom
15.Dezember 2017 wird zukiinftig auch den Einwohnerdiensten in Infostar ein Abrufverfahren
zur Verfugung gestellt. Mit einem Abrufverfahren aus Infostar fur die Einwohnerdienste wird
sich wohl auch die Gebuhrenfrage fir die zusatzlichen Nutzenden von Infostar in den Einwoh-
nerdiensten stellen.

Wir mdchten daher bereits jetzt festhalten, dass fir die Anwenderinnen und Anwender der
Einwohnerdienste aus folgenden keine Gebuhren erhoben werden durfen.

- Die Einwohnerdienste nehmen keine Mutationen in Infostar vor. Sie werden Infostar
lediglich zur Abfrage von bestimmten Merkmalen und nicht fir zivilstandsamtliche Zwe-
cken nutzen. Insbesondere soll die Abfrage auch zur Verifikation von Daten dienen, die
im Einwohnerregister gefihrt werden mussen. Bei Differenzen zwischen den verschie-
denen Bundesregistern sind die Einwohnerdienste verpflichtet, die Daten aus Infostar
zu Ubernehmen.

- Die Einwohnerregister sind Grundlage fir die Datenlieferungen an das BFS, welches
hohe Anforderungen an die Datenqualitat stellt.

- Auch im weiteren Zusammenhang mit der Einfihrung der Registerharmonisierung, ha-
ben die Gemeinden einen erheblichen zusatzlichen Aufwand, der vor allem dem Bund

zu Gute kommt.

- Die Gemeinden (Einwohnerdienste) erhalten flir den mit der Registerharmonisierung
zusatzlich entstanden Aufwand und fur Datenlieferungen an das Bundesamt fir Sta-
tistik keine finanzielle Entschadigung.
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Aus den erwdhnten Griinden diirfen den Einwohnerdiensten fiir die kiinftige Abfrage-
moglichkeit in Infostar keine Kosten entstehen.

Wir danken lhnen fir die Berlicksichtigung unseres Anliegens.

Freundliche Grisse

Verband Schweizerischer Einwohnerdienste

Carmela Schirmann, Prasidentin Walter Allemann, Sekretar

Kopie:
Schweizerischer Gemeindeverband, Bern

Schweizerischer Stadteverband, Bern

Prasidium: Carmela Schirmann, stv. Leiterin Personenmeldeamt, Bevdlkerungsamt Stadt Zrich,
Stadthausquai 17, Stadthaus, 8022 Zirich, Tel. 044 412 32 09. carmela.schuermann@zuerich.ch

Sekretariat Walter Allemann, Leiter Einwohnerdienste, Rathaus, Alb.Zwyssigstr. 76, 5430 Wettingen
Tel. 056/ 437 77 41, walter.allemann@wettingen.ch



	alle STN Kantone (Bundeslösung, Fehlgeborene)
	Kt. AG 01 Stellungnahme
	Kt. AG 02 Zusatzmitteilung
	Kt. AG 03 Beilage 1
	Kt. AG 04 Beilage 2
	Kt. AG 05 Beilage 3
	Kt. AG 06 Beilage 4
	Kt. AI
	Kt. AR 01 Stellungnahme Teil 1
	Kt. AR 02 Stellungnahme Teil 2
	Kt. AR 03 Anhang
	Kt. BE
	Kt. BL
	Kt. BS
	Kt. FR
	Kt. GE
	Kt. GL
	Kt. GR
	Kt. JU 01 Prise de position
	Kt. JU 02 Niveau des émoluments
	Kt. LU
	Kt. NE
	Kt. NW
	Kt. OW
	Kt. SG
	Kt. SH
	Kt. SO 01 Stellungnahme
	Kt. SO 02 Kostendeckungsgrad Zivilstandsdienst
	Kt. SZ
	Kt. TG
	Kt. TI
	Kt. UR
	Kt. VD
	Kt. VS
	Kt. ZG
	Kt. ZH

	alle STN Parteien (Bundeslösung, Fehlgeborene)
	CVP
	EVP
	FDP
	JEVP
	SP
	SVP

	alle STN Organisationen (Bundeslösung, Fehlgeborene)
	AGAPA
	AVZ Aarg. Verband für Zivilstandswesen
	Baal
	Battistutta 01 Begleitmail
	Battistutta 02 Stellungnahme
	DeineDoula
	Engelskinder
	famtrabe
	Frias
	herzensbilder
	JuCH Juristinnen Schweiz
	Kämpfer
	KAZ_DE
	KAZ_FR
	kindsverlust
	KIZ
	Marchion
	PROFA
	Ruf
	SGemV
	SGV
	SHV
	SSV
	Stärnechind
	SVBK
	SVFB
	SVZ
	VFG
	VSED


